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Strategie der Europäischen Union für den Ostseeraum

Ein umfassender Orientierungsrahmen, der es der Europäischen Union ermöglicht, Bedürfnisse zu ermitteln und sie durch die Koordinierung geeigneter Maßnahmen auf die verfügbaren Ressourcen abzustimmen, um eine nachhaltige Umwelt und eine optimale wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Ostseeraums zu gewährleisten

Aktionsplan

Einleitung

Die „EU-Strategie für den Ostseeraum“ wird in drei Papieren beschrieben: (1) in einer Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat und das Europäische Parlament, (2) in einem ergänzenden Aktionsplan, der dem Rat und dem Europäischen Parlament gleichzeitig vorgelegt wird, und (3) in einem Arbeitspapier der Dienststellen der Europäischen Kommission, das Hintergrund, Ansatz und Inhalt der Strategie erläutert.

Dieser Aktionsplan stellt mehrere Schwerpunktbereiche vor, die bei der Vorbereitung der EU‑Strategie für den Ostseeraum ermittelt wurden.
 Gemäß einer Vereinbarung zwischen den zuständigen Koordinatoren für die verschiedenen Schwerpunktbereiche, den Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission kann dieser Plan im Zuge der Weiterentwicklung des Ostseeraums und seines Umfelds regelmäßig aktualisiert werden. Dieses Arbeitspapier beinhaltet die im Dezember 2010 aktualisierte Fassung des im Juni 2009 von der Kommission veröffentlichten Aktionsplans.
Auch wenn es sich um eine Strategie der Europäischen Union handelt, so steht doch außer Zweifel, dass viele Herausforderungen nur in konstruktiver Zusammenarbeit mit unseren externen Partnern in der Region, insbesondere mit Russland, bewältigt werden können. Allerdings kann die Strategie Dritten keine Maßnahmen vorschreiben; vielmehr zeigt sie Problemfelder auf, bei denen eine Zusammenarbeit wünschenswert wäre, und schlägt Foren vor, auf denen entsprechende Diskussionen geführt werden könnten und eine entsprechende Zusammenarbeit stattfinden könnte. Wie in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates angemerkt, bildet die Nördliche Dimension – eine gemeinsame Politik der EU mit Russland, Norwegen und Island – die Grundlage für diese externen Aspekte der Strategie. Darüber hinaus werden diesbezüglich noch weitere Foren von Nutzen sein (z. B. die Gemeinsamen Räume EU – Russland).
 Durch die Zusammenarbeit mit weiteren internationalen Gremien (z. B. mit dem Rat der Ostseestaaten (CBSS), dem Nordischen Ministerrat oder dem Helsinki-Ausschuss (HELCOM)) werden die Entscheidungsprozesse dieser Gremien nicht berührt. 

Der Aktionsplan umfasst 15 Schwerpunktbereiche – die Hauptbereiche, in denen die EU‑Strategie für den Ostseeraum zu Verbesserungen beitragen kann (entweder durch die Auseinandersetzung mit den wichtigsten Herausforderungen oder durch die Wahrnehmung wichtiger Chancen). In der Regel sollte die Koordinierung eines Schwerpunktbereichs jeweils einem Mitgliedstaat übertragen werden, der dann in enger Abstimmung mit der Kommission sowie mit allen betroffenen Interessengruppen, insbesondere mit anderen Mitgliedstaaten, aber auch mit regionalen und lokalen Behörden, zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Gremien die praktische Ausgestaltung übernimmt. Außerdem ist die Kohärenz mit der integrierten Meerespolitik sicherzustellen.

Die Schwerpunktbereiche sind in vier thematische „Pfeiler“ und einen horizontalen Abschnitt gegliedert. Diese Gliederung soll allerdings nur zur Erleichterung der Analyse dienen; jeder einzelne Pfeiler betrifft nämlich eine breite Palette von Politikfeldern und steht im Zusammenhang mit den jeweils anderen Pfeilern. Die Pfeiler sind miteinander verbunden und voneinander abhängig. Jeder Schwerpunktbereich beginnt mit einer Beschreibung des Gegenstands, die Hintergrundinformationen zum Thema vermittelt. Anschließend werden die Schwerpunkte (Hauptprobleme) und der Mehrwert der Aktion für den Ostseeraum erläutert.

Die Ziele der verschiedenen Schwerpunktbereiche werden mit jeweils beschriebenen ausführlicheren Aktionen umgesetzt. Einige Aktionen haben insoweit strategische Bedeutung für den Ostseeraum, als sie auf die Bewältigung konkreter Probleme abzielen, die sich auf die Regionen, Bürger und Unternehmen des Ostseeraums auswirken. Andere Aktionen haben eher kooperativen Charakter; sie streben die Erschließung von Vorteilen an, die sich bei entsprechender Bereitschaft der Mitgliedstaaten und der jeweiligen Interessengruppen durch eine bessere Zusammenarbeit bei der Auseinandersetzung mit Problemen ergeben können. In manchen Fällen könnten die Aktionen eine Änderung der politischen Richtung oder (in seltenen Fällen) der nationalen Gesetzgebung der Mitgliedstaaten im Ostseeraum erforderlich machen. In anderen Fällen erfordern sie eine Finanzierung, die durch private oder öffentliche Mittel (Mittel der Gemeinschaft sowie nationale, regionale oder lokale Geldmittel) erfolgen könnte. Mit keiner der Aktionen ist eine Einschränkung der bestehenden ausschließlichen Zuständigkeiten der Gemeinschaft verbunden.

Darüber hinaus werden beispielhaft Vorzeigeprojekte von besonderer Bedeutung vorgestellt. Für diese Projekte sollten ein verantwortlicher federführender Partner benannt und eine Umsetzungsfrist festgelegt worden sein. Einige Vorzeigeprojekte, die sich relativ schnell starten und umsetzen lassen, werden als „Fast-Track-Projekte“ bezeichnet. 

In zahlreichen Fällen besteht das Ziel der detaillierten Aktionen im Aktionsplan darin, Schwerpunktbereiche für Aktivitäten hervorzuheben, die innerhalb des EU-Systems oder in einem anderen internationalen Rahmen bereits ermittelt oder sogar begonnen wurden, für deren erfolgreiche Umsetzung aber zusätzliche Koordinierungsmaßnahmen innerhalb des Ostseeraums und koordinierte Finanzierungsstrategien erforderlich sind. Die Strategie bietet diesbezüglich hervorragende Möglichkeiten. Die verstärkten Bemühungen im Rahmen des Aktionsplans sollten in enger Abstimmung mit etwaigen bereits laufenden Entwicklungen dieser Art (insbesondere mit neuen Verordnungen), auch auf Gemeinschaftsebene, durchgeführt werden, um Einheitlichkeit und Effizienz sicherzustellen. 

Die noch immer andauernde Wirtschaftskrise wirkt sich auf die Aktionen und Vorzeigeprojekte aus, die in den einzelnen Abschnitten dieses Aktionsplans vorgestellt werden. Daraus ergibt sich ein weniger vorteilhaftes Investitionsklima, das sowohl den öffentlichen Sektor als auch die Privatwirtschaft allgemein betrifft. Umso wichtiger ist es, dass die EU-Strategie für den Ostseeraum den Partnern in der Region eine langfristigere Sichtweise eröffnet, der die Überzeugung zugrunde liegt, dass nach dem Ende der gegenwärtigen Krise die Regionen, die sich am besten vorbereitet haben, Innovationen und neue Chancen auch am besten nutzen können.

Die Europäische Kommission hält die vorgeschlagenen Maßnahmen für wichtig und empfiehlt, die Krise als Gelegenheit zu nutzen, die Prioritäten der Mitgliedstaaten zu überprüfen. Insbesondere bietet sie eine Gelegenheit, besonderes Augenmerk auf die Lebensqualität der Bürger zu richten, die nur durch eine nachhaltige Umwelt sichergestellt werden kann. Darüber hinaus führt die Krise eventuell dazu, dass sich einige Unternehmen neu orientieren und versuchen, mit „grünen Unternehmen“ geschäftliche Entwicklungschancen zu nutzen. Außerdem könnten die empfohlenen Aktionen Bestandteil beliebiger einzelstaatlicher Maßnahmenpakete zur Erholung der Wirtschaft sein, da sie sehr wahrscheinlich sowohl während ihrer Umsetzung (z. B. in der Verkehrs- und Energie-Infrastruktur) als auch später durch die bessere Anbindung und die gestiegene Attraktivität der Region Arbeitsplätze schaffen und so für wirtschaftliches Wachstum sorgen. 
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ENTWICKLung des Ostseeraums 
zu einer ökologisch nachhaltigen Region

Angesichts der Dringlichkeit einer Auseinandersetzung mit der Verschlechterung der ökologischen und umweltbezogenen Bedingungen insbesondere in Bezug auf die Ostsee wird dem Umweltschutz hohe Priorität eingeräumt. Die Entwicklung der EU-Strategie für den Ostseeraum muss sich zwar auch mit Umweltproblemen in Festlandregionen beschäftigen; die der Meeresumwelt beigemessene Priorität entspricht aber den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von 2007 dahin gehend, dass die Strategie für den Ostseeraum den dringenden ökologischen Herausforderungen in Verbindung mit der Ostsee gerecht werden muss. Durch die Erfüllung dieses Zieles wird zudem die Möglichkeit der vollständigen Erschließung des wirtschaftlichen Potenzials der Erzeugnisse und Dienstleistungen des marinen Ökosystems sichergestellt; dies kommt dem Wohlergehen und der Gesundheit der in der Region lebenden Menschen zugute und entspricht den Gesamtzielen der Integrierten Meerespolitik. Der Aktionsplan erläutert das Konzept der Verflechtung der Länder des Ostseeraums im Umweltbereich, insbesondere im Zusammenhang mit der Verschmutzung der Ostsee.

Der Ostseeaktionsplan (BSAP), der im Jahr 2007 innerhalb der Helsinki-Kommission (HELCOM) von allen neun Ostseestaaten (acht Mitgliedstaaten und Russland) sowie von der Europäischen Gemeinschaft angenommen wurde, ist ein ehrgeiziges Programm zur Wiederherstellung des ökologischen Gleichgewichts der Ostsee bis 2021. Der Ostseeaktionsplan befasst sich mit allen wichtigen Umweltproblemen, die sich auf die Meeresumwelt des Ostseegebiets auswirken. Die weit reichenden Maßnahmen bauen auf der umfassenden und langfristigen Zusammenarbeit innerhalb der HELCOM auf. Der Ostseeaktionsplan ist fest in allgemeine Rechtsrahmen eingebunden und – bei den Parteien, die gleichzeitig EU-Mitgliedstaaten sind – als Beitrag zur Umsetzung wichtiger Gemeinschaftsrichtlinien zu betrachten.
 Wenn dies aufgrund der spezifischen Anforderungen der Ostsee erforderlich sein sollte, sind gemäß den HELCOM-Vereinbarungen auch strengere Maßnahmen vorgesehen. Die HELCOM wird somit bei der Umsetzung der europäischen Strategie für den Ostseeraum eine wichtige Rolle übernehmen. 

Die Mitgliedstaaten entwickeln derzeit nationale Umsetzungspläne; Fortschritte werden allerdings durch die fehlende Verbindlichkeit der einzuhaltenden Verpflichtungen und in manchen Fällen auch durch intern abweichende Sichtweisen der nationalen Ministerien gebremst. Sowohl allgemein als auch bei allen spezifischen Maßnahmen im HELCOM-Umfeld hängt die Wirksamkeit der Umsetzung des Ostseeaktionsplans wie im Folgenden erläutert jedoch von der Mitwirkung aller HELCOM-Länder ab und ist eng mit der Umsetzung und Weiterentwicklung politischer Maßnahmen der Gemeinschaft verbunden. 

Darüber hinaus können weitere lokale Gegebenheiten die Umsetzung von Maßnahmen begünstigen, die einen Beitrag zur Verbesserung des Zustands der Meeresumwelt im Ostseegebiet leisten können. Die Ausweisung der Ostsee als besonders empfindliches Meeresgebiet (PSSA) durch die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO) im Jahr 2005 und ihre Ausweisung als SOx-Emissionsüberwachungsgebiet (SECA) dürfte die Entwicklung von gemeinsamen und wirksamen Maßnahmen erleichtern, die auf eine Verbesserung der Nachhaltigkeit von maritimen Wirtschaftstätigkeiten wie z. B. dem Fischfang abzielen, der weiterhin einen entscheidenden Beitrag zum wirtschaftlichen Wohlstand der Region leistet. 

BONUS, das gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee
, wird gemäß Artikel 185 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ (AEUV) (ex‑Artikel 169 EGV) durchgeführt; in Artikel 185 AEUV ist die Beteiligung der Union an Forschungs- und Entwicklungsprogrammen verschiedener Mitgliedstaaten vorgesehen. Ausgehend von im Rahmen der Initiativen BONUS ERA-Net und BONUS ERA-Net Plus (2003-2010) durchgeführten Arbeiten vereint BONUS alle acht Ostsee-Mitgliedstaaten in einem gemeinsamen Forschungsansatz zur Verbesserung der Wirksamkeit und der Effizienz der Programme im Bereich der Umweltforschung im Ostseeraum. Durch die Einführung eines politikbezogenen, vollständig integrierten gemeinsamen Forschungsprogramms auf der Grundlage umfangreicher Konsultationen mit Interessenvertretern wird BONUS zu konkreten wissenschaftlichen Ergebnissen führen, die die Einführung einer am Ökosystem orientierten Behandlung von Umweltschutzaspekten im Ostseeraum erleichtern und gleichzeitig zur Einrichtung und Strukturierung des EFR (Europäischen Forschungsraums) im Ostseeraum beitragen werden.  

Darüber hinaus werden zahlreiche gemeinsam mit Russland durchgeführte Maßnahmen und Projekte im Rahmen der Umweltpartnerschaft für die Nördliche Dimension umgesetzt. Mit vielfältigen Projekten im Bereich Wasser, Abwasser, feste Abfälle und Energieeffizienz erschließt dieses Instrument in einem ausgedehnten Gebiet von der Ostsee bis zur Barentsregion (europäische Arktis) echte Vorteile für die Umwelt sowie für die Bevölkerung und für den Wohlstand der Bevölkerung.

Finanzierungsbeispiele

Für den Zeitraum 2007–2013 sind im Bereich Umwelt in verschiedenen Programmen die folgenden aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Kohäsionsfonds für die Konvergenz-, Wettbewerbsfähigkeits- und Beschäftigungsprogramme im Ostseeraum zu finanzierenden Ausgaben vorgesehen:

Abwasseraufbereitung:

3,1 Mrd. EUR
Sauberer Stadtverkehr:

2,3 Mrd. EUR
Haushalts- und Industrieabfälle: 
1,6 Mrd. EUR
Wasserversorgung:


1,2 Mrd. EUR
Sonstiges:




1,6 Mrd. EUR
Insgesamt:



9,8 Mrd. EUR
Darüber hinaus ermöglichen weitere Gemeinschaftsprogramme (insbesondere das Siebte Forschungsrahmenprogramm, das LIFE-Programm, die Programme zur Förderung der europäischen territorialen Zusammenarbeit (im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung), die Programme für grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments (ENPI CBC), der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), der Europäische Fischereifonds (EFF; insbesondere für den Schutz aquatischer Ressourcen – EU-Beitrag 0,2 Mrd. EUR) und das Rahmenprogramm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation) sowie nationale, regionale und lokale politische Initiativen die Finanzierung wichtiger Projekte. Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat ebenfalls Kredite für eine große Zahl von Projekten gewährt bzw. Kofinanzierungen übernommen; diese Unterstützung könnte auf zahlreiche Vorzeigeprojekte ausgedehnt werden.

Projektbeispiele (laufende und geplante Projekte, Gesamtkosten):

· Lettland:

· Laufende Projekte: die zweite Phase des Ausbaus der Wasserversorgung in Liepaja (Gesamtkosten 32 Mio. EUR), die bis 2010 abgeschlossen werden soll; die zweite Phase des Ausbaus der Wasserversorgung in Daugavpils (Gesamtkosten 25 Mio. EUR), die bis 2010 abgeschlossen werden soll;
· künftiges Projekt: das Sanierungsprojekt für den Kanal von Liepāja-Karosta (geschätzte Gesamtkosten 23 Mio. EUR);
· Estland: Modernisierung der städtischen Wasserversorgung von Narva sowie von Abwasserkanalnetzen in Estland (Gesamtkosten 28 Mio. EUR);
· Litauen: das erste Paket des aus dem Kohäsionsfonds 2000–2006 kofinanzierten Projekts Mittleres Nemunas-Flussbecken (Memel) mit Gesamtkosten von 64 Mio. EUR (davon 51 Mio. EUR aus dem Kohäsionsfonds), das Ende 2010 abgeschlossen werden soll;
· Polen: Die größten Kläranlagenprojekte, die derzeit umgesetzt werden, befinden sich u. a. in Warschau (585 Mio. EUR), Szczecin (282 Mio. EUR), Wroclaw (158 Mio. EUR), Poznan (104 Mio. EUR), Gdansk (121 Mio. EUR), Krakow (121 Mio. EUR) und Bydgoszcz (201 Mio. EUR) (jeweils geschätzte Gesamtkosten zum Zeitpunkt der Annahme); 
· vom Europäischen Parlament finanziertes Projekt zum Schutz der Ostsee vor vom Festland ausgehenden Bedrohungen – durch Reduzierung der Belastung durch landwirtschaftliche Nährstoffe und des Risikos aufgrund gefährlicher Abfälle (in 2009: 3,5 Mio. EUR aus dem Haushalt des Europäischen Parlaments);
· während des Programmplanungszeitraums 2007–2013 wird sich ein großer Teil der operationellen Programme im Rahmen des EFF auf die endgültige Einstellung der Tätigkeit von Fischereifahrzeugen konzentrieren, um ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen der Kapazität und den verfügbaren Ressourcen herzustellen;
· die EIB übernimmt die Kreditvergabe/Kofinanzierung für eine große Zahl von Projekten und könnte dies auf eine beträchtliche Zahl von Vorzeigeprojekten ausdehnen.
Der Pfeiler „Entwicklung des Ostseeraums zu einer ökologisch nachhaltigen Region“ umfasst die folgenden Schwerpunktbereiche:

1.
Verringerung des Nährstoffeintrags in die Ostsee auf ein vertretbares Niveau
2.
Erhaltung der Naturräume und der biologischen Vielfalt, auch im Fischreibereich
3.
Verringerung des Einsatzes und der Auswirkungen gefährlicher Stoffe
4.
Umwandlung in eine Modellregion für saubere Schifffahrt
5.
Milderung des Klimawandels und Anpassung an den Klimawandel.
	1. Verringerung des Nährstoffeintrags in die Ostsee
auf ein vertretbares Niveau
	Koordinierung durch Polen und Finnland


Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum stellt die Eutrophierung
 ein großes Problem für das Meer (und für die Seen der Region) dar. Sie wird durch übermäßige Einträge von Nährstoffen (Stickstoff und Phosphor) hervorgerufen, die hauptsächlich aus unzureichend aufbereiteten Abwässern, landwirtschaftlichen Ableitungen und in die Luft freigesetzten Emissionen aus dem Straßen- und Seeverkehr sowie aus Verbrennungsprozessen stammen.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die Stickstoff- und Phosphorbelastung der Ostsee hat sich während des letzten Jahrhunderts vervielfacht. Die Auswirkungen der Eutrophierung sind in den südlichen und östlichen Teilen der Ostsee besonders ausgeprägt. Eutrophierung bewirkt u. a. Sauerstoffmangel, eine Zunahme der Menge von fädigen Algen und die Sommerblüte von Cyanobakterien (Blaualgen) und beeinträchtigt die benthische Lebensgemeinschaft.
Mehrwert für den Ostseeraum: 

Da die Ostsee ein flaches Binnenmeer ist  und der Wasseraustausch nur langsam erfolgt, hat jeder Nährstoffeintrag langfristige Folgen für das gesamte Meer. Daher sind alle Länder im Einzugsgebiet betroffen, und kein Land und keine Region kann das Problem eigenständig lösen. 

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Umsetzung von Aktionen zur Nährstoffreduzierung“: Zusätzlich zur vollständigen Umsetzung der wichtigsten Richtlinien zur Eutrophierung sind diese Maßnahmen im „Ostseeaktionsplan“ (BSAP) der HELCOM
 enthalten. Dieses Dokument enthält einen spezifischen Abschnitt zur Eutrophierung und wurde im März 2009 durch Themenberichte über die Eutrophierung der Ostsee ergänzt.
 

· „Förderung von Maßnahmen und Verfahren, die Nährstoffverluste aus der Landwirtschaft begrenzen und der Eutrophierung entgegenwirken“: Das Ziel besteht darin, hohe Umweltstandards zu gewährleisten, wobei insbesondere eine Reduzierung der Nährstoffausschwemmung im Vordergrund steht. Um dies zu erreichen, könnten zusätzlich zur vollständigen Umsetzung der Nitrat- und Wasser-Rahmenrichtlinien sowie der im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik bestehenden neuen Auflagenbindung („Cross-Compliance“), die spätestens bis zum 1. Januar 2012 die Anlage von Pufferstreifen entlang Wasserläufen vorsieht, weitere Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums angewandt werden (beispielsweise zur Maximierung der Düngerergiebigkeit oder zur Einführung eines Nährstoff-Recycling). Zur Unterstützung dieses Prozesses ist es wichtig, dass zunächst die gesamte intensiv bewirtschaftete Landwirtschaftsfläche des ganzen Einzugsgebiets ermittelt wird, damit die betreffenden Bereiche vorrangig behandelt werden können. Wenn dies sich als unzureichend erweisen sollte, könnten weitere umwelt- oder agrarpolitische Maßnahmen in Erwägung gezogen werden.

· „Vollständige Umsetzung der Wasser-Rahmenrichtlinie
 zur Maximierung der Umweltvorteile für die Ostsee“: Die Mitgliedstaaten sollen Maßnahmen durchführen, um bis 2015 in allen Wasserkörpern, einschließlich der Küstengewässer, einen guten ökologischen Zustand zu erzielen. Eine vollständige Umsetzung (einschließlich Berichterstattung) der Wasser-Rahmenrichtlinie in Verbindung mit der Nitratrichtlinie sowie der Richtlinie über die Behandlung von kommunalen Abwässern wird sich auch auf die Umweltqualität auf dem offenen Meer positiv auswirken (gemäß den Zielen der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie
 für 2020).
Kooperative Aktionen:

· „Einrichtung und Wiederherstellung weiterer Feuchtgebiete“ zur Wiederverwertung der Nährstoffe (um dem Ausschwemmen der Nährstoffe ins Meer vorzubeugen) und die Folgen von Überschwemmungen zu mildern (d. h. das Ausspülen von Nährstoffen bei Überschwemmungen zu verhindern); die Feuchtgebiete sollten dort angelegt werden, wo langfristige Wirkungen erwartet werden können, wobei die unterschiedlichen klimatischen Bedingungen, die Empfindlichkeit gegenüber der Eutrophierung usw. zu berücksichtigen sind.

· „Einrichtung des Programms BONUS 185 (früher 169)“ zur Schaffung eines nachhaltigen Forschungsrahmens. Diese Aktion wurde inzwischen abgeschlossen (Näheres siehe Einleitung zum umweltbezogenen Pfeiler weiter oben).
· „Erleichterung eines interdisziplinären politikorientierten Dialogs“ über die Einbeziehung von Aspekten aus den Bereichen Landwirtschaft, Umweltschutz und Entwicklung des ländlichen Raumes durch Unterstützung bei der Umsetzung von Projekten zum Kompetenzaufbau durch einen integrierten Ansatz zur Reduzierung von Nährstoffverlusten und durch Anpassungen auf politischer Ebene.
Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 1.1. „Abschaffung von Phosphaten in Detergenzien in den Ländern, in denen dies noch nicht gemäß den Empfehlungen des HELCOM-Ostseeaktionsplans geschehen ist, d. h. Entwicklung eines Zeitplans für die Abschaffung von Phosphaten in Detergenzien“: Ohne den innerhalb der Kommission laufenden Prozess für mögliche Maßnahmen auf EU‑Ebene zu beeinflussen, sollte ein Zeitplan für eine vorgezogene Beendigung der Phosphatverwendung in Detergenzien im Ostseeraum erarbeitet werden. (Federführung: Schweden; Termin: 31. Dezember 2012.) FAST TRACK
· 1.2. „Sauberere Abwässer“ durch die Ermittlung und durch den Bau bzw. die Modernisierung vorrangiger Abwasseraufbereitungsanlagen rund um die Ostsee (z. B. in Neman und Sowetsk), wobei die Anforderungen der HELCOM bezüglich der Stickstoff- und Phosphorbeseitigung (u. a. die Erreichung einer Aufbereitungseffizienz von 0,5 mgP/l) zu berücksichtigen sind; außerdem sollte die Funktion vorhandener Abwasseraufbereitungsanlagen verbessert werden, wobei der laufende HELCOM-Prozess sowie die Anforderungen und der Zeitplan dieses Prozesses zu berücksichtigen sind. (Federführung: Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 1.3. „Analyse der Ergebnisse von Pilotaktionen“; finanziert aus dem Ostseeprogramm (aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung) sowie im Rahmen von LIFE und Baltic 21: Zur Vorbeugung gegen Eutrophierung, und Empfehlung bewährter Verfahren für Gemeinden, Agenturen und Beratungsgremien. (Federführung: (noch zu bestätigen) Nachverfolgung GD Regionalpolitik; Termin für Fortschrittsbericht: 30. Juni 2010.) FAST TRACK
· 1.4. „Einführung bewährter Verfahren in der Landwirtschaft – Baltic Deal“: Trotz der Verringerung der Nährstoffeinträge in den letzten Jahrzehnten bleibt die Eutrophierung der Ostsee problematisch. Zunehmend erkennen Landwirte eine Gefahr darin, dass Nährstoffe aufgrund agrarwirtschaftlicher Tätigkeiten ausgeschwemmt und in die Ostsee eingetragen werden. Auf Initiative von fünf Bauernverbänden wurde als freiwillige Maßnahme der Agrarwirtschaft der „Baltic Deal“ vereinbart. Inzwischen ist der Baltic Deal ein gefördertes Vorzeigeprojekt der EU-Strategie für den Ostseeraum. An dem Projekt sind sieben Partner beteiligt; teilweise wird das Projekt aus dem Programm für die Ostseeregion 2007‑2013 bzw. dem betreffenden Treuhandfonds der Nordischen Umweltfinanzierungsgesellschaft (NEFCO) und der Nordischen Investitionsbank (NIB) finanziert. Das strategische Projektziel besteht darin, auf kosteneffiziente Weise den ökologischen Zustand der Ostsee zu verbessern, ohne dadurch die Wettbewerbsfähigkeit oder die Produktivität zu beeinträchtigen. Als spezifisches Projektziel wird die Entwicklung eines gemeinsamen transnationalen Ansatzes für den Ostseeraum angestrebt, der jedoch an die jeweiligen nationalen Gegebenheiten angepasst werden und die landwirtschaftlichen Beratungsdienste und entsprechende Demonstrationsmaßnahmen unterstützen soll (Federführung: Schwedischer Bauernverband und Lettisches Beratungs- und Schulungszentrum für den ländlichen Raum (Latvian Rural Advisory and Training Centre); Termin: 31. Dezember 2013.)
· 1.5. „Bewertung regionaler Nährstoffbelastung und Bestimmung vorrangiger Projekte zur Reduzierung der Nährstoffeinträge aus Belarus in die Ostsee“, insbesondere im Rahmen der Umweltpartnerschaft für die Nördliche Dimension (Federführung: Finnland; Termin: 31. Dezember 2011). 
	2. Erhaltung der Naturräume und der biologischen Vielfalt,
auch im Fischereibereich
	Koordinierung durch Deutschland


Beschreibung des Gegenstands: 

Der Ostseeraum ist ein einzigartiges Ökosystem – von den nördlichen Gewässern, die nahezu Süßwasserqualität haben und bis zu sechs Monate lang vereist sind, bis zum Kattegat mit deutlich höheren Salzgehalten. Im Brackwasser der Ostsee kann nur ein ganz spezifisches Artensortiment überleben, und die geringe Anzahl der Makrospezies macht das Ökosystem besonders empfindlich gegenüber Änderungen seiner physikalischen und chemischen Zusammensetzung, die das Gleichgewicht der gesamten Nahrungsnetze beeinträchtigen können. Die Artenvielfalt der Ostsee ist in vielfältiger Weise gefährdet. Eine der größten Bedrohungen ist die im vorausgegangenen Abschnitt behandelte Eutrophierung, auf die der niedrige Sauerstoffgehalt des Bodenwassers und die Entstehung artenarmer Bereiche mit geringer Benthos-Biomasse zurückzuführen sind. Eine weitere Bedrohung besteht im Eindringen gebietsfremder invasiver Arten (z. B. Wasserfloh und Meerwalnuss), beispielsweise im Ballastwasser von Schiffen, die in Konkurrenz zu einheimischen Arten treten und manchmal Veränderungen des gesamten Ökosystems bewirken. Schadstoffe beeinträchtigen das Wachstum, die Fortpflanzung und die Widerstandsfähigkeit von Fischen, Meeressäugetieren und Seevögeln gegenüber Krankheiten und Stress. Der Klimawandel dürfte zu einer weiteren Reduzierung des Salzgehalts und einem weiteren Temperaturanstieg in der Ostsee führen und ebenfalls zum Rückgang der Artenvielfalt in der Ostsee beitragen.

Der Fischfang wirkt sich direkt auf die Vielfalt der Fischarten in der Ostsee aus und hat bei manchen Fischarten (hauptsächlich bei Aal und Dorsch) zu einem Bestandsrückgang geführt. Die Hauptgründe für diesen Rückgang der Bestände sind die Festlegung zu hoher „zulässiger Gesamtfangmengen“ (TAC) durch den Europäischen Rat (gemessen an den jährlichen wissenschaftlichen Empfehlungen von ICES (Internationaler Rat für Meeresforschung) und STECF (Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschuss für die Fischerei)), die Überkapazität der Fangflotte und die unzureichende Einhaltung der Vorschriften (d. h. in erheblichem Umfang falsch oder gar nicht gemeldete Fänge, insbesondere in der östlichen Dorschfischerei). Zudem bestehen Anzeichen dafür, dass der Rückgang der Bestände des Dorschs, der in den vergangenen Jahrzehnten als wichtigster und größter Raubfisch die Struktur der Nahrungskette in der Ostsee bestimmte, zu einer Verschiebung des ökologischen Gleichgewichts in der Ostsee geführt hat. Die Entwicklung der Sprotte zur vorherrschenden Art ging mit einer Änderung der Plankton-Lebensgemeinschaft einher, die sich wiederum auf andere Arten auswirkte. Durch Beifänge, versehentliche Fänge und Nahrungskonkurrenz beeinträchtigt der Fischfang auch andere aquatischen Arten, Seevögel und Meeressäugetiere. Auf dem Grund der Ostsee können Schleppnetze die benthischen Lebensräume beeinträchtigen, da sie den physischen Aufbau des Meeresbodens verändern, Nährstoffe und gefährliche Substanzen aufwirbeln und die benthische Fauna verändern. 

Auf dem Festland trägt extensive Landwirtschaft bereits dazu bei, dass zahlreiche wertvolle Lebensräume in Europa erhalten werden können. Landwirtschaftliche Produktionsverfahren können sich aber auch nachteilig auf die natürlichen Ressourcen auswirken (Verschmutzung von Boden, Wasser und Luft, Fragmentierung der Lebensräume und Verlust von Pflanzen- und Tierarten). Die politischen Maßnahmen der Gemeinschaft – einschließlich der Gemeinsamen Agrarpolitik – zielen daher zunehmend darauf ab, den Risiken einer Schädigung der Umwelt und eines Verlusts der Artenvielfalt zu begegnen. Durch die Auflagenbindung („Cross Compliance“) als Vorbedingung für Direkthilfen für Landwirte sowie durch zielgerichtete Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raumes werden die Landwirte motiviert, beim Landschafts- und Umweltschutz eine aktive Rolle zu übernehmen.

Der Schutz der Artenvielfalt und die Vermeidung von Verschmutzungen sind wesentliche Themen des gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die Ostsee (BONUS)
 (siehe Schwerpunktbereich Nr. 1: „Verringerung des Nährstoffeintrags in die Ostsee auf ein vertretbares Niveau“).

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die aquatische Vielfalt der Ostsee ist durch Überfischung, Beifänge und versehentliche Fänge, gebietsfremde invasive Arten, Zerstörung der Lebensräume durch eine Vielzahl menschlicher Tätigkeiten (z. B. Aushub, Baumaßnahmen entlang der Küsten und Schaffung von Hindernissen in Wasserwegen), Eutrophierung und Verunreinigungen bedroht. Die Aktionen müssen daher auf zwei Ziele ausgerichtet sein: Minimierung der schädlichen Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten und Aufbau eines Netzes von „Schutzgebieten“.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Die Erhaltung der natürlichen Räume und der Artenvielfalt ist ein Ziel der Europäischen Union. Im Ostseeraum ist dies besonders wichtig, da die Umwelt des Ostseeraums besonders empfindlich und von großer Bedeutung für die Wirtschaft und das Wohlergehen der Gemeinden ist. 

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Umsetzung des HELCOM-Ostseeaktionsplans“: Dieses Dokument enthält ein spezielles Kapitel zum Thema Artenvielfalt und Naturschutz sowie ein Kapitel mit einem konkreten Fahrplan zum Thema Seeverkehr, das sich mit der Einführung gebietsfremder Arten über das Ballastwasser von Schiffen und durch Sedimente befasst. Es steht in engem Zusammenhang mit der Umsetzung und Weiterentwicklung von politischen Maßnahmen der Gemeinschaft, einschließlich der Gemeinsamen Fischereipolitik (wobei die Kommission für die Einleitung der erforderlichen politischen Initiativen zuständig ist).

· „Begrenzung der negativen Auswirkungen der Fischerei auf das Ökosystem der Ostsee“: Zusätzlich zur Umsetzung von auf EU-Ebene eingeführten Vorschriften und Maßnahmen zur Minimierung der Auswirkungen des Fischfangs auf die Meeresökosysteme (z. B. der „Pinger“-Verordnung)
 und zu bestimmten technischen Maßnahmen können die Mitgliedstaaten nationale Maßnahmen treffen, um die Auswirkungen des Fischfangs auf die maritimen Ökosysteme innerhalb ihrer Territorialgewässer sowie die Beeinträchtigung der Umwelt durch unter ihrer Flagge fahrende Fischereifahrzeuge gemäß den geltenden Gemeinschaftsvorschriften – bzw. auch darüber hinaus – zu reduzieren. Dies ist insbesondere im Hinblick auf den Schutz des stark gefährdeten Ostsee-Schweinswals zu betonen.
Vorzeigeprojekte (Beispiele):
· 2.1. „Einrichtung von Meeresschutzgebieten“; die Vogelschutzrichtlinie
 und die Habitatrichtlinie
 (Natura-2000-Netz) sowie HELCOM rufen die Mitgliedstaaten auf, die Ausweisung eines Netzes von Meeresschutzgebieten in der Ostsee abzuschließen. Um ihre volle Wirksamkeit entfalten zu können, müssen Verwaltungspläne für diese Gebiete angenommen und umgesetzt werden, die auf die Bedrohungen der zu schützenden Arten oder Lebensräume abgestimmt sind. Die Ausweisung des Natura-2000-Netzes in der Ostsee sollte auch in Zusammenhang mit der Meeresraumplanung berücksichtigt werden, die dazu beitragen kann, die Koordinierung menschlicher Tätigkeiten in den Meeresgebieten zu erleichtern. Eine Koordinierung ist auch bei Maßnahmen in Zusammenhang mit der Gemeinsamen Fischereipolitik erforderlich. (Federführung: Deutschland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 2.2. „Einschränkung der Einführung neuer, gebietsfremder Arten durch Schiffe“: Hauptsächlich durch die Durchsetzung des internationalen Abkommens über Ballastwassermanagement sowie durch Hilfsmittel wie Wasseraufbereitungsanlagen an Bord und die Einrichtung von Ballastwasser-Auffangeinrichtungen in Häfen mit großem Verkehrsaufkommen in die Ostsee und aus der Ostsee. Die HELCOM-Länder haben im Ostseeaktionsplan (BSAP) vereinbart, dieses Abkommen nach Möglichkeit bis 2010 und spätestens bis 2013 zu ratifizieren. Im vereinbarten HELCOM-Fahrplan steht das Ballastwassermanagement für Fahrten innerhalb der Ostsee im Vordergrund. Darüber hinaus sollten die HELCOM-/OSPAR-Leitlinien
 für die freiwillige vorläufige Anwendung von Standards für den Ballastwasseraustausch umgesetzt werden. Die Aktionen sollten auf den neuesten Erkenntnissen der einschlägigen Forschung  beruhen und zusätzliche innovative Ansätze von Industrie und Forschungsinstituten fördern. (Federführung: HELCOM, Schweden und Deutschland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 2.3. „Einrichtung von Maßnahmen zur Erleichterung der Wanderung und Fortpflanzung von Wanderfischarten“ auf der Grundlage einer Klassifizierung und Bestandsaufnahme von Flüssen mit früher und gegenwärtig vorhandenen Wanderfischarten wie Aal und Lachs gemäß der Vereinbarung im HELCOM-Ostseeaktionsplan (BSAP); im Rahmen der operationellen Programme des Europäischen Fischereifonds (EFF) tragen einige EU-Mitgliedstaaten durch Maßnahmen zum Schutz der aquatischen Flora und Fauna, insbesondere durch die Sanierung von Binnengewässern, einschließlich der Routen wandernder Arten, bereits zur Verwirklichung dieses Ziels bei. Auch die nationalen Aalbewirtschaftungspläne werden voraussichtlich zur Erholung der Bestände dieser Art beitragen. (Federführung: HELCOM und Deutschland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	3. Verringerung des Einsatzes und der
Auswirkungen gefährlicher Stoffe
	Koordinierung durch Schweden


Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum sind gefährliche Stoffe weiterhin Risikofaktoren für die Umwelt und für die menschliche Gesundheit. Dies gilt für organische Schadstoffe und Schwermetalle ebenso wie für in die Ostsee versenkte Chemiewaffen. Nach ihrer Freisetzung im Meer können gefährliche Stoffe sehr lange in der Meeresumwelt verbleiben und sich im maritimen Nahrungsnetz anreichern. Gefährliche Stoffe schädigen Ökosysteme etwa durch Beeinträchtigungen der Gesundheit und Fortpflanzungsfähigkeit bei Tieren – insbesondere bei den obersten Raubtieren –, die sich schließlich auch auf die menschliche Gesundheit auswirken. Verunreinigungen können durch Toxizität (akute und chronische Wirkungen wie z. B. Störungen des Hormonhaushalts), Persistenz und Bioakkumulationseigenschaften eine Gefährdung darstellen. Beispielsweise enthält in bestimmten Bereichen der Ostsee gefangener Fisch – insbesondere Hering und Lachs – Dioxinkonzentrationen, die die für Lebensmittel  zulässigen Höchstgrenzwerte gemäß der Festlegung auf EU-Ebene überschreiten. Gefährliche Chemikalien, die in die Wasserumwelt freigesetzt werden, kommen weiterhin zum Einsatz (beispielsweise in Bewuchsschutz-Produkten). Zudem entstehen neue Umweltprobleme etwa durch neue chemische Stoffe wie Perfluoroctansulfonat (PFOS
) und pharmazeutische Produkte. Die Verwendung pharmazeutischer Produkte nimmt ständig zu, und die Abwasseraufbereitungsanlagen sind für den Abbau dieser Produkte nicht ausgelegt. Zahlreiche Ursachen konzentrierter Schadstoffeinträge in die Ostsee wurden bereits ermittelt und eingedämmt. Entsprechend sollte die Aufmerksamkeit nun verstärkt auf die diffusen Einträge gerichtet werden.
Der wichtigste Vektor für den Eintrag bestimmter gefährlicher Chemikalien in die Ostsee ist die Atmosphäre. Ein Beispiel ist Quecksilber, das von Kohlekraftwerken ausgestoßen und über weite Strecken durch die Atmosphäre transportiert wird. Derartige Einträge über große Distanzen müssen sowohl innerhalb der Gemeinschaft als auch auf internationaler Ebene untersucht und reduziert werden.

Die Vermeidung von Verschmutzungen ist auch eines der Schlüsselthemen des gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die Ostsee (BONUS)
 (siehe Schwerpunktbereich Nr. 1: „Verringerung des Nährstoffeintrags in die Ostsee auf ein vertretbares Niveau“).

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Mehrere gefährliche Stoffe oder Stoffgruppen und zwei Schwermetalle wurden von der HELCOM als vorrangig ermittelt. Darüber hinaus sollte – trotz der Diskrepanzen in den verfügbaren Daten – davon ausgegangen werden, dass etwa 40 000 Tonnen chemische Munition versenkt wurden, die etwa 13 Mio. Tonnen giftigen Kampfmitteln entsprechen. 

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Viele in der Ostsee gefundene gefährliche Stoffe stammen aus der Region, andere wurden aus anderen Regionen in die Ostsee eingetragen. Sie beeinträchtigen das gesamte Ökosystem und letztlich auch die menschliche Gesundheit. Kein Land wird das Problem eigenständig lösen können: Lösungen können nur aus einer Zusammenarbeit auf der Ebene des Ostseeraums, der EU und auf internationaler Ebene hervorgehen.

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Umsetzung von Maßnahmen zur Reduzierung gefährlicher Stoffe“, einschließlich der vollständigen Umsetzung der wichtigsten Richtlinien und Verordnungen zu Chemikalien (insbesondere in der aquatischen Umwelt);
 mehrere Aktionen sind im „Ostseeaktionsplan“ (BSAP) der HELCOM vorgesehen (der ein eigenes Kapitel über gefährliche Stoffe enthält). Weitere Aktionen, die auf internationaler Ebene bereits beschlossen wurden, bedürfen noch der Umsetzung.
 Eine geeignete Überwachung ist von wesentlicher Bedeutung (etwa die Überwachung der Einhaltung der Verordnung (EG) 782/2003, mit der das IMO-Übereinkommen über Bewuchsschutzsysteme in Gemeinschaftsrecht umgesetzt wurde).

Kooperative Aktionen:

· „Einschränkung des Eintrags hormonähnlicher Stoffe“ nach einer Analyse der Quellen, Ströme und Wirkungen pharmazeutischer Produkte in der Meeresumwelt; 
· „Bewertung der Notwendigkeit einer Sanierung verseuchter Wracks und der Beseitigung chemischer Waffen“, wo dies zum Schutz empfindlicher Meeres-Ökosysteme erforderlich ist, unter anderem durch Erfahrungsaustausch (unter Berücksichtigung der innerhalb der HELCOM durchgeführten Arbeit);
· „Weiterführung der Forschung über gefährliche Stoffe“ mit besonderer Relevanz für die Ostsee, da es sich hier um einen Bereich handelt, in dem eine weitere Verbesserung der Wissensbasis (z. B. über ihre Wechselwirkungen und kumulativen Wirkungen) erforderlich ist, unter anderem durch die weitere Ausgestaltung des gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die Ostsee (BONUS).
 
Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 3.1. „Entwicklung von Werkzeugen und Indikatoren zur Bewertung der biologischen Auswirkungen anthropogener chemischer Belastung in der Ostsee“ durch Untersuchung des Kausalzusammenhangs zwischen chemischer Belastung und biologischen Auswirkungen auf verschiedenen Niveaus der biologischen Organisation; eines der Ergebnisse des Projekts werden Empfehlungen für die Überwachung der Auswirkungen gefährlicher Stoffe im gesamten Ostseeraum sein. Darüber hinaus wird das Projekt auch zum Kapazitätsaufbau und – mit Hilfe von Workshops – zur Stärkung des Netzes beitragen (im Rahmen des gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die Ostsee (BONUS) finanziertes BEAST-Projekt) (Federführung: Finnisches Umweltinstitut (SYKE); Termin für Fertigstellung: 31. Dezember 2011).
· 3.2. „Bewertung der Notwendigkeit der Beseitigung chemischer Waffen“, wo dies zum Schutz empfindlicher Meeres-Ökosysteme erforderlich ist, unter anderem durch Erfahrungsaustausch (unter Berücksichtigung der innerhalb der HELCOM durchgeführten Arbeit); die Maßnahmen sollten die Ermittlung der derzeit vorrangigen Bedrohungen sowie eine Bestimmung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses etwaiger Maßnahmen umfassen, wobei vereinbarte Forschungsprogramme zu nutzen sind. Dabei sollte von vorhanden Kenntnissen
 und Kartierungen der Ostsee ausgegangen werden. Auch bei der Entwicklung größerer Offshore-Infrastrukturprojekte sollte die Lage von unter Wasser liegenden Chemiewaffenbeständen berücksichtigt werden. (Federführung: Zentrale Umweltbehörde Polen unter Beteiligung aller neun HELCOM-Vertragsstaaten; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 3.3 „Nachhaltige Bewirtschaftung kontaminierter Sedimente“, Entwicklung einer Leitlinie und einer Tool-Box zu Aufbereitungstechnologien, Erarbeitung einer Leitlinie und Entwicklung einer Tool-Box zu Aufbereitungstechnologien, Entwicklung eines Systems zur Unterstützung von Bewertungen und zur Entscheidungsfindung, Durchführung von Feldversuchen zur Validierung und zur Demonstration von Behandlungsmethoden unter unterschiedlichen Bedingungen; in Zusammenarbeit mit wichtigen Zielgruppen und mit einem partizipativen Ansatz bei allen Arbeitspaketen wird ein tragfähiges Netz aufgebaut (im Rahmen des Programms für die Ostseeregion finanziertes SMOCS-Projekt); (Federführung: Schwedisches Geotechnisches Institut (Swedish Geotechnical Institute); Termin für Fertigstellung: 16. Dezember 2012) 

· 3.4 „Entwicklung von HELCOM-Kernindikatoren“ (HELCOM CORESET) für gefährliche Stoffe und für biologische Vielfalt, um eine regelmäßige Aktualisierung der thematischen Bewertungen zu unterstützen, mit denen überprüft werden soll, ob die strategischen HELCOM-Ziele und die Umweltziele erreicht wurden und ob der Ostsee-Aktionsplan erfolgreich durchgeführt wurde. Die Indikatoren sollten uneingeschränkt mit dem Begriff des guten ökologischen Zustands gemäß der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie der EU sowie mit den später veröffentlichten einschlägigen Leitlinien oder Kriterien vereinbar sein. Das Projekt wird die erforderliche Zusammenarbeit und Abstimmung sowie schließlich auch die Harmonisierung in der gesamten Meeresregion sicherstellen, die zur Verwirklichung der spezifischen Ziele hinsichtlich eines guten ökologischen Zustands im Ostseeraum im Zusammenhang mit gefährlichen Stoffen und mit biologischer Vielfalt benötigt wird (Federführung: HELCOM-Sekretariat; Termin für Fertigstellung: 30. Juni 2013.)
· 3.5 „Kontrolle gefährlicher Stoffe im Ostseeraum“ durch Bestimmung der Quellen und des Eintrags von elf im Ostsee-Aktionsplan der HELCOM genannten gefährlichen Stoffen und Stoffgruppen und durch die Entwicklung von Maßnahmen zur Verringerung der Belastung mit diesen Stoffen sowie durch die Entwicklung von Maßnahmen zur Reduzierung der Einträge dieser Stoffe; außerdem sollen durch das Programm umfangreichere Kenntnisse bewährter Verfahren sowie ein Kapazitätsaufbau erfolgen (aus dem EU-Programm für die Ostseeregion 2007-2013 kofinanziertes COHIBA-Projekt), (Federführung: Finnisches Umweltinstitut (SYKE); Termin für Fertigstellung: 2012). 

· 3.6 „Innovatives Management gefährlicher Stoffe im Ostseeraum“ (InnoMaHaz): Übertragung der Erkenntnisse aus dem COHIBA-Projekt zur Erfassung von Quellen und zur Bewertung der Kostenwirksamkeit von Maßnahmen auf eine Reihe neuer gefährlicher Stoffe (z. B. Arzneimittel); ergänzend zu den im Rahmen des Projekts COHIBA bereits eingerichteten Maßnahmen werden weitere innovative Maßnahmen hinsichtlich ihrer Kostenwirksamkeit und ihrer Machbarkeit untersucht. Bei dieser Untersuchung werden jeweils bestimmte Bereiche analysiert, in denen gemäß dem COHIBA-Projekt ein möglicher Untersuchungsbedarf erkannt wurde (z. B. die Einfuhr von Erzeugnissen (etwa Textilien), die Verwendung von Flammschutzmitteln im Gebäudesektor oder neue kommunale Infrastrukturkonzepte zum Management von Abfällen, Abwässern und Niederschlagswasser). Maßgebliche Interessenvertreter werden in das Projekt einbezogen (z. B. KMU in den Ostsee-Anrainerstaaten). Mit diesen Maßnahmen trägt InnoMaHaz zu einem Innovationsnetz für das Management gefährlicher Stoffe im Ostseeraum bei (Federführung: Deutschland (Fraunhofer); Termin für Fertigstellung: noch festzulegen).
· 3.7 „Reduzierung der Verwendung besonders besorgniserregender Stoffe im Ostseeraum“: Dieses Projekt soll dafür sorgen, dass für die Umwelt des Ostseeraums relevante Stoffe in die Kandidatenliste der möglicherweise zulassungspflichtigen Stoffe gemäß der REACH-Verordnung aufgenommen werden (etwa in Form der im Ostsee-Aktionsplan formulierten Empfehlungen für gefährliche Stoffe). Ein  zentraler Bestandteil der REACH-Verordnung ist die „Kandidatenliste“ der SVHC-Stoffe (Substances of Very High Concern = besonders besorgniserregende Stoffe); in dieser Liste sind chemische Stoffe zusammengestellt, deren Verwendung künftig sehr wahrscheinlich erheblich eingeschränkt wird. Die SIN-Liste besteht aus einer Datenbank mit 356 chemischen Stoffen und chemischen Gruppen, die die REACH-Kriterien für SVHC-Stoffe erfüllen (Federführung: The International Chemical Secretariat; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen).
· 3.8 „Gestaltung des Ostseeraums zu einer führenden Region im Bereich der nachhaltigen Entwicklung von Arzneimitteln“: Einrichtung eines Arzneimittelnetzes, bei dem eine nachhaltige Entwicklung im Vordergrund steht, und in dem sich Menschen mit Kenntnissen im Zusammenhang mit medizinischen Produkten sowie mit Gesundheits- und Umweltfragen in der Region über bewährte Verfahren und Erfahrungen austauschen; in allen Ostsee-Anrainerstaaten sollten Schwerpunkte entwickelt werden, um die Wissensbasis zu erweitern und ein Forum für weitere Diskussionen über das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung zu schaffen (Federführung: Schwedische Arzneimittelbehörde; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen).


	4. Umwandlung in eine Modellregion für saubere Schifffahrt
	Koordinierung durch Dänemark


Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum bildet der Seeverkehr eine wichtige Grundlage für den Handel. (Die Ostsee wird ständig von über 2000 Schiffen befahren.) In den letzten Jahren haben sowohl die Anzahl als auch die Größe der Schiffe zugenommen; der Anteil am weltweiten Frachtverkehr liegt inzwischen bei bis zu 15 % (wobei sich dieses Volumen in der Ostsee Prognosen zufolge noch mehr als verdoppeln soll); ein wesentlicher Anteil dieses Verkehrsaufkommens entfällt auf Öltanker. Außerdem ist die Schifffahrt zwar gemessen an den Emissionen pro Frachttonne ein sauberer Verkehrsträger; trotzdem aber stellt auch die Schifffahrt eine bedeutende Quelle von Treibhausgasemissionen dar. Gemäß der Umwandlung der Ostsee in eine Modellregion für „saubere Schifffahrt“ im Rahmen der Integrierten Meerespolitik ist ein ganzes Bündel von Maßnahmen zur Reduzierung der Umweltbelastung durch den Seeverkehr vorgesehen.

Die Vermeidung von Verschmutzungen ist ein Schlüsselthema des gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die Ostsee (BONUS)
 (siehe Schwerpunktbereich Nr. 1, „Verringerung des Nährstoffeintrags in die Ostsee auf ein vertretbares Niveau“).

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die größten negativen Umweltfolgen des Schiffsverkehrs bestehen in Luftemissionen, illegalem oder unbeabsichtigtem Ablassen von Öl, gefährlichen Stoffen und anderen Abfällen sowie der Einführung gebietsfremder Organismen über das Ballastwasser und die Außenhaut. Dies ist insbesondere für die Ostsee als Binnenmeer von Bedeutung.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Der Seeverkehr leistet dem Ostseeraum und der gesamten EU wichtige Dienste. 2005 wurde die Ostsee von der IMO als besonders empfindliches Meeresgebiet und als erstes spezielles SOx‑Emissionsüberwachungsgebiet (SECA) mit Grenzwerten für Schwefelemissionen gemäß dem MARPOL-Übereinkommen
 (Anhang VI) ausgewiesen. Damit besteht eine gute Grundlage für die Umsetzung von Maßnahmen, mit denen die Nachhaltigkeit des Schiffsverkehrs in der Ostsee sichergestellt werden soll. Angesichts der Bedeutung des Schiffsverkehrs in der Ostsee einerseits und seiner Auswirkungen auf die Meeresumwelt andererseits ist es wichtig, dass sich die Länder im Ostseeraum gemeinsam gleichzeitig um die Minimierung der durch Schiffe verursachten Verunreinigungen und um eine Maximierung der positiven Auswirkungen des Seeverkehrs für die Region bemühen.

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Umsetzung von Aktionen zur Reduzierung der Meeresverschmutzung durch Schiffe“ (innerhalb der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), der EU und der HELCOM); der „Ostseeaktionsplan“ (BSAP) der HELCOM enthält ein spezielles Kapitel über meeresbezogene Aktivitäten, z. B. Technologien zur Reduzierung von Verschmutzungen in Häfen. Auf internationaler Ebene führt das MARPOL-Übereinkommen (Anhang VI) noch strengere Anforderungen zur Reduzierung der SOx-Belastung der Ostsee ein. Der Schwefelgehalt beliebiger Ölkraftstoffe, die an Bord von Schiffen innerhalb der Ostsee – eines SOx-Emissionsüberwachungsgebiets – eingesetzt werden, ist derzeit auf 1,50 % m/m begrenzt und darf ab 1. Juli 2010 maximal 1,00 % m/m und ab 1. Januar 2015 maximal 0,10 % m/m betragen. Entsprechend werden die SOx-Emissionen bis 2015 deutlich zurückgehen. In Bezug auf NOx-Emissionen sieht MARPOL (Anhang IV) die Ausweisung von Meeresgebieten als NOx-Emissionsüberwachungsgebiete vor. Neue Vorschriften sollen dafür sorgen, dass bei ab 2016 gebauten Schiffen die Emissionen um ca. 80 % reduziert werden. Insoweit sollte die Möglichkeit in Betracht gezogen werden, die Ostsee als NOx-Emissionsüberwachungsgebiet auszuweisen. Unbeschadet der Tatsache, dass internationale Schifffahrtsvorschriften möglichst im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) angenommen werden müssen, wird die EU je nach Entwicklung der Verhandlungen über gewisse entscheidende Aspekte auch künftig prüfen, ob Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene hinreichend sind oder spezielle Maßnahmen innerhalb des Ostseeraums benötigt werden.
Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 4.1. „Förderung von Maßnahmen zum Auffangen von Schiffsabfällen“ (erweiterte Anwendung des „No-special-fee“-Systems für im Hafen bereitgestellte Auffangeinrichtungen speziell für ölhaltige Maschinenraum-Altstoffe, Abwässer und Abfall): Entscheidend ist dabei eine einheitliche, transparente Vorgehensweise der wichtigsten Häfen. Außerdem sollte die Verfügbarkeit von Auffangeinrichtungen in den Ostseehäfen weiter ausgebaut werden, damit alle Abfallarten, insbesondere Abwässer, ordnungsgemäß entsorgt werden können; dabei ist die Empfehlung der HELCOM-Mitgliedstaaten gegenüber der Internationalem Seeschifffahrtsorganisation (IMO) zu berücksichtigen, die ein Verbot der Abwassereinleitung von Schiffen fordert, insbesondere für Fahrgastschiffe und Fähren. (Federführung: HELCOM; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 4.2. „Förderung von Maßnahmen zur Reduzierung von Emissionen aus Schiffen und verstärkte Entwicklung von Einrichtungen zur landseitigen Stromversorgung oder zur Emissionsbehandlung in allen größeren Häfen rund um die Ostsee“: Um Chancengleichheit herzustellen, sollte die Nutzung dieser Einrichtungen durch wirtschaftliche Anreize gefördert werden. (Federführung: Finnland und Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: vom federführenden Mitgliedstaat festzulegen.) FAST TRACK
· 4.3. „Einführung von nach der Umweltbelastung durch die betreffenden Schiffe gestaffelten Hafengebühren“ in den wichtigsten Häfen der Ostsee, um Anreize für den Einsatz von Schiffen zu schaffen, die sich durch geringe Emissionen, ein nachhaltiges Abwasser- und Ballastwassermanagement, die Nutzung umweltfreundlicher Technologien (insbesondere z. B. Antriebssysteme mit verbesserter Energieeffizienz), hohe Sicherheitsstandards usw. auszeichnen (Federführung: HELCOM; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 4.4. „Unterbindung der Abwassereinleitung von Schiffen“, insbesondere von Fahrgastschiffen, gemäß der Empfehlung der HELCOM gegenüber der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation, die Ostsee als Überwachungsgebiet für die Abwassereinleitungen von Fahrgastschiffen auszuweisen, damit Kreuzfahrt- und Fahrgastschiffe verpflichtet sind, Nährstoffe durch geeignete Aufbereitung aus den einzuleitenden Abwässern abzutrennen oder die Abwässer in Auffangeinrichtungen im Hafen zu entsorgen. (Federführung: Finnland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 4.5. „Verbesserung der Abwasseraufbereitung an Bord und in den Häfen“ im Rahmen des Projekts „Baltic Master II“ durch bessere Einbindung der verschiedenen Akteure, d. h. der Küstengemeinden und Häfen gemeinsam mit nationalen Behörden, Forschungsinstituten, Universitäten und Organisationen im gesamten Ostseeraum sowie Suche nach praktischen Lösungen zur Verbesserung der Abfallbehandlung. (Federführung: Region Blekinge; Termin für Fertigstellung: 24. Januar 2012.) 

· 4.6. „Durchführung einer Machbarkeitsstudie über eine Flüssiggas-Infrastruktur für den Kurzstreckenseeverkehr“: Der Kurzstreckenseeverkehr muss als nachhaltige Verkehrsalternative entwickelt werden, die den intermodalen Personenverkehr ebenso abdeckt wie die Beförderung von Schüttgut. Durch die bevorstehenden Senkungen der Grenzwerte für den zulässigen Schwefelgehalt von Bunkeröl und für Stickoxidemissionen wird die Wettbewerbsfähigkeit des Kurzstreckenseeverkehrs erheblich gefährdet; entsprechend muss der Einsatz neuer Technologien in Betracht gezogen werden. Die Motorenhersteller haben begonnen, Flüssiggas (LNG) als Alternative zu Öl anzubieten; dieser alternative Treibstoff setzt jedoch ein entsprechendes Tankstellennetz voraus. Eine Machbarkeitsstudie soll als Grundlage für das weitere Vorgehen in diesem Bereich dienen. (Federführung: Dänische Seeschifffahrtsbehörde und Nordischer Ministerrat; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	5. Milderung des Klimawandels und 

Anpassung an den Klimawandel
	Koordinierung durch Dänemark


Beschreibung des Gegenstands: 

Aufgrund der geografischen Lage des Ostseeraums, der Bedeutung des kalten Klimas und der Verwundbarkeit der natürlichen Umwelt kann sich der Klimawandel in dieser Region in besonderer Weise auswirken. Bei stärkeren Veränderungen sind Auswirkungen auf die Gewässereigenschaften und die Biologie der Region zu erwarten. Einige Bereiche (z. B. die Landwirtschaft, der Fischfang und der Fremdenverkehr) sind besonders empfindlich. Daher entwickeln einige der Ostsee-Anrainerstaaten, darunter Schweden, Finnland und Lettland, bereits nationale Anpassungsstrategien, die sich auf die Auswirkungen des Klimawandels und auf die Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels konzentrieren. Angesichts der Bedeutung des Ostseeraums und der Relevanz grenzübergreifender Aspekte könnte auch die Erarbeitung einer regionalen Anpassungsstrategie in Erwägung gezogen werden.

Das Verständnis des Klimawandels und der geophysikalischen Erfordernisse sind wichtige Themen des gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die Ostsee (BONUS)
 (siehe Schwerpunktbereich Nr. 1: „Verringerung des Nährstoffeintrags in die Ostsee auf ein vertretbares Niveau“).

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die wahrscheinlichen Auswirkungen des Klimawandels lassen sich zwar nur schwer mit Sicherheit voraussagen; es liegt aber auf der Hand, dass der prognostizierte Temperaturanstieg und die Zunahme der Niederschläge großen Einfluss auf die Verhältnisse im Ostseeraum haben werden. Daher wird genauer untersucht werden müssen, welche Auswirkungen der Klimawandel auf der lokalen Ebene haben wird und wie sich diese Auswirkungen abmildern lassen. 

Regionale Auswirkungen des Klimawandels sind in verschiedener Hinsicht zu erwarten. Die Flüsse im Umkreis des Meeres führen ca. 2 % des Gesamtvolumens als Frischwasser zu, wobei von Jahr zu Jahr erhebliche Schwankungen bestehen. Es werden Änderungen des Niederschlags eintreten, die sich auf den Zulauf in die Ostsee auswirken werden, wobei eine Zunahme der jährlichen Flusswasserzuströme aus den nördlichsten Einzugsgebieten gleichzeitig mit einer Abnahme in den südlichsten Einzugsgebieten möglich ist. Saisonal werden die Flusswasserzuströme im Sommer tendenziell abnehmen und im Winter tendenziell zunehmen. Dies wird sich auf die Eigenschaften des Meerwassers auswirken, da eine Abnahme des durchschnittlichen Salzgehalts der Ostsee prognostiziert wird und mit Veränderungen der Wassertemperatur, des Wassergleichgewichts und der Wasserzirkulation zu rechnen ist. Dies wird Folgen für die biologischen Prozesse sowie für die Flora und Fauna der Ostsee haben, die sich auf die in der Ostsee lebenden Arten, ihre Verteilung und entsprechende Interaktionen auswirken. Die erwarteten Folgen der Erwärmung für die Meeressäugetiere in der Ostsee werden voraussichtlich in erster Linie mit dem starken Rückgang der Eisdecke in Verbindung stehen, von dem die Robbenarten betroffen sein werden, die auf dem Eis ihre Jungtiere aufziehen (in erster Linie Ringelrobben, aber auch Kegelrobben).

Die Ostsee könnte als Modellregion für den Klimawandel fungieren. Verbesserungspotenziale bestehen insbesondere im Hinblick auf die Energieeffizienz von Wohngebäuden sowie in Verbindung mit Fernwärmeanlagen (zur Verteilung zentral erzeugter Wärme an Wohn- und Gewerbegebäude) und mit Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung. Auch die Verlagerung hin zu nachhaltigen Verkehrsträgern und die Verbesserung des intermodalen Verkehrs werden wichtige Beiträge leisten.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Alle Länder des Ostseeraums sind vom Klimawandel betroffen, und es liegen bereits zahlreiche positive Erfahrungen mit Maßnahmen zur Milderung des Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel in dieser Region vor. Daher können der Austausch von Erfahrungen und die Zusammenarbeit in Bezug auf konkrete Projekte sehr hilfreich sein. Die Ostsee ist eine Ökoregion mit sehr spezifischen Merkmalen; entsprechend spezifisch dürften auch die Folgen des Klimawandels sein. Daher kommt der Zusammenarbeit der regionalen Akteure in Bezug auf die Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel große Bedeutung zu.

Darüber hinaus könnte die Ostsee hinsichtlich des Klimawandels als Modellregion fungieren. Verbesserungsmöglichkeiten bestehen – neben den Möglichkeiten zur Weiterentwicklung erneuerbarer Energiequellen (die in einem gesonderten Abschnitt behandelt werden) – insbesondere im Hinblick auf die Energieeffizienz von Wohngebäuden sowie in Verbindung mit Fernwärmeanlagen (zur Verteilung zentral erzeugter Wärme an Wohn- und Gewerbegebäude) und mit Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung.  

Insgesamt ist die Ostsee eine sehr spezifische Ökoregion; entsprechend spezifisch dürften die Folgen des Klimawandels sein. Daher müssen die regionalen Akteure im Hinblick auf Maßnahmen zur Abmilderung des Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel zusammenarbeiten. Einige dieser Maßnahmen werden im Folgenden beschrieben.
Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Entwicklung einer regionalen Anpassungsstrategie auf der Ebene des Ostseeraums“ als hilfreicher Rahmen zur Stärkung der Zusammenarbeit und zum Austausch von Informationen in der gesamten Region; die Möglichkeit der Entwicklung einer solchen regionalen Anpassungsstrategie sollte in Betracht gezogen werden, und die Vereinbarkeit einer solchen Strategie mit Aktionen auf EU-Ebene entsprechend dem Weißbuch der Europäischen Kommission über die Anpassung an den Klimawandel muss sichergestellt werden. Diese Thematik könnte in der im Weißbuch vorgeschlagenen Lenkungsgruppe für Folgenbewältigung und Anpassung behandelt werden. Um die Vereinbarkeit mit gemeinschaftsweiten Initiativen sicherzustellen, könnte sich eine regionale Strategie auf Fragen von grenzüberschreitender Bedeutung für die Region konzentrieren (z. B. Entwicklung einer fundierteren Wissensbasis zu den Auswirkungen und Folgen des Klimawandels, Aufklärung über den bestehenden Handlungsbedarf, Sicherstellung und Messung des Fortschritts (mit Verwendung von Kennzahlen als Vergleichsmaßstab zur Messung des Fortschritts) und Empfehlung frühzeitigen Handelns, um sicherzustellen, dass die Anpassung in die entscheidenden Politikbereiche integriert wird – d. h. Überprüfung der politischen Maßnahmen angesichts der Risiken des Klimawandels und Abwägung möglicher Anpassungsmaßnahmen).

Kooperative Aktionen:

· „Förderung des gesamten Ostseeraums als grüne Region (zu Lande und auf See)“: Einige Mitgliedstaaten im Ostseeraum sind bereits Wegbereiter für eine nachhaltige Entwicklung (Stockholm und Hamburg haben beispielsweise den Titel „Grüne Hauptstadt Europas“ erhalten); es wäre zu empfehlen, auf diesen Erfahrungen aufzubauen und diese Erfahrungen in der gesamten Region zu verbreiten. Diese Initiative wird eine Reihe wichtiger Themen berühren (z. B. Luft, Wasser und Abfälle); ein wichtiger Schwerpunktbereich wird aber auch in der Förderung von Maßnahmen in der Region zur Milderung des Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel bestehen.

· „Förderung effizienter Heizungsanlagen“ bei der Renovierung von Fernwärmeanlagen oder bei Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung und „Förderung von energieeffizientem Wohnungsbau“ in den Haushalten und in öffentlichen Gebäuden (z. B. regionale/lokale Aktionspläne für diese Sektoren oder Aufbau eines Netzes zum Austausch bewährter Verfahren).

Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 5.1. „Voraussage regionaler und lokaler Folgen des Klimawandels durch Forschung“: Initiativen in diesem Forschungsfeld sollten sich mit spezifischen Aspekten von besonderer Relevanz für den Ostseeraum befassen und dabei eine enge Zusammenarbeit mit Gesamtmaßnahmen auf EU-Ebene sicherstellen. (Federführung: Dänemark und Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 5.2. „Vollständige Umsetzung der Energieeffizienz-Initiative EU – Russland“, insbesondere der jährlichen Arbeitsprogramme der gemeinsamen Energieeffizienz-Themengruppe EU – Russland aus dem Energiedialog EU – Russland, die auf EU-Seite und auf russischer Seite umgesetzt werden sollen. (Federführung: Europäische Kommission, GD ENER; Termin für Fortschrittsbericht: 31. Juli 2010.
· 5.3. „Einrichtung eines Netzes nachhaltig organisierter Städte und Dörfer“ zum Austausch von Wissen und bewährten Verfahren bezüglich einer umweltfreundlichen Stadtverwaltungspraxis; in dieser Hinsicht könnte eine breitere Teilnahme an der bestehenden Initiative des Konvents der Bürgermeister in Erwägung gezogen werden, der den fortschrittlichen Städten Europas die Federführung beim Bemühen überträgt, den Klimawandel durch die Umsetzung intelligenter lokaler nachhaltiger energiepolitischer Maßnahmen abzumildern, die vor Ort stabile Arbeitsplätze schaffen, die Lebensqualität der Bürger verbessern und wichtige soziale Fragen behandeln. Ein wichtiger Bestandteil einer Nachhaltigkeitsstrategie wird darin bestehen, auf Gemeindeebene Maßnahmen zur Milderung des Klimawandels und zur Anpassung an den Klimawandel durchzuführen. (Federführung: Schweden und Deutschland; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.) FAST TRACK
Entwicklung des Ostseeraums 
zu einer wohlhabenden Region

Diese Gruppe von vorrangigen Maßnahmen berücksichtigt die Bedeutung wirtschaftlicher Faktoren für die Förderung und Unterstützung der Region. Der Ostseeraum umfasst einige der erfolgreichsten und innovativsten Volkswirtschaften der Welt sowie Regionen, die sich dem europäischen Durchschnitt zügig annähern.

Für die kleineren Volkswirtschaften wie Estland und Litauen ist der Ostseeraum die wichtigste Außenhandelszone. Bei diesen Staaten liegt der Anteil des Ostseeraums am Gesamthandelsvolumen bei über 50 %. Bei den drei nordischen Ländern bewegt sich der Anteil des Handels im Ostseeraum zwischen 37 % (Schweden) und 44 % (Dänemark). Ähnliche Zahlen gelten für Polen, wo der Handel im Ostseeraum 35 % des Gesamthandelsvolumens ausmacht. Nur in Deutschland ist der Anteil des Handels im Ostseeraum – wegen des erheblichen Gesamtumfangs des deutschen Handelsvolumens – deutlich kleiner. Interessant ist die Tatsache, dass bei den drei Ländern mit dem größten Handelsvolumen im Ostseeraum (Deutschland, Polen und Schweden) der Anteil des Handels im Ostseeraum im Vergleich zum Gesamt-Handelsvolumen kleiner ist. Darüber hinaus spielt die maritime Wirtschaft in den Ländern des Ostseeraums eine wichtige Rolle. Von den sechs EU-Mitgliedstaaten mit dem höchsten Anteil maritimer Aktivitäten an der jeweiligen Volkswirtschaft (Wertschöpfung über 3 % und Beschäftigungsanteil über 5 %) sind drei Ostsee-Anrainer (Estland, Lettland und Dänemark).

Dieser Abschnitt enthält entsprechend Aktionen zur Förderung unternehmerischer Initiative sowie zur Unterstützung von Innovation und zur Förderung des Handels, um Geschäftspotenziale zu erschließen und das Funktionieren des Binnenmarktes vor Ort zu verbessern. Außerdem beinhaltet dieser Abschnitt Maßnahmen zur Qualifizierung von Arbeitskräften und zur Verbesserung der Nachhaltigkeit der Grundstoffindustrien (Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft).

Finanzierungsbeispiele

Geplante Ausgaben für den Zeitraum 2007–2013 im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und des Kohäsionsfonds für die Konvergenz-, Wettbewerbsfähigkeits- und Beschäftigungsprogramme im Ostseeraum im Bereich Wohlstand:

Innovationen in KMU und unternehmerische Initiative

2,4 Mrd. EUR
Investitionen in Firmen





2,0 Mrd. EUR
Aktivitäten im Bereich Forschung und technologische Entwicklung
1,2 Mrd. EUR
Infrastruktur für Forschung und technologische Entwicklung
1,1 Mrd. EUR
Insgesamt:







6,7 Mrd. EUR
Darüber hinaus tragen weitere EU-Programme (insbesondere das Siebte Forschungsrahmenprogramm, das LIFE-Programm, der Europäische Sozialfonds, die Programme zur Förderung der europäischen territorialen Zusammenarbeit, die Programme für grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Rahmen des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments (ENPI CBC), der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), der Europäische Fischereifonds (EFF)
 und das Rahmenprogramm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation) sowie nationale, regionale und lokale politische Initiativen zur Finanzierung wichtiger Projekte bei. Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat ebenfalls Kredite für eine große Zahl von Projekten gewährt bzw. Kofinanzierungen übernommen; diese Unterstützung könnte auf zahlreiche Vorzeigeprojekte ausgedehnt werden.
Beispiele für vom EFRE und vom Kohäsionsfonds finanzierte Projekte (laufende und geplante Projekte, Gesamtkosten): 

· „Fiber Optic Valley“ (kofinanziert durch Ziel 2 in Schweden 2000–2006) und das entsprechende Ausgründungsprojekt „Testbed Gävleborg“ (Programm Norra Mellansverige) befassen sich mit einem Cluster, der sich über den gesamten Ostseeraum erstreckt.
· Zusammenarbeit zwischen Universitäten: Im Rahmen des schwedischen Programms Östra Mellansverige 2007–2013 zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit wird das Projekt „PRIM“ (Processes and Relations in Innovative Environments) zur Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen mehreren Universitäten und ihren Inkubatoren finanziert. Gesamtkosten: 6,5 Mio. EUR.

· JOSEFIN – Joint SME Finance for Innovation – ist ein Projekt im Bereich „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ im Rahmen des transnationalen Programms für den Ostseeraum 2007–2013. Projektdauer: Januar 2009 bis Dezember 2011. Eine Verlängerung um bis zu zwei Jahre als „strategisches Projekt“ wird in Betracht gezogen. Gesamtkosten: 3,9 Mio. EUR.

· Der Wissenschafts- und Technologiepark Pomorski, Polen – dritte Erweiterungsstufe (Gesamtkosten: 48 Mio. EUR).

· Maritimer Cluster in Schleswig-Holstein, Deutschland (Gesamtkosten: 50,8 Mio. EUR).

Der Pfeiler „Entwicklung des Ostseeraums zu einer wohlhabenden Region“ umfasst die folgenden Schwerpunktbereiche:

6.
Beseitigung von Hindernissen für den Binnenmarkt im Ostseeraum, einschließlich einer verbesserten Zusammenarbeit im Steuer- und Zollbereich
7.
Nutzung des gesamten Forschungs- und Innovationspotenzials der Region
8.
Umsetzung des „Small Business Act“: Förderung unternehmerischer Initiative, Stärkung von KMU und effizienterer Einsatz der Humanressourcen
9.
Förderung von nachhaltiger Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei
	6. Beseitigung von Hindernissen für den Binnenmarkt 
im Ostseeraum, einschließlich einer verbesserten Zusammenarbeit im Steuer- und Zollbereich
	Koordinierung durch Estland


Beschreibung des Gegenstands: 

Obwohl alle Mitgliedstaaten dem Binnenmarkt angehören, bestehen in der Praxis weiterhin Hindernisse für den Waren- und Dienstleistungsverkehr. Die Märkte des Ostseeraums sind – mit Ausnahme Deutschlands – relativ klein und zur Aufrechterhaltung ihrer Wettbewerbsfähigkeit daher stark auf den Handel innerhalb der Region angewiesen. 

Der Ostseeraum ist für alle betroffenen Länder außer Deutschland der dominierende Außenhandelsbereich. Das Handelsvolumen zwischen den Ländern nimmt zu, wächst aber langsamer, als zu erwarten wäre; dies deutet darauf hin, dass bei der Integration der Märkte nicht die vorgesehenen Fortschritte erzielt werden. Besonders für KMU hat es sich als schwierig erwiesen, optimalen Nutzen aus dem Binnenmarkt zu ziehen und die jeweilige Geschäftstätigkeit auf die Nachbarländer auszudehnen. Dadurch werden insbesondere expandierende KMU ausgebremst, die auf umfangreichere „Binnenmärkte“ angewiesen sind. 

Um einfache und funktionsfähige Handelsbeziehungen zu Drittländern sicherzustellen, müssen die administrativen, nichttarifären Hemmnisse für den Handel und den grenzüberschreitenden Warenverkehr insbesondere zwischen der EU und Russland abgebaut werden. Dies erfordert eine Verbesserung der Zollverfahren und der Infrastruktur. Darüber hinaus ist es wichtig, die internationale Zusammenarbeit im Steuerbereich zu stärken, die Bedingungen für Handel und Investitionen zu verbessern und die Anstrengungen zur Bekämpfung grenzübergreifender Aktivitäten bei Steuerbetrug und Steuerflucht zu verstärken.

Die meisten Hindernisse für den Binnenmarkt für auf dem Seeweg beförderte Güter (90 % des Binnengüterverkehrs bei Ländern wie Finnland) sind darauf zurückzuführen, dass bei Transporten auf See die Schiffe beim Verlassen der Hoheitsgewässer offiziell das Zollgebiet der Europäischen Gemeinschaft verlassen und erst am Zielhafen wieder in das Zollgebiet der EU eintreten. Da die Position der Schiffe problemlos von der Küstenwache verfolgt werden kann, ist die entsprechende Differenzierung heute nicht mehr gerechtfertigt. Um die systematischen Formalitäten bei Binnenmarktgütern abschaffen zu können, nahm die Kommission am 21. Januar 2009 eine Mitteilung
 zur Errichtung eines europäischen Seeverkehrsraums ohne Grenzen an, die auf die Aufhebung oder weitestgehende Vereinfachung der Verwaltungsverfahren für Waren und Schiffe beim Verkehr zwischen EU‑Häfen abzielt. Von der Umsetzung der Maßnahmen des am 30. März 2009 vom Rat gebilligten Aktionsplans für einen „europäischen Seeverkehrsraum ohne Grenzen“ wird der Ostseeraum in hohem Maße profitieren.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Dass KMU im Ostseeraum nur in unzureichendem Umfang Handelsbeziehungen aufbauen, ist auf den in nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Verwaltungsaufwand, die unzulängliche bzw. intransparente Umsetzung von EU-Richtlinien, beschränkten Wettbewerb bei Versorgungsunternehmen aufgrund von Marktzugangshindernissen, stark regulierte Arbeitsmärkte und schwache Steueranreize zurückzuführen. Der häufig daraus resultierende unzureichende Wettbewerb schlägt sich in einem relativ hohen Preisniveau nieder.

Eine bessere Integration ist erforderlich, wenn die Region ihre Position als wohlhabende Region aufrechterhalten und verbessern soll. Beratungen und Analysen zur Vorbereitung der Binnenmarktüberprüfung von 2007
 haben gezeigt, dass der Rechtsrahmen in vielen Bereichen und Sektoren des Binnenmarktes noch nicht im gewünschten Umfang funktioniert. 

Die vielen Chancen des Binnenmarktes werden von Bürgern und Unternehmen teilweise nicht genutzt, da die geltenden Vorschriften nicht in allen Mitgliedstaaten richtig umgesetzt, angewandt oder durchgesetzt werden. Wie aus dem neuesten Binnenmarkt-Anzeiger
 hervorgeht, sind in den Mitgliedstaaten zwar erhebliche Fortschritte bei der fristgerechten Umsetzung der Rechtsvorschriften zum Binnenmarkt zu verzeichnen; Probleme bestehen aber weiterhin bei der ordnungsgemäßen Anwendung dieser Rechtsvorschriften; entsprechend sind zahlreiche Vertragsverletzungsverfahren anhängig. Zudem stehen den Bürgern und Unternehmen noch immer nicht genügend Informationen zur Nutzung und zur praktischen Durchsetzung ihrer Rechte im Binnenmarkt zur Verfügung.
 Daher sollten die Bemühungen um die Übersetzung und die Verbreitung von Materialien verstärkt werden, die den verschiedenen Zielgruppen entsprechende Informationen auf zusammenhängende Weise vermitteln.
Bei der Ausfuhr von Waren aus der EU treten aufgrund von Problemen bei den Kontrollverfahren große Schwierigkeiten auf, und die Wartezeiten an der EU-Grenze zu Russland sind häufig lang. Bis vor kurzem bildeten sich regelmäßig lange Lkw-Schlangen an den Grenzübergängen von Finnland, Estland und Lettland nach Russland. Diese Situation war hauptsächlich auf das Wachstum des Handels zwischen der EU und Russland zurückzuführen; hinzu kamen ineffiziente Verfahren und eine unzureichende Infrastruktur auf der russischen Seite. Aufgrund der Wirtschaftskrise seit Anfang 2009 sind die Staus bereits zurückgegangen; außerdem sollte dieser Situation künftig durch einheitlichere Zollvorschriften und eine bessere Infrastruktur in Russland entgegengewirkt werden.

Schiffe, die Waren innerhalb Europas transportieren, aber in Häfen außerhalb des Binnenmarktes anlegen, müssen alle an Bord befindlichen Waren einer vollständigen externen Zollabwicklung unterziehen, und zwar unabhängig davon, ob der Handel innerhalb der EU oder international stattfindet. Der Schiffsfrachtverkehr würde von Verbesserungen bei der Behandlung derartiger Waren erheblich profitieren – sowohl hinsichtlich seiner Effizienz als auch bezüglich seiner Wettbewerbsfähigkeit als umweltfreundlicher Verkehrsträger.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

In Anbetracht des geringen Umfangs der nationalen Märkte des Ostseeraums muss das Unternehmensumfeld durch geeignete Maßnahmen modernisiert werden. Ein für Investoren attraktiver politischer Rahmen und ein dynamisches Unternehmensumfeld sind die besten Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung des hohen Entwicklungsstandes im Westen und für die Anhebung des Niveaus in den östlichen Teilen der Ostseeregion. Die derzeitige Krise macht es besonders wichtig, Anregungen für eine weitere Integration der Märkte im Ostseeraum zu schaffen. Die Stärkung der Handelsverbindungen innerhalb der Region durch Abbau der bestehenden Hemmnisse empfiehlt sich als kostengünstiger Ansatz zur Revitalisierung der Wirtschaft. Außerdem ist es für die Region wichtig, dass die Empfehlungen des „Small Business Act“ (SBA) vollständig umgesetzt werden, um den Verwaltungsaufwand für kleinere Unternehmen zu verringern.
Ebenso wichtig sind Maßnahmen zur Unterstützung und Erleichterung einer zulässigen Zusammenarbeit in Handel und Wirtschaft, zur Bekämpfung des Zollbetrugs und zur Verbesserung der Sicherheit der Lieferkette beim Handel mit Drittländern. Dies erfordert unter anderem ein Paket von Maßnahmen zur Stärkung der Zusammenarbeit der Zollbehörden der EU-Mitgliedstaaten mit Russland und anderen Nachbarländern sowie die Beseitigung verfahrenstechnischer, personeller und infrastrukturbedingter Engpässe. Die Grundsätze des verantwortungsvollen Handelns („good governance“) müssen unterstützt werden, um gerechte und effiziente Steuersysteme schaffen zu können. Zur Gewährleistung der Chancengleichheit in Bezug auf Wirtschaftsbeziehungen, Handel und Investitionen ist dies von wesentlicher Bedeutung. 

Allerdings muss darauf hingewiesen werden, dass jegliche Zusammenarbeit zu Fragen des Binnenmarkts auf freiwilliger Basis erfolgt und dass aus der Strategie keine neuen Strukturen oder weitere Überprüfungen hervorgehen werden. Wenn nachgewiesen werden kann, dass eine solche Zusammenarbeit im Ostseeraum möglich ist, kann diese Erfahrung allerdings von anderen Mitgliedstaaten aufgegriffen werden.
Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Umsetzung der auf eine nachhaltige Verbesserung und Erleichterung der Warenkontrollen an der Grenze abzielenden Strategie“: Die Strategie wurde beim Treffen des Unterausschusses EU – Russland zu Zollfragen und grenzüberschreitender Zusammenarbeit (EU-Russia Sub-Committee on Customs and Cross-border cooperation) am 26. April 2007 angenommen und am 19. Juni 2008 bestätigt. Eine Beurteilung der Umsetzung dieser Strategie wird voraussichtlich in der zweiten Hälfte 2010 erfolgen.
· „Koordinierung mit Maßnahmen, die von der CBSS-Arbeitsgruppe für Zollzusammenarbeit und grenzübergreifende Aspekte (WGCB = Working Group on Customs Cooperation and Border Crossing Aspects) durchgeführt werden“, zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Behörden an der Grenze, u. a. Abstimmung der Arbeitsverfahren, gemeinsame Schulungen und Austausch von Informationen und bewährten Verfahrensweisen. 
Kooperative Aktionen:

· „Öffnung des öffentlichen Sektors für den Wettbewerb“: Steigerung der Produktivität von traditionell staatlichen und kommunalen Versorgungsunternehmen durch allmähliche Öffnung für den freien Wettbewerb in entsprechenden Bereichen wie Abfallmanagement, Freizeitaktivitäten, Postdienste, entsprechende Logistikstrukturen und der Kommunikationssektor im weiteren Sinne, lokale Energieversorgung usw., um den vollständigen Zugang zu den betreffenden Märkten im Ostseeraum zu gewährleisten.
· „Beseitigung der verbleibenden Hemmnisse für die grenzübergreifende Bereitstellung von Dienstleistungen“ durch die pünktliche und einheitliche Einführung und Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie und weiterer relevanter Richtlinien, insbesondere wenn diese Auswirkungen für KMU haben, sowie der Richtlinien, mit denen eine Liberalisierung der Dienstleistungsmärkte angestrebt wird (z. B. mit der dritten Postrichtlinie, in der für die meisten Mitgliedstaaten der 31. Dezember 2010 als Frist für eine vollständige Öffnung des Marktes genannt wird); die Dienstleistungsrichtlinie verlangt von den Mitgliedstaaten zum einen die Durchführung konkreter gesetzgeberischer Maßnahmen und zum anderen die Einführung verschiedener praktischer Einrichtungen (z. B. einheitlicher Kontaktstellen für Dienstleistungsanbieter, elektronischer Verfahren und Zusammenarbeit der Verwaltungen). Außerdem führt sie innovative Werkzeuge wie die Überprüfung der nationalen Gesetzgebung und den Prozess der gegenseitigen Evaluierung ein. Eine enge Zusammenarbeit zwischen den in den einzelnen Mitgliedstaaten für die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie verantwortlichen Gremien wurde in den vergangenen zwei Jahren im Rahmen der „Nordisch-baltischen Kooperationsgruppe“ aufgebaut. Diese Zusammenarbeit könnte durch den Austausch bewährter Verfahren – unter anderem für die Einrichtung von einheitlichen Kontaktstellen – sowie durch die Einbeziehung von Wirtschaftsverbänden weiter verbessert werden. 

· „Praktische Nutzung der Möglichkeiten des EU-Binnenmarktes für den Ostseeraum“ durch verbesserte Zusammenarbeit zwischen einzelstaatlichen Behörden bei der Gestaltung des Binnenmarktes; es sollte eine verbesserte und verstärkte administrative Zusammenarbeit zwischen den einzelstaatlichen Behörden im Ostseeraum bezüglich der Umsetzung der Binnenmarktrichtlinien entwickelt werden, wobei die bestehende „Nordisch-Baltische Kooperationsgruppe“ für die Dienstleistungsrichtlinie als Anregung dienen kann. Den einzelstaatlichen Behörden wird außerdem eine Zusammenarbeit innerhalb des Ostseeraums nahegelegt, um Schulungen in Binnenmarktrecht für nationale Staats- und Justizbeamte anbieten und den Bürgern und Unternehmen Informationen über ihre Rechte und Möglichkeiten im Binnenmarkt bereitstellen zu können. Diese enge Zusammenarbeit zwischen den Behörden im Ostseeraum im Bereich des Binnenmarkts sollte in Zusammenhang und in Übereinstimmung mit der Empfehlung der Kommission zu Partnerschaften entwickelt werden, die im Juni 2009 angenommen werden soll.

· „Förderung der Grundsätze des verantwortungsvollen Handelns im Steuerbereich“, nämlich Transparenz, Informationsaustausch und fairer Steuerwettbewerb, um die internationale Zusammenarbeit im Steuerbereich zu verbessern und die Bemühungen zur Bekämpfung grenzübergreifender Aktivitäten bei Steuerbetrug und Steuerflucht zu verstärken; ein erster Schritt wäre der Abschluss einer Vereinbarung mit Russland über verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich. Auch die Angleichung der Besteuerungspolitik sollte verfolgt werden, in diesem Zusammenhang wäre etwa in Zusammenarbeit mit Russland eine allmähliche Annäherung der Verbrauchsteuersätze für Zigaretten anzustreben. Dadurch würden Fälle von Steuerbetrug und der Schmuggel verbrauchsteuerpflichtiger Waren in die EU zurückgehen; zudem würden damit die Zielsetzungen im Haushalts- und im Gesundheitsbereich unterstützt und Probleme behandelt, die sich allein durch verschärfte Grenzkontrollen nur schwer bekämpfen lassen. Außerdem würde dies zur Erleichterung des Handels in der Region beitragen, da die Notwendigkeit strenger, eingehender Grenzkontrollen reduziert würde.
Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 6.1. „Beseitigung der verbleibenden Hemmnisse für den Binnenmarkt“ durch Verstärkung der praktischen Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden. Das Projekt umfasst fünf Bereiche, die auf zwei federführende Parteien aufgeteilt sind: 1. Ermittlung der im Binnenmarkt bestehenden Hemmnisse für den Handel zwischen den Ländern der Region und Durchführung von Maßnahmen zu ihrer Beseitigung – verantwortlich: Polen.
 Das allgemeine Ziel dieses Projekts sollte darin bestehen, umfassende Informationen über die Hemmnisse für den Binnenmarkt zusammenzutragen, die die Freizügigkeit von Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital zwischen den Ländern der Region behindern. 2. Zusammenarbeit zur Umsetzung der Empfehlung der Kommission zur Optimierung der Funktionsweise des Binnenmarktes – Maßnahmen zur Gewährleistung einer besseren Abstimmung in Binnenmarktfragen (Empfehlung Nr. 1) – verantwortlich: Polen. Gegenstand dieses Bereichs ist der Aufbau einer Kooperationsgruppe (nach dem Vorbild der nordisch-baltischen Gruppe oder innerhalb jenes Forums), die regelmäßig zusammentritt, um Erfahrungen in Bezug auf die Umsetzung der Empfehlung Nr. 1 zur Optimierung der Funktionsweise des Binnenmarktes sowie zu Maßnahmen zur Gewährleistung einer besseren Abstimmung in Binnenmarktfragen auszutauschen. 3. Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den SOLVIT-Zentren der Länder aus der Region – verantwortlich: Polen.
 Vorgesehen war die Durchführung einer gemeinsamen Kampagne, um die Bekanntheit von SOLVIT bei KMU zu erhöhen und diesen zuverlässige, objektive Informationen darüber zu liefern, welche Art von Unterstützung sie bei SOLVIT erhalten können. 4. Austausch von bewährten Verfahrensweisen bezüglich der praktischen Funktionsweise von Produktinfostellen (PCP) und einheitlichen Kontaktstellen – verantwortlich: Schweden.
 Ziel des Projekts sollte die Bereitstellung einer Plattform sein, die dem Austausch von Erfahrungen hinsichtlich der Einrichtung, Finanzierung und Weiterentwicklung der Kontaktstellen im Ostseeraum dient. 5. Bereitstellung besserer Informationen für Bürger und Unternehmen über das Binnenmarktpaket für Waren (einschließlich des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung) und die Dienstleistungsrichtlinie – verantwortlich: Schweden.
 Im Rahmen dieses Projekts könnte sich eine Gruppe unter Berücksichtigung bewährter Verfahrensweisen darüber austauschen, welche Arten von Informationsbestrebungen in den folgenden Bereichen unternommen wurden: Inhalt der neuen Gesetzgebung und Rolle der neuen Kontaktstellen. Darüber hinaus sollte mit dem Projekt ermittelt werden, ob und welche Arten von zusätzlichen Informationsbestrebungen für die Region von Vorteil sein könnten. (Federführung: Polen und Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: erste Ergebnisse im Juni 2011.) FAST TRACK
· 6.2. „Realisierung eines europäischen Seeverkehrsraums ohne Grenzen im Ostseeraum“: Dieser Plan beinhaltet mehrere legislative Maßnahmen, darunter einen Vorschlag, der auf die Vereinfachung administrativer Formalitäten abzielt und auf Gemeinschaftsvorschriften und Empfehlungen an die Mitgliedstaaten zur Reduzierung des Verwaltungsaufwands in Speditionsunternehmen aufbaut. Dazu sollten die gegenwärtigen rechtlichen und administrativen Hemmnisse analysiert und die erforderlichen Änderungen des rechtlichen und administrativen Rahmens durch Strategien für eine bessere Rechtsetzung eingeleitet werden; außerdem sollte ein gemeinschaftsweit integriertes und auf Gemeinschaftsebene vereinbartes Seeinformations- und Meldesystemen eingerichtet werden („Single-Window-Dienstleistungen“). (Federführung: GD Mare/Swedish Maritime Agency, (noch zu bestätigen); Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 6.3. „Verstärkte Nutzung von elektronischen Signaturen / elektronischer Identifizierung“ bei Kontakten mit Behörden im Ostseeraum gemäß dem Aktionsplan vom November 2008 für elektronische Signaturen und die elektronische Identifizierung,
 der sicherstellen soll, dass Anwendungen für elektronische Signaturen und Authentifizierungen grenzübergreifend interoperabel sind; dies würde die Kosteneffizienz und die Zweckmäßigkeit der Bereitstellung öffentlicher Dienste sowie von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren fördern und Bürgern und Privatunternehmen digitale Meldungen bei öffentlichen Behörden erleichtern; gleichzeitig würde dies die strategische Aktion „Beseitigung der verbleibenden Hemmnisse für die grenzüberschreitende Bereitstellung von Dienstleistungen“ unterstützen (siehe Beschreibung auf Seite 27). Diese Arbeiten sollten stark auf den Marktzugang für ausländische Bürger und Unternehmen ausgerichtet sein; zur Vermeidung struktureller Hindernisse sollte dabei vermieden werden, dass die Sicherheitsstufe für interoperable elektronische Signaturen auf ein unnötig hohes Niveau angehoben wird. Es sollten gemeinsame Projekte im Bereich Informationsgesellschaft entwickelt werden, z. B. die Abstimmung auf elektronischem Wege sowie weitere öffentliche und private elektronische Dienste. (Federführung: Estland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 6.4. „Motivierung zur Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen den Akkreditierungsstellen“: Die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akkreditierungsstellen könnte eine kosteneffektive Möglichkeit zur Aufteilung ihrer Kompetenzen darstellen und Unternehmen eine breite Palette von Akkreditierungsdiensten bieten, ohne dass alle Einrichtungen in jedem Mitgliedstaat zur Verfügung stehen müssen. (Federführung: Schweden – Swedish Board for Accreditation and Conformity Assessment; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 6.5. „Überwachung der Umsetzung der Schwerpunktbereiche der Strategie EU – Russland zur Verbesserung der Zoll- und Grenzverfahren, nämlich: a) Umsetzung legislativer, administrativer und verfahrenstechnischer Maßnahmen Russlands zur Verbesserung der Situation an der Grenze; b) Umsetzung eines Pilotprojekts zum Informationsaustausch zwischen der EU und Russland; c) Umsetzung und Weiterentwicklung der Grenzübergangs- und Zollinfrastruktur. (Federführung: Europäische Kommission, GD Steuern und Zollunion / Arbeitsgruppe EU – Russland „Zoll-/Grenzfragen“; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.)

· 6.6. „Überwachung der Situation an den Grenzen“ durch Wiederaufnahme des „Laufzettel“-Projekts, das ursprünglich in den Jahren 2001, 2003 und 2005 mit dem Ziel durchgeführt wurde, die Grenzübertritts-/Abwicklungszeiten zu messen und Engpässe sowie Möglichkeiten zur Verbesserung der Kontrollverfahren an der Grenze zwischen EU und Russland zu ermitteln. (Federführung: Europäische Kommission, GD Steuern und Zollunion / Arbeitsgruppe EU – Russland „Zoll-/Grenzfragen“; Termin für Fertigstellung: zweite Jahreshälfte 2010) FAST TRACK
· 6.7. „Koordinierung der Nutzung der digitalen Dividende“: Koordinierung der Nutzung der „digitalen Dividende“, die beim Wechsel zu terrestrisch übertragenem Digitalfernsehen einerseits für eine effektivere Nutzung der Frequenzen und andererseits als Vorteil für die Unternehmen verfügbar sein wird, die in dünn besiedelten Gebieten Breitband anbieten können. Entwicklung verbesserter Modelle für die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zur multilateralen Abstimmung und Kontrolle des Marktes. (Federführung: Schweden; Termin: noch festzulegen.) 
	7. Nutzung des gesamten Forschungs- 
und Innovationspotenzials der Region
	Koordinierung durch Schweden 
und Polen


Beschreibung des Gegenstands: 

Wenn der aus relativ kleinen Ländern und Innovationsumgebungen mit jeweils unterschiedlichem Entwicklungsstand bestehende Ostseeraum ein dynamisches Innovationsumfeld schaffen soll, ist eine Stärkung der transnationalen Zusammenarbeit unerlässlich. Diese Stärkung muss sowohl auf politischer als auch auf wirtschaftlicher Ebene erfolgen, damit so eine bessere Mobilität, ein stärkerer regionaler Zusammenhalt und ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum erzielt werden kann. Die Regionen müssen innovative Unternehmen gewinnen und effiziente Dienstleistungen zur Unterstützung von Innovationen entwickeln, um ihre Innovationsfähigkeit langfristig zu erhöhen. 

Der Globalisierungsprozess führt zu verstärkter Konkurrenz der Länder und Regionen um Investitionen in den Bereichen Produktion, Wissen und Innovation. Auf der wirtschaftlichen Ebene ist die Entwicklung wissensintensiver Produkte und Dienstleistungen eine unerlässliche Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen auf dem Weltmarkt. Auf der politischen Ebene müssen die Länder – und insbesondere die Regionen – effiziente Innovationssysteme entwickeln, die durch unternehmerische Dynamik sowie durch eine enge Vernetzung von Wissenseinrichtungen auf Spitzenniveau und von privaten Investoren, Inkubatoren und entsprechenden Dienstleistungen gekennzeichnet sind. Wenn dies auf Ostseeebene erreicht werden soll, stellen sich besondere Herausforderungen. Für eine vorteilhafte Entwicklung der Region ist dies jedoch unumgänglich.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Der Unterschied zwischen etablierteren F&E-Einrichtungen an der Nord- und Westküste einerseits und neu gegründeten oder renovierten Einrichtungen an der Ost- und Südküste der Ostsee andererseits ist noch immer deutlich ausgeprägt – trotz des starken Wachstums, das in letzter Zeit in den östlichen Teilen zu verzeichnen war. Dies kommt auch in dem neuesten European Innovation Scoreboard (EIS 2007) zum Ausdruck. Im Ostseeraum sind einige der innovativsten Unternehmen Europas angesiedelt; andere Unternehmen der Region sind eher rückständig. Um das Innovationspotenzial der Region voll ausschöpfen zu können, wird ein einheitlicherer, auf Zusammenarbeit und Vertrauen beruhender Ansatz benötigt.
Mehrwert für den Ostseeraum: 

Der größte Mehrwert wird erzielt, wenn die Sektoren vorrangig behandelt werden, in denen die Region besondere Stärken besitzt. Zur weiteren Erforschung dieser regionalen Stärken könnte sich das Cluster-Konzept eignen. Dieser Ansatz würde auf bestehenden Studien zur in letzter Zeit in verschiedenen Ländern des Ostseeraums auf regionaler oder nationaler Ebene durchgeführten Cluster-Kartierung sowie auf den Ergebnissen der Cluster-Kartierung durch die Europäische Beobachtungsstelle für Cluster
 und das im Rahmen der EU-Initiative PRO INNO Europe
 finanzierte Projekt BSR INNO-Net aufbauen.. Wichtig ist auch, dass die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit im Rahmen des Europäischen Forschungsraums (ERA) vollständig genutzt werden.

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Aufbau einer gemeinsamen Innovationsstrategie für den Ostseeraum“, die sich den vier folgenden Herausforderungen stellen wird: (a) Reduzierung bestehender Hemmnisse für Innovation, einschließlich einer Angleichung der unterschiedlichen Rechts- und Regulierungsumfelder für ausländische Direktinvestitionen (FDI), insbesondere zur Weiterentwicklung der Leitmarktinitiative; (b) Vereinfachung der transnationalen Zusammenarbeit zur Entwicklung und kommerziellen Nutzung gemeinsamer Forschungsprojekte; (c) gemeinsame Nutzung des hochwertigen Humankapitals in der Region und Förderung der Mobilität von Mitarbeitern in der Forschung und (d) gemeinsame Entwicklung neuer und besserer Instrumente zur Innovationsförderung, einschließlich Unterstützung für geistige Eigentumsrechte (IPR). Diese Arbeiten erfolgen in Zusammenarbeit mit ähnlichen Projekten, die im Rahmen der Initiative PRO-INNO Europe für den Zeitraum 2009–2012 durchgeführt werden. 
Kooperative Aktionen:

· „Bessere Verwertung von Forschungsergebnissen durch Patente“ unter Förderung der Zusammenarbeit zwischen den nationalen Patentbehörden im Ostseeraum bei der Bereitstellung von Einrichtungen zur Innovationsförderung; diese Zusammenarbeit könnte etwa „sektorbezogene Spezialisierungen der verschiedenen Behörden“ im Ostseeraum oder die Möglichkeit beinhalten, bei Patentanmeldungen in anderen Ländern des Ostseeraums und beim Europäischen Patentamt (EPO) behilflich zu sein; KMU, unabhängige Erfinder und öffentliche Forschungsorganisationen sollten dabei unterstützt werden, Rechte des geistigen Eigentums in ihre Geschäftsstrategien einzubeziehen.
Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 7.1. „Entwicklung eines Ostseeraum-Programms für Innovation, Cluster und KMU-Netze“: Das konkrete Ziel besteht darin, F&E und die geschäftsbezogene transnationale Zusammenarbeit in Bezug auf Innovationssysteme, Cluster und KMU-Netze zu fördern, um das wirtschaftliche Wachstum im gesamten Ostseeraum zu stärken. Das Programm wird „eine neue Marke ‚Ostseeraum‘“ entwickeln und durch „Smartness“, Forschung, Innovation und Zusammenarbeit zum Ausbau von Kapazitäten, zu größerer internationaler Wettbewerbsfähigkeit, zu einer Zunahme der Auslandsinvestitionen und zum Anschluss an das Weltniveau in verschiedenen strategischen Bereichen führen. Das Programm kann auf den Ergebnissen und Empfehlungen des Projekts INNO-Net für ein Ostseeraum-Netz aufbauen, das im Rahmen der Initiative PRO INNO Europe finanziert wird. Das Ziel besteht darin, die Wettbewerbsfähigkeit und Innovationen im Ostseeraum durch die Zusammenarbeit transnationaler Cluster sowohl auf politischer als auch auf wirtschaftlicher Ebene zu verbessern, indem Cluster-Organisationen, nationale oder regionale Programme und Fonds mobilisiert werden. Zu den Aktivitäten im Rahmen dieses Programms für den Ostseeraum wird auch die Entwicklung einer „Ostseeraum“-Methode für die bessere Nutzung von Netzen kleiner Unternehmen gehören. Angesichts der Bedeutung der maritimen Wirtschaft für die Region werden maritime Cluster gefördert, um sie an Wissensnetze anzubinden und einen Austausch bewährter Verfahren für die Einrichtung von Cluster-Organisationen herbeizuführen. Ein weiteres Ziel besteht in der „Entwicklung eines regionalen Prognoseprogramms“, mit dessen Hilfe wünschenswerte Richtungen der Zusammenarbeit in den Bereichen F&E und Innovation bestimmt werden können. (Federführung: Schweden und Litauen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK

· 7.2. „Einrichtung eines Ostsee-Fonds für Innovation und Forschung“: Das Ziel besteht in der Entwicklung von Finanzinstrumenten zur Förderung transnationaler und transregionaler Innovationen sowie zur Förderung von Forschungsmaßnahmen zur schwerpunktmäßigen Untersuchung der spezifischen Stärken des Ostseeraums. Dazu werden geprüfte und erfolgreiche Finanzmodelle genutzt und neue Modelle entwickelt, die die Abstimmung bestehender Finanzierungsmöglichkeiten (2007-2013) und künftiger Finanzierungsmöglichkeiten (ab 2014) für Forschung, Entwicklung und Innovation auf EU‑Ebene, auf nationaler und auf regionaler Ebene erleichtern und private Finanzierungen unterstützen (Federführung: Region Skåne; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.) 
· 7.3. „Entwicklung einer gemeinsamen Ostseeraum-Strategie zur Innovationsförderung im Dienstleistungsbereich“: Drei Hauptziele werden verfolgt: (a) Erfassung besserer Statistikdaten aus Ländern des Ostseeraums zur Analyse des aktuellen Innovationsstatus und ‑potenzials im Sektor der wissensintensiven Dienstleistungen; (b) Ermittlung des Umfangs und der Ziele für eine transnationale Zusammenarbeit zwischen Clustern, die in Dienstleistungs-Teilsektoren wie IKT, kreativen Branchen und dem Kultursektor allgemein sowie in den Bereichen ökologische/grüne Innovationen und Energie tätig sind; (c) Verbesserung der Rahmenbedingungen, die erforderlich sind, um eine solche Cluster-Zusammenarbeit im Dienstleistungsbereich nachhaltig zu unterstützen und die Internationalisierung stark wachsender Dienstleistungsunternehmen zu erleichtern. Diese Maßnahmen erfolgen in Zusammenarbeit mit dem ähnlich ausgerichteten Gemeinschaftsprojekt INNO-Net, das im Rahmen der Initiative PRO INNO Europe für den Zeitraum 2009–2012 finanziert wird. (Federführung: Litauen und Finnland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)
· 7.4. „Einrichtung interdisziplinärer Referenzprojekte für Innovationen in den Bereichen Gesundheitswesen und Biowissenschaften“: Die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens auf hohem Niveau und die Nutzung moderner Biowissenschaften können als Voraussetzungen für die Entwicklung des Ostseeraums zu einer weltweit führenden, wohlhabenden „Gesundheitsregion“ betrachtet werden. Darüber hinaus kann den demografischen Herausforderungen nur durch Innovationen in den Bereichen Wissenschaft, Technologie und Sozialwissenschaft begegnet werden. Die ScanBalt BioRegion als inzwischen einer der wichtigsten europäischen Kooperations-Cluster führte im Jahr 2004 die Grundprinzipien der Nachhaltigkeit in allen Feldern der Biowissenschaften ein: Gesundheit, Energie, Ernährung oder Umweltwissenschaft. Der Ostseeraum kann in dieser Hinsicht als Modell dafür angesehen werden, wie die Grundlage für eine wissensbasierte Wirtschaft bereitgestellt und eine gemeinsame Strategie für eine breite Palette von Aktivitäten auf nachhaltige Weise umgesetzt wird. (Federführung: Lithuanian Biotechnology Association und BioCon Valley® GmbH, Greifswald (Deutschland); Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 7.5. „Einrichtung eines ‚Baltic Science Link‘-Netzes“: Eine geeignete Forschungsinfrastruktur ist eine wichtige Voraussetzung, wenn eine Region im Bereich Forschung und Innovation eine Spitzenstellung anstrebt. Der Ostseeraum besitzt bereits mehrere wichtige Infrastruktureinrichtungen (der Hochenergie-Speicherring PETRA-III im Forschungszentrum Deutsches Elektronen-Synchrotron in Hamburg; das europäische Röntgenlaserprojekt XFEL in Schleswig-Holstein; MAX IV, das Synchrotron-Strahlungsforschungs-, Kernphysik- und Beschleunigerphysik-Labor in Lund) und hofft auf Unterstützung für zukünftige Anlagen wie die Europäische Spallations-Neutronenquelle (ESS) in Lund.
 Diese Infrastruktur sollte optimal genutzt werden, um die wissenschaftliche Kompetenz und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und die Attraktivität der Region zu erhöhen. Dies könnte durch den Aufbau des „Baltic Science Link“ als starkes Netz verschiedener Universitäten, Forschungsinstitute und Branchen in der Region erreicht werden. Forschungsfelder, die sich in der Region bereits etabliert haben – Biowissenschaften, Werkstofftechnologien – würden den Kern dieser Wissenschafts-Cluster bilden. (Federführung: Schweden: Schwedischer Forschungsrat; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	8. Umsetzung des „Small Business Act“: Förderung unternehmerischer Initiative, Stärkung von KMU
und effizienterer Einsatz der Humanressourcen
	Koordinierung durch Dänemark und Deutschland


Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum müssen die allgemeinen Wachstumsvoraussetzungen gestärkt werden. Unternehmerische Initiative sowie die Entwicklung von KMU sollten stärker und wirksamer unterstützt werden. Ebenso sollte die Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen zur Unternehmensförderung unterstützt werden. Der Umfang des Handels und der Investitionen in der Region könnte durch bessere Zusammenarbeit zwischen Handel und Investitionsträgern sowie durch die Entwicklung von Unterstützungsmaßnahmen, die auf eine weitere wirtschaftliche Integration abzielen, erhöht werden. Darüber hinaus könnte die Krise eine Umorientierung der Unternehmen bewirken und die Entwicklung „grüner Unternehmen“ fördern. Um den langfristigen Wohlstand der Ostseeregion zu sichern, muss der Bereich „Unternehmerisches Handeln“ in die Lehrpläne aller Bildungsebenen aufgenommen werden; den Lehrkräften sollten entsprechende wirtschaftliche Kenntnisse vermittelt werden, und innovative Lehrmethoden sollten entwickelt werden. 

Um hohe Produktivität, einen hohen Innovationsgrad und ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu erzielen, muss der Ostseeraum außerdem den Arbeitsmarkt in stärkerem Maße einbeziehen und integrieren. Ein hoher Beschäftigungsgrad, gute Arbeitsplätze und möglichst geringe soziale Ausgrenzung sind wichtige Faktoren für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen des Ostseeraums.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Institutionelle Hemmnisse verursachen erhebliche Einschränkungen für die Tätigkeit von KMU im Ostseeraum. Wenn die Entwicklung in der Region auf KMU aufbauen soll, müssen Beschränkungen, die der Entwicklung von KMU entgegenstehen, so schnell wie möglich aufgehoben werden. Die höchste Priorität kommt der Erstellung eines institutionellen Rahmens zu, der stimmige Regeln für unternehmerische Tätigkeit festlegt. (In der Praxis sind diese Regeln oft zu restriktiv oder zu komplex.) Der institutionelle und rechtliche Rahmen, in dem Unternehmen im Ostseeraum tätig sind, ist in den einzelnen Staaten sehr unterschiedlich beschaffen. 
Einem stärker integrierten Arbeitsmarkt im Ostseeraum stehen mehrere Hindernisse entgegen. Neben den traditionellen rechtlichen und verwaltungstechnischen Faktoren – die mit der sozialen Sicherheit und der Anerkennung der Qualifikationen in Verbindung stehen – sind zwei neue Kategorien von Einschränkungen in den Vordergrund getreten: die „praktischen“ Hindernisse (Unterkunft, Sprache, Beschäftigungsverhältnis des Partners oder Ehegatten) und die „psychologischen“ Hindernisse (insbesondere die Frage der Rückkehr in das Herkunftsland und die mangelnde Akzeptanz der Mobilität).

Eine Verbesserung der Karrieremöglichkeiten, Ausbildungen und Qualifikationen im Seefahrtsbereich kann deutlich dazu beitragen, die Sicherheit, Beschäftigung und allgemeine Wettbewerbsfähigkeit des gesamten maritimen Clusters zu verbessern.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Die erheblichen Unterschiede der sozioökonomischen Entwicklung zwischen den einzelnen Staaten erschweren eine einheitliche sozioökonomische Entwicklung der Region. Eine stärkere und engere Integration sowie bessere Bedingungen für den Handel und sonstige Geschäftsbeziehungen mit Nachbarländern sind Voraussetzungen für eine günstige Entwicklung der Region. Ebenso wichtig ist eine stärkere Zusammenarbeit in Bereichen, in denen die Region bereits über eine starke Position verfügt und ein deutliches Wachstumspotenzial gegeben ist (etwa in den Bereichen Gestaltung und Umwelttechnologie).

Die Zusammenarbeit zur Förderung der Mobilität innerhalb der Gemeinschaft könnte durch eine bessere Abstimmung zwischen arbeitsmarktorientierter Ausbildung, Umschulung und Weiterbildung sowohl in den Herkunfts- als auch in den Aufnahmeländern zu einer besseren Angleichung der Anforderungen des Arbeitsmarktes an den verfügbaren Arbeitskräftebestand beitragen. Auf diese Weise lässt sich sicherstellen, dass der Region die benötigten gut ausgebildeten Arbeitskräfte tatsächlich zur Verfügung stehen. Ein großes Potenzial besteht in der Nutzung der Stärken der unterschiedlichen Arbeitsmärkte in der Region (d. h. sowohl der reiferen als auch der dynamischeren Arbeitsmärkte), insbesondere um den Bedarf der expandierenden innovativen Unternehmen zu decken. 

Im Hinblick auf maritime Cluster könnte das spezifische Spektrum der Wirtschaftstätigkeiten in den verschiedenen Ostsee-Anrainerstaaten
 in den Bereichen Schifffahrt, Schiffsbau, Häfen, Dienstleistungen, Lieferung von Ausrüstungsgütern, meerestechnische Arbeiten und Fischerei zur Förderung der Internationalisierung und der Wettbewerbsfähigkeit von KMU beitragen.

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Förderung des Handels und Anziehung von mehr Investitionen in den Ostseeraum“ durch bessere Zusammenarbeit zwischen dem Handel und den Stellen zur Investitionsförderung, um die von den Mitgliedstaaten in diesem Bereich bereitgestellten Werkzeuge weiter zu verbessern; eine stärkere Zusammenarbeit zwischen dem Handel und den Investitionsagenturen in der Region wäre von Vorteil für den Handel innerhalb der Region ebenso wie für den Handel von Unternehmen innerhalb der Region mit Ländern außerhalb der Region. 
· „Sicherung des Kapitalzugangs für KMU“ beispielsweise durch Förderung und Einführung neuer, innovativer Werkzeuge, durch die der Zugang zu Kapital in der Region erleichtert wird, insbesondere in einer frühen Phase der Entwicklung dieser Unternehmen; in Betracht kämen etwa grenzüberschreitende Wagniskapitalfonds oder grenzüberschreitende Bürgschaften, durch die bei Investitionen in KMU oder bei der Gewährung von Bürgschaften für Darlehen an KMU Größen- und Verbundvorteile zum Tragen kommen könnten. Die EU-Finanzinstrumente des Rahmenprogramms für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation sowie die Strukturfonds sollten ausgiebig und wirksam genutzt werden, um bei den derzeit problematischen Marktbedingungen Finanzmittel für KMU zu beschaffen. Die Angebote der Gemeinschaft zur Finanzierung von KMU sollten durch nationale und regionale Finanzierungsangebote ergänzt werden.
· „Anregung und Förderung der unternehmerischen Tätigkeit von Frauen“ zur Unterstützung des wirtschaftlichen Wachstums und der Beschäftigung im Ostseeraum; die unternehmerische Tätigkeit von Frauen muss durch gezielte Aktionen unterstützt werden, die sich an junge Frauen richten sowie an Frauen, die nach einer Pause wieder eine Berufstätigkeit aufnehmen möchten, die am Anfang ihres Berufslebens stehen oder die Veränderungen in Erwägung ziehen. Politische Entscheidungsträger und Interessenvertreter von KMU im Ostseeraum sollten motiviert werden, unternehmerische Initiative bei Frauen zu stärken und zu fördern. Um ein günstiges Klima für die unternehmerische Tätigkeit von Frauen zu schaffen, müssen das allgemeine Umfeld sowie wirtschaftliche Bedingungen und weiche Faktoren untersucht werden, die der Gründung und dem Wachstum von Unternehmen entgegenstehen, die von Frauen geführt werden.
· „Gemeinsame Entwicklung unternehmerischer Initiative bei erneuerbaren Offshore-Energiequellen, insbesondere Windenergie, um den Ostseeraum zu einer in diesem Bereich führenden Region zu machen“: Erneuerbare Offshore-Energiequellen zählen zu den maritimen Wachstumssektoren. Kleine und mittlere Unternehmen haben hier Pionierarbeit geleistet und werden auch für die weitere Entwicklung des Sektors von Bedeutung sein. Die Stärkung der unternehmerischen Tätigkeit im Ostseeraum in diesem Bereich könnte zur Entwicklung einer Pilotmärkte-Initiative (LMI) für erneuerbare und saubere Energien führen. Durch die Bedingungen und die aktuellen Maßnahmen in Dänemark, Deutschland und Schweden sowie durch die Gastransporte aus Russland entwickelt sich die Region schon jetzt mehr oder weniger zu einem Zentrum für Innovationen und neue Entwicklungen in diesem Bereich. Die Staaten des Ostseeraums könnten eine führende Rolle bei einer umfassenderen Entwicklung Europas spielen, beispielsweise durch die Erfassung der größten technologischen Herausforderungen und durch das Aufzeigen der wichtigsten rechtlichen Hindernisse im Vorfeld einer europaweiten Diskussion über erneuerbare Offshore-Energiequellen. Die horizontale Aktion zur Meeresraumplanung (siehe unten) kann in diesem Zusammenhang von Vorteil sein. Die Unterstützung für „grüne Unternehmen“ in einem allgemeineren Sinne ist von entscheidender Bedeutung.
· „Unternehmerschulung im Rahmen der schulischen Lehrpläne“: Unternehmerische Kompetenz sollte in die Lehrpläne auf allen Bildungsebenen – auch an den Hochschulen – integriert werden; Lehrern sollten entsprechende Kenntnisse und innovative Lehrmethoden vermittelt werden, und eine unternehmerische Kultur sollte geschaffen werden. Dabei sollten die örtlichen Unternehmen einbezogen werden. Die Universitäten im Ostseeraum sollten angeregt werden, Unternehmergeist zu fördern und ein günstiges Klima für unternehmerische Initiative zu schaffen (nicht nur bei Studenten der Betriebs- und der Volkswirtschaft). Diese Maßnahmen sollten Unterstützung für universitäre Gründerfirmen und Ausgründungen sowie spezielle Schulungen für Lehrkräfte umfassen.
· „Erleichterung des landwirtschaftlichen Unternehmertums“ durch Einrichtung von Programmen für die Ausbildung und den grenzüberschreitenden Austausch unter umfassender Nutzung der Mittel, die im Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums für die Unterstützung von KMU zur Verfügung stehen.
Kooperative Aktionen:

· „Erhöhung der Arbeitskräftemobilität“ nicht nur innerhalb einzelner Arbeitsmärkte, sondern auch zwischen verschiedenen Arbeitsmärkten durch Förderung einer stärkeren transnationalen Zusammenarbeit beim Abbau von Grenzen und bei der Erhöhung der Mobilität; die Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Regionen und Mitgliedstaaten ist eine wichtige Möglichkeit, um die Wirksamkeit der Förderinstrumente durch den Austausch von Erfahrungen und durch die Analyse von Zukunftsthemen  sowie von Umsetzungs- und Vergleichsverfahren zu verbessern; Förderung einer umfassenderen Zusammenarbeit zwischen den Arbeitsagenturen im Ostseeraum und Unterstützung einer besseren Abstimmung von Maßnahmen zur arbeitsmarktorientierten Ausbildung, Umschulung und Weiterbildung auf den Bedarf des Arbeitsmarktes in der gesamten Region; ein weiteres wichtiges Thema ist die gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen, die eine Zusammenarbeit zwischen den jeweils zuständigen Kontrollstellen erfordert. Der maritime Cluster kann von der Mobilität der Arbeitskräfte zwischen Arbeitsplätzen und Berufslaufbahnen an Land und auf See ebenso profitieren wie von einem transparenteren und besser entwickelten Qualifikationssystem für die maritimen Berufe. Die entsprechenden Aktionen werden in Abschnitt 4-13 erläutert.
· „Einleitung eines Austauschs bewährter Verfahren im Bereich administrativer Vereinfachungen für Neugründungen, Genehmigungen und Insolvenzverfahren“ anhand der Empfehlungen des „Small Business Act“.
Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 8.1. „Förderung von jungen Unternehmern“: Die Zusammenarbeit zwischen Lehre und Wirtschaft ist wichtig für die Erzeugung eines nachhaltigen Wachstums. Es sollte eine gemeinsame Initiative entwickelt werden, um junge Menschen zu unternehmerischer Tätigkeit zu motivieren, unternehmerische Tätigkeit zu fördern und finanzielle Mittel für die Weiterentwicklung der Mobilität junger Unternehmer sowie für grenzüberschreitende Netze für Jungunternehmer im Ostseeraum zur Verfügung zu stellen. (Federführung: Dänemark; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 8.2. „Entwicklung einer fundierteren Zusammenarbeit in der Umwelttechnologie, um neue Geschäftschancen entstehen zu lassen“: Zur Stärkung der KMU im Bereich der Umwelttechnologie muss eine größere kritische Masse im Wissens- und Technologiebereich aufgebaut werden, die sowohl Forschung und technologische Entwicklung (RTD) als auch die Unternehmen einbezieht. Gemeinsame Aktionen sollten eine verstärkte Zusammenarbeit bei der Förderung von Ausfuhren beinhalten. (Federführung: Polen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 8.3. „Umsetzung des Projekts „Nachhaltige Produktion durch Innovation bei kleinen und mittleren Unternehmen“: Das Ziel besteht darin, das Innovationspotenzial von KMU zu erhöhen, um nachhaltige Produktionsprozesse bei KMU zu verbessern und so höhere Erträge unter Senkung der volkswirtschaftlichen und ökologischen Kosten zu ermöglichen. (Das Projekt wird aus dem Programm „Ostseeraum“ im Rahmen des Ziels „Territoriale Zusammenarbeit“ des EFRE finanziert; Gesamtbudget 3 Mio. EUR über 3 ½ Jahre). (Federführung: Deutschland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 8.4. „Gestaltung der Ostsee als ökoeffiziente Region“, z. B. durch Einrichtung eines Netzes zum Thema umweltfreundliche öffentliche Beschaffung, in dem bewährte Verfahren und Erfahrungen ausgetauscht werden; in allen Mitgliedstaaten des Ostseeraums sollten Kontaktstellen zur Wissenserweiterung und Informationsverbreitung eingerichtet werden. (Federführung: Deutschland und Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 8.5. „Optimale Nutzung des europäischen Verhaltenskodex für einen leichteren Zugang von KMU zu öffentlichen Aufträgen“, um KMU bei der Lösung der sonstigen Probleme zu unterstützen, die einer weiteren Entwicklung der Unternehmen entgegenstehen. (Federführung: Deutschland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 8.6. „Entwicklung des Ostseeraums zu einer führenden Region auf dem Gebiet der Gestaltung“: Die Staaten in der Region besitzen hinreichendes Potenzial und hinreichende Erfahrung, um Entwicklungen auf dem Gebiet der Gestaltung (Design) zu ermöglichen; die Zusammenarbeit in diesem Bereich wurde bereits aufgenommen. In der Region gestaltete Erzeugnisse weisen bestimmte gemeinsame Merkmale auf; diese gemeinsamen Merkmale sollten für die gemeinsame Vermarktung genutzt werden; Verbreitung bewährter Verfahren auf dem Gebiet der Gestaltung im Ostseebecken durch Themenkonferenzen und Ausstellungen bei einschlägigen Festival-Veranstaltungen (z. B. Gdynia Design Days). (Federführung: Polen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)
· 8.7. „Umsetzung des Projekts ‚Baltic Sea Labour Network‘“: Ziel des Projekts ist die Verbesserung der Verwaltung und der gegenseitigen Abstimmung in Bezug auf Fragen des gemeinsamen Arbeitsmarktes im Ostseeraum durch gemeinsame transnationale Strategien. Insbesondere werden demografische Veränderungen und Migrationsprozesse berücksichtigt. (Das Projekt wird aus dem Programm „Ostseeraum“ im Rahmen des Ziels „Territoriale Zusammenarbeit“ des EFRE finanziert; Gesamtbudget 2,6 Mio. EUR über 3 ½ Jahre). (Federführung: Deutschland; Behörde für Wissenschaft und Forschung der Freien und Hansestadt Hamburg; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 8.8. „Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen Arbeitsverwaltungen“, einschließlich Informationen über Stellenangebote, Arbeitsbedingungen und Wohnsitz im Ostseeraum durch bessere Nutzung des Europäischen Portals zur beruflichen Mobilität (EURES). (Federführung: Schweden, Arbetsformedlingen (Öffentliche Arbeitsverwaltung); Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	9. Förderung nachhaltiger Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei
	Koordinierung durch Finnland 
und Litauen für die  Entwicklung 
des ländlichen Raums 
und Schweden für die Fischerei


Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum haben Land- und Forstwirtschaft und Fischerei große Bedeutung für die Wirtschaft und die nachhaltige Entwicklung. Die Aufrechterhaltung der Rentabilität und Wettbewerbsfähigkeit dieser Sektoren ist eine entscheidende Voraussetzung für die Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung der Region. Die Zusammenarbeit dieser Sektoren im Ostseeraum hat sich bislang verhältnismäßig zurückhaltend gestaltet. Eine Intensivierung dieser Zusammenarbeit wäre mit vielen Vorteilen verbunden.

Der Ostseeraum ist eine zum großen Teil von Wäldern dominierte Region, in der die Forstwirtschaft für die regionale Entwicklung von Bedeutung ist und eine wichtige Rolle bei der Aufrechterhaltung einer nachhaltigen Beschäftigung in ländlichen Gebieten spielt. Die Nutzung von Holz und anderen forstwirtschaftlichen Erzeugnissen muss stärker integriert werden.

Die Fischerei hat in der Ostsee eine langjährige Tradition. Einige der Bestände werden im Rahmen der natürlichen Grenzen befischt, andere sind bereits überfischt. 2008 begann die Kommission eine Überprüfung der aktuellen Politik mit einer Analyse der bisherigen Erfolge und Defizite. Die Analyse hat fünf wesentliche Schwachpunkte der Politik aufgezeigt: Überkapazitäten, zu ungenaue politische Ziele, zu kurzzeitige Fokussierung bei der Entscheidungsfindung, mangelndes Verantwortungsbewusstsein der Industrie, mangelnden Willen zur Durchsetzung geltender Vorschriften seitens der Mitgliedstaaten sowie mangelhafte Einhaltung seitens der Industrie. Die Beschäftigung mit diesen Schwachpunkten im Rahmen der kommenden Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) wird eine Voraussetzung für die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen als Gesamtziel der Politik darstellen. Der Wettbewerbsdruck bei Nahrungsmitteln und Agrarerzeugnissen hat zugenommen, und der Agrarsektor muss weiterentwickelt werden, um die ökologische Nachhaltigkeit und die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu erhöhen. Um diese Ziele zu erreichen, sind Forschungen innerhalb der Branche sowie eine verbesserte Zusammenarbeit erforderlich. 

In Zusammenhang mit den vom Ständigen Agrarforschungsausschuss (SCAR) durchgeführten Initiativen wurde eine Arbeitsgruppe mit dem Auftrag ins Leben gerufen, die nationalen Forschungsarbeiten zur Entwicklung einer nachhaltigen Landwirtschaft im Ostseebereich besser zu koordinieren.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die ländlichen Gebiete im Norden der Region gehören zu den zu den am dünnsten besiedelten Gebieten der EU. Gleichzeitig sind andere Gebiete im Binnenland und an den Küsten der Region deutlichem Urbanisierungsdruck ausgesetzt. Entsprechend bestehen unterschiedliche Anforderungen und Problemstellungen für die einzelnen Gebiete sowie für die Agrarwirtschaft und die Fischerei; allerdings sind viele der Probleme noch immer von allgemeiner Bedeutung, beispielsweise die Wettbewerbsfähigkeit, die Umweltprobleme und der Bevölkerungsschwund in den ländlichen Gebieten.

Das Ungleichgewicht zwischen bestehenden Kapazitäten und verfügbaren Ressourcen hatte häufig zur Folge, dass politischer Druck dahingehend ausgeübt wurde, die zulässigen jährlichen Fangquoten deutlich oberhalb der wissenschaftlich empfohlenen Grenzen anzusetzen; dieses Verhalten führte zu Überfischung und zur Abnahme der Bestände. Zudem führen die Überkapazitäten zu Rentabilitätseinbußen und zu Verstößen gegen die geltenden Vorschriften sowie zu unerwünschten und nicht gemeldeten Fängen in erheblichem Umfang; außerdem wurde die Widerstandsfähigkeit gegenüber externen Faktoren wie etwa Veränderungen des Marktes beeinträchtigt. 

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Für die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft gelten im Ostseeraum sehr spezielle Bedingungen. Der Ostseeraum ist die nördlichste Landwirtschaftsregion der EU. Die Region ist häufig durch unwirtliche Bedingungen gekennzeichnet. Auch das Artenspektrum der Wälder und die Wachstumsentwicklung der Arten sind erheblich durch die Geographie des Baltikums geprägt.

Um eine nachhaltige Fischerei zu gewährleisten und die Rentabilität der Fischfangflotte zu erhöhen, ist eine stärkere Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten Ländern und Interessengruppen erforderlich. Die Region könnte auch als Modellregion für die Entwicklung alternativer Bewirtschaftungskonzepte und Instrumente zur Unterstützung des Reformprozesses dienen, z. B. für eine stärker regional orientierte Bewirtschaftung und stärker an der Region orientierte Entscheidungsprozesse. In der Ostsee werden nur wenige Bestände kommerziell genutzt, in der Regel durch spezifische Fischerei – zu etwa 90 % innerhalb der Gemeinschaft mit einem einzigen externen Partner. Insoweit empfiehlt sich die Ostsee für eine am Ökosystem orientierte Bewirtschaftung sowie für die Durchführung spezifischer Maßnahmen wie z. B. den Einsatz selektiverer Fanggeräte und die Vermeidung unerwünschter Fänge, die anschließend ins Meer zurückgeworfen werden.
Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Weitere Kapazitätsanpassung der Ostsee-Fischflotte an die verfügbaren Ressourcen“; Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Flottensegmente und Anwendung der erforderlichen Maßnahmen, um die Fischfangkapazität den verfügbaren Ressourcen anzupassen, wobei entweder nationale Bestimmungen oder Vorschriften im Rahmen der GFP zur Anwendung kommen; durch die operationellen Programme des Europäischen Fischereifonds (EFF) haben die EU-Mitgliedstaaten Gelegenheit, die Überkapazität ihrer Flotte durch die Umsetzung der Pläne zur Anpassung des Fischereiaufwands auszugleichen.
· „Verbesserte Kontrollen und Unterbindung des illegalen Fischfangs“: Durch Verbesserung der nationalen Fangquotenanwendung sowie durch Kontrollen und Inspektionen der Fänge, insbesondere durch High-Tech-Überwachungs- und ‑Beobachtungsmaßnahmen, konnte die Koordinierung und Abstimmung zwischen den Mitgliedstaaten verbessert werden. Ein wirksames Nachverfolgungssystem auf der Grundlage der bestehenden Gesetzgebung sollte eingerichtet und eine weitere Analyse der Entwicklungen durchgeführt werden. Die Kopenhagener Erklärung zur Bekämpfung des nicht gemeldeten Dorschfischfangs in der Ostsee sollte umgesetzt werden.
Kooperative Aktionen:

· „Entwicklung nachhaltiger Strategien für Holz“ im Rahmen der Nachhaltigen Waldbewirtschaftung (SFM) sowie Forschungs- und Entwicklungsprogramme zur Entwicklung einer gemeinsamen Vorgehensweise im Ostseeraum; die Ergebnisse der vom Nordischen Ministerrat durchgeführten Forschungen sollten genutzt werden. Die Strategien wären in Beziehung zu nationalen Waldprogrammen o. ä. und/oder zu nationalen Plänen für erneuerbare Energien zu setzen, die ein Gleichgewicht zwischen der Versorgung von auf der Forstwirtschaft beruhenden Branchen mit dem Rohstoff Holz, der Entwicklung erneuerbarer Energiequellen, Naturschutzstrategien und Anforderungen an die Holzmobilisierung herstellen sollen.
· „Verstärkung der kombinierten Effekte der Programme für die Entwicklung des ländlichen Raumes“ durch eine verbesserte Zusammenarbeit, die stärker zielgerichtete Maßnahmen bewirkt; die Programme könnten miteinander verknüpft werden, wenn sie sich mit ähnlichen Problemen befassen. Die Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raumes sollten in den entsprechenden nationalen Programmen vereinheitlicht werden, u. a. durch gemeinsame Studien und Überwachungsmaßnahmen. Es müssen gemeinsame Schulungs- und Beratungsprogramme mit stärkerer Betonung grenzüberschreitender gemeinsamer Innovationen entwickelt werden. 

· „Entwicklung von Strategien zur nachhaltigen Verwendung und züchterischen Nutzung von wald-, tier- und pflanzengenetischen Ressourcen“, bei denen von einer positiven Wirkung ausgegangen wird, da sie die Bodenerosion verhindern, den Einsatz säurebildender Stoffe minimieren, die Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid (CCS = Carbon Capture and Storage) fördern und schließlich die genetische Artenvielfalt erhalten. Bei der Schaffung von Netzen innerhalb des Ostseeraums wird das Ziel darin bestehen, die Zusammenarbeit und Weiterentwicklung in diesem Bereich durch den Austausch von Informationen, den Aufbau von Kompetenzen und Beratungen in politischen Entscheidungsprozessen zu stärken und weiterzuentwickeln. Darüber hinaus werden Netzprojekte innerhalb unterschiedlicher Themenbereiche entwickelt: z. B. pflanzengenetische Ressourcen für die Landwirtschaft unter sich wandelnden klimatischen Bedingungen, Anzucht, Forstwirtschaft, Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid und Anpassung an den Klimawandel, tiergenetische Ressourcen, Verschmutzung und nachhaltiges Zuchtprogramm oder Schulungen zu genetischen Ressourcen. Die Aktionen und die Erfahrungen des Nordischen Ministerrats sollten für die weitere Zusammenarbeit und Entwicklung genutzt werden. 
· „Die Förderung der Tiergesundheit und die Bekämpfung von Tierkrankheiten“ sollte verstärkt werden. Die Aktionen und die Erfahrungen des Nordischen Ministerrats sollten für die weitere Zusammenarbeit und Entwicklung genutzt werden, einschließlich der nordisch-baltischen Zusammenarbeit in diesem Bereich. 
· „Verbesserung der gemeinsamen Wirkungen der Programme des Europäischen Fischereifonds (EFF)“ durch bessere Zusammenarbeit, die zu gezielteren Maßnahmen führt; die Programme könnten miteinander verknüpft werden, wenn sie sich mit ähnlichen Problemen befassen. 

Vorzeigeprojekte (Beispiele):

· 9.1 „Weiterentwicklung und Verbesserung der Koordination und Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und Interessengruppen“ hinsichtlich der Bewirtschaftung der Fischbestände in der Ostsee; zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Ostsee-Mitgliedstaaten wurde als erster Schritt in Richtung auf eine weitere Regionalisierung der Fischbestandsbewirtschaftung das Forum „Baltfish“ eingerichtet. Das Forum wird in Zusammenarbeit mit entsprechenden Ostsee-Organisationen wie dem Regionalbeirat für die Ostsee (BS RAC) und HELCOM klären, auf welche Weise die Einbindung der betroffenen Interessenvertreter in die Bestandsbewirtschaftung und Politikumsetzung verbessert und das Forum in dieser Hinsicht weiterentwickelt werden kann. (Federführung: Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2010.)

· 9.2. „Vermeidung von Rückwürfen“: Wenngleich die Rückwurfquoten in der Ostsee relativ niedrig sind, besteht Raum für weitere Verringerungen oder gar die völlige Vermeidung von Rückwürfen. Dies könnte durch Einrichtung gemeinsamer Pilotprojekte zur Ermittlung tragfähiger Lösungen wie Änderungen der Fanggeräte oder Schonzeiten erfolgen. (Federführung: Dänemark; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2010.)
· 9.3. „Nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raumes“: Es müssen Projekte entwickelt werden, die Menschen in der Region im Interesse einer nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raums und des Lebensunterhalts zusammenführen (z. B. Unterstützung des Umfelds für Innovationen, junge Menschen, Naturtourismus, Land- und Forstwirtschaft). Es sollten neue Verfahren für die Anwendung eines integrierten Ansatzes entwickelt werden. (Federführung: Polen und Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 9.4. „Gewährleistung einer nachhaltigen Fischerei“ durch Auseinandersetzung mit den im Reformprozess für die Gemeinsame Fischereipolitik ermittelten Defiziten und Chancen der Politik; Erarbeitung eines am Ökosystem orientierten Ansatzes für die Bewirtschaftung der Fischbestände. Die Maßnahme wird in Zusammenarbeit mit öffentlichen Behörden und betroffenen Interessengruppen durchgeführt und berücksichtigt die Empfehlungen des HELCOM-Ostseeaktionsplans, bewährte Verfahrensweisen und wissenschaftliche Erkenntnisse (unter anderem die wissenschaftlichen Einschätzungen des ICES und des STECF). (Federführung: Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2010.)

· 9.5. „Motivierung zur Anwendung nachhaltiger Aquakultur-Produktionsmethoden“: Diese Aktion wird in der neuen Mitteilung der Kommission zur Aquakultur hervorgehoben und kann durch die operationellen Programme der EU-Mitgliedstaaten für den Europäischen Fischereifonds (EFF) umgesetzt werden. (Federführung: Finnland; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2010.) 
· 9.6. „Nachhaltige Waldbewirtschaftung im Ostseeraum – EFINORD“


EFINORD arbeitet mit der EU insbesondere in politikbezogenen Fragen zusammen und bringt die Ergebnisse der Waldforschung der nordischen Region ein. Das Netz sollte sich auf die nachhaltige Waldbewirtschaftung konzentrieren und auf für die Region relevante Themen eingehen, in erster Linie die Erzeugung von Biomasse und Ökosystemdienstleistungen, die auf der Tagesordnung der Waldbesitzer, der Industrie und der Gesellschaft insgesamt weit oben stehen. (Federführung: Nordischer Ministerrat (NCM)/SNS; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)
Das Vorzeigeprojekt EFINORD fasst mehrere mit Forstwirtschaft und nachhaltiger Waldbewirtschaftung verbundene Aktivitäten innerhalb der Ostseestrategie zusammen: 
„Umweltleistung von Holz“ (Federführung: Finnland/Ministerium für Land- und Forstwirtschaft; „Forstwirtschaft und Wasserschutz“ (Federführung: Schweden/Schwedische Forstagentur; „Nachhaltige Waldbewirtschaftung in Kaliningrad“ (Federführung: Schweden/Schwedische Forstagentur); „Ostsee-Landschaft“ (Federführung: Schweden/Schwedische Forstagentur); „Schaffung eines nordisch-baltischen Informationsdienstes für Wälder und Forstwirtschaft“ (Federführung: Nordischer Kooperationsausschuss für Waldforschung (SNS) und Nordeuropäisches Regionalbüro des Europäischen Forstinstituts (EFINORD); „Verwaltung und Konservierung von waldbaumgenetischen Ressourcen im Ostseeraum unter sich wandelnden klimatischen Bedingungen“ (Federführung: Nordisches Zentrum für erweiterte Forschung zu Waldgenetik und Baumzüchtung (GeneCAR)); Teilprojekt 2: „Zusammenarbeit bei der Züchtung der norwegischen Fichte“; (Federführung: NordGen Forest); „Harthölzer sind gut“ (Federführung: Schweden/Schwedische Forstagentur).

· 9.7 „Ein Netz von Einrichtungen zur Verwaltung und Bewahrung pflanzengenetischer Ressourcen (PGR) im Ostseeraum bei sich wandelnden klimatischen Bedingungen“: Ziel ist die Sicherstellung einer nachhaltigen Bewahrung und Nutzung der pflanzengenetischen Ressourcen mit Bedeutung für Nahrungsmittel und Landwirtschaft. Um dies zu erreichen, wurden bereits Einrichtungen innerhalb der Region vernetzt, um das Wissen innerhalb dieses Bereichs auszutauschen und weiterzuentwickeln. Im Rahmen einer nun vorgesehenen Erweiterung soll eine langfristige Zusammenarbeit zur Gewinnung praktischer, kostengünstiger Lösungen bei der Verwaltung genetischer Ressourcen erfolgen, um auf diese Weise die Sicherheit der Nahrungsmittelversorgung in der Region zu verbessern. Das erste Ziel wird die Einrichtung der gemeinsamen europäischen Datenbank für pflanzengenetische Ressourcen (AEGIS) sein, die die Nutzung dieser Ressourcen in der Region für Züchtungs- und Forschungszwecke fördern soll. Dies könnte anderen europäischen Ländern als Modell für eine regionale Zusammenarbeit dienen. (Querschnittsthema B: Klimawandel.) (Federführung: NordGen Forest; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.)

· 9.8. „Einrichtung eines Ideenforums für eine nachhaltige Dungverarbeitung“, BATMAN: Austausch von Informationen über Möglichkeiten, Dung im Ostseeraum auf nachhaltige Weise zu verarbeiten, um die Umweltfolgen zu minimieren und zugleich Vorteile wie erneuerbare Energien zu erzielen. (Federführung: Dänemark – (Innovationszentrum für Bioenergie und Umwelttechnologie – CBMI) und Finnland (Agrarnahrungsmittel-, Technologie- und Umweltforschung – MTT); Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 9.9. „Wiederverwendung von Phosphor“: Die Wiederverwendung von Phosphor ist eine dringende Aufgabe, da Schätzungen zufolge die auf einfache und wirtschaftliche Weise zugänglichen weltweiten Phosphorreserven nur noch für 50–150 Jahre ausreichen werden. Gleichzeitig ist die landwirtschaftlich bedingte Phosphorbelastung des Wassers eine Ursache für Eutrophierung. Durch die Entwicklung neuer Verfahren zur Anwendung eines integrierten Ansatzes sollten die Auswaschung von Nährstoffen/Phosphor minimiert und die Wiederverwertung von Phosphorquellen aller Art (u. a. von Dung) maximiert werden. (Federführung: Deutschland gemeinsam mit BATMAN; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.)

· 9.10. „Förderung der Tiergesundheit und der Bekämpfung von Tierkrankheiten“: In der nordisch-baltischen Region steht die tierärztliche Notfallplanung seit einigen Jahren auf der gemeinsamen Tagesordnung, und einige dieser Erfahrungen werden bei einer zukünftigen Zusammenarbeit im gesamten Ostseeraum zur Anwendung kommen. Ein Beispiel sind Simulationsübungen, die als sehr wertvolles Hilfsmittel zum Testen der Notfallpläne gelten, die zur Bekämpfung und Ausrottung von hochansteckenden Tierkrankheiten gelten. Die Arbeiten, die durchgeführt wurden, um Schulungen in der nordisch-baltischen Region zur Anwendung von Risikoanalysen und zum Aufbau von Netzen für den Erfahrungsaustausch zu erleichtern, sollten untersucht werden. Im Falle des Ausbruchs einer Tierepidemie wird sich der Ostseeraum intensiv bemühen, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen geschulte und kompetente Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen, um auf die Tierseuchensituation im betroffenen Land reagieren zu können. Die Aktionen und Erfahrungen des Nordischen Ministerrats sollten daher für eine weitere Zusammenarbeit und Weiterentwicklung genutzt werden, unter anderem zu einer nordisch-baltischen Zusammenarbeit in diesem Bereich. (Federführung: Nordischer Ministerrat, Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

Entwicklung des Ostseeraums 
zu einer zugänglichen und attraktiven Region

Die Geografie des Ostseeraums, die für europäische Verhältnisse sehr großen Entfernungen (insbesondere zu den sehr abgelegenen nördlichen Teilen), die Ausdehnung des Meeres, das die Regionen gleichzeitig miteinander verbindet, aber auch voneinander trennt: All diese Aspekte stellen besondere Herausforderungen für die Kommunikation und die physische Erreichbarkeit innerhalb der Region dar. Insbesondere infolge der geschichtlichen und geografischen Lage der baltischen Mitgliedstaaten, deren interne Netze zum großen Teil in Ost-West-Richtung ausgerichtet sind, sind umfangreiche Investitionen in den Bereichen Kommunikation, Verkehr und Energie-Infrastruktur dringend erforderlich.

Darüber hinaus ist die Region eben durch ihre Ausdehnung und Vielfalt sowohl für Besucher als auch für Einheimische besonders attraktiv. Die Vielzahl der Sprachen und Kulturen, die jahrhundertelang durch Interaktion verschiedener Art überlebt haben, die Vielfalt der städtischen Traditionen, Landschaften, Meerespanoramen und kulturellen Wahrzeichen bieten ein großes Potenzial für die Entwicklung einer Region zum Besuchermagneten. Die Schwerpunktaktionen in diesem Abschnitt versuchen daher, die Risiken und Problemstellungen anzugehen, dabei aber gleichzeitig die Chancen innerhalb der Region zu nutzen und zu vergrößern.

Finanzierungsbeispiele

Geplante Ausgaben für den Zeitraum 2007–2013 im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und des Kohäsionsfonds für die Konvergenz-, Wettbewerbsfähigkeits- und Beschäftigungsprogramme im Ostseeraum in Bereichen, die mit Erreichbarkeit und Attraktivität in Verbindung stehen:

Informationsgesellschaft:


1,4 Mrd. EUR
Verkehr:




23,1 Mrd. EUR

Autobahnen (TEN-V)


8,4 Mrd. EUR

Eisenbahnen (TEN-V)

4,7 Mrd. EUR

Staatsstraßen



2,8 Mrd. EUR

Autobahnen (nicht TEN-V)

2,1 Mrd. EUR

Sonstige




5,1 Mrd. EUR
Energie: 




2,6 Mrd. EUR
Insgesamt:




27,1 Mrd. EUR
Darüber hinaus tragen das Programm Transeuropäisches Verkehrsnetz (TEN-V) sowie weitere EU-Programme (insbesondere das Siebte Forschungsrahmenprogramm, das Programm LIFE, die Programme zur Förderung der europäischen territorialen Zusammenarbeit (im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung), die Programme für grenzüberschreitende Zusammenarbeit des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments (ENPI CBC), der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), der Europäische Fischereifonds (EFF; geplante Ausgaben der Gemeinschaft 2007–2013 im Rahmen des EFF zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung der Fischereigebiete: 316 Mio. EUR) und das Programm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation (CIP) sowie nationale, regionale und lokale politische Initiativen zur Finanzierung wichtiger Projekte bei. Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat ebenfalls bereits Kredite für eine große Zahl von Projekten gewährt bzw. Kofinanzierungen übernommen; diese Unterstützung könnte auf zahlreiche Vorzeigeprojekte ausgedehnt werden. 
Projektbeispiele (laufende und geplante Projekte, Gesamtkosten):

· Lettland:

· Laufende Projekte: Die Gleiserneuerung im Ost-West-Eisenbahnkorridor (Gesamtkosten 100 Mio. EUR), die 2010 abgeschlossen werden soll; die Modernisierung der Signalanlagen des lettischen Ost-West-Eisenbahnkorridors (Gesamtkosten 90 Mio. EUR), die 2010 abgeschlossen werden soll; die Zugangsstraßen zum Hafenterminal Ventspils (Gesamtkosten 28 Mio. EUR), die 2010 fertiggestellt werden sollen.

· Künftige Projekte: Die erste Phase der Umgehungsstraße von Riga nach Koknese (geschätzte Gesamtkosten 291 Mio. EUR); Rail Baltica, insbesondere der Wiederaufbau und Ausbau von TEN-V-Bahnstreckenabschnitten (geschätzte Gesamtkosten 80 Mio. EUR).

· Estland: Ausbau der Via Baltica, insbesondere der Bau der Umgehung von Pärnu in Estland (Gesamtkosten 43 Mio. EUR); Verbesserung des Zugangs zu den Ostseeinseln, Verbesserung der Hafeneinrichtungen und Flughäfen auf diesen Inseln (Gesamtkosten 46 Mio. EUR).

· Litauen: Konzeption und der Bau der Bahnlinie „Rail Baltica“, die der Planung zufolge vom Kohäsionsfonds (2007–2013) kofinanziert werden soll, wobei die voraussichtlichen Gesamtkosten 135 Mio. EUR und die voraussichtliche Beteiligung des Kohäsionsfonds 97 Mio. EUR betragen. Der voraussichtliche Anfangstermin für die Realisierung ist Anfang 2012.

· Litauen: Wiederaufbau und Ausbau von TEN-V-Bahnstreckenabschnitten, darunter sechs aus dem Kohäsionsfonds (2000–2006) kofinanzierte Projekte mit Gesamtkosten von 167 Mio. EUR. Alle Projekte sollen Ende 2010 abgeschlossen sein.

· Deutschland: Modernisierung des Lübecker Hafens in Schleswig-Holstein (Gesamtkosten 13,1 Mio. EUR; Förderung des Segeltourismus in Schleswig-Holstein (Gesamtkosten 5,5 Mio. EUR); größere Verkehrsinvestitionen wie die Bahnlinie Berlin – Rostock (Gesamtkosten 315 Mio. EUR) und die Autobahn A 14 (Gesamtkosten 1,4 Mrd. EUR).

· Polen: Die größten derzeit durchgeführten Verkehrsinvestitionen sind die Straße S 22 Elbląg – Grzechotki (116 Mio. EUR) und ein Teilabschnitt der Bahnstrecke E-65 Warschau – Gdansk (1,261 Mrd. EUR). Darüber hinaus sind mehrere weitere Projekte geplant: Rail Baltica (Anschluss an die litauische Grenze, 182 Mio. EUR), Fortführung der Bahnstrecke E 65 (Warschau – Gdansk – 801 Mio. EUR), Straßen S7 (Gdansk – Elbląg – 346 Mio. EUR) und Via Baltica (Białystok – Grenze zu Litauen – 511 Mio. EUR) sowie die Flughäfen Gdansk (149 Mio. EUR), Olsztyn (7 Mio. EUR), Szczecin (12 Mio. EUR) und Koszalin (derzeit in Planung: Zegrze Pomorskie – 13,82 Mio. EUR). Diese Kostenangaben sind Schätzwerte für die Gesamtkosten.

· Größere Infrastrukturprojekte, die im Rahmen des Programms TEN-V unterstützt werden.

Der Pfeiler „Entwicklung des Ostseeraums zu einer zugänglichen und attraktiven Region“ umfasst die folgenden Schwerpunktbereiche:

10.
Verbesserung des Zugangs zu den Energiemärkten und ihrer Effizienz und Sicherheit
11.
Verbesserung der internen und externen Verkehrsverbindungen
12.

Erhaltung und Ausbau der Attraktivität des Ostseeraums, insbesondere durch Maßnahmen in den Bereichen Bildung, Tourismus und Gesundheit.
	10. Verbesserung des Zugangs zu den Energiemärkten 
und ihrer Effizienz und Sicherheit
	Koordinierung durch Lettland und Dänemark


Beschreibung des Gegenstands: 

Die Energiemärkte des Ostseeraums (Elektrizität, Gas, Öl usw.) sind durch das Fehlen geeigneter Infrastrukturen und übermäßige nationale Ausrichtung anstelle von Vernetzung und Koordinierung gekennzeichnet. (Im Rahmen der „Energiepolitischen Zusammenarbeit im Ostseeraum“ (Baltic Sea Region Energy Cooperation – BASREC)
 wird die Zusammenarbeit in Energiefragen derzeit eingeleitet.) Die Marktöffnung und der Wettbewerb in bestimmten Mitgliedstaaten sind nicht hinreichend, um geeignete Investitionsanreize bieten zu können. Diese Situation hat zu höheren Preisen geführt und die Risiken hinsichtlich der Versorgungssicherheit erhöht. Vor allem die drei baltischen Staaten (Estland, Lettland und Litauen) sind nicht ausreichend in die größeren Energienetze der restlichen Europäischen Union eingebunden und im Hinblick auf die Energieversorgung praktisch isoliert. (Die einzige Versorgungsleitung ist das Untersee-Stromkabel Estlink zwischen Finnland und Estland.)

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die Fragmentierung der Strommärkte führt im Wesentlichen zu zwei Problemen: (a) geringe Marktliquidität und (b) unzureichende Anreize oder Gelegenheiten für Investitionen in die Infrastruktur, insbesondere bei erneuerbaren Energien. Die Zusammenarbeit in Bezug auf Erdgas ist ebenfalls schwach ausgeprägt. Dies ist hauptsächlich auf das Fehlen von Gasverbindungen mit dem Rest der Region zurückzuführen. Auf diese Gegebenheiten sind das Fehlen eines grenzüberschreitenden Handels, die mangelnde Marktliquidität, die höheren Preise und eine geringere Streuung der Energiequellen zurückzuführen.

Alle der Europäischen Union bzw. dem Europäischen Wirtschaftsraum angehörenden Länder in der Region sind Teil des Strom- und Gasbinnenmarktes. Die Strommärkte befinden sich aber in sehr unterschiedlichen Liberalisierungsphasen. Dieser Sachverhalt – in Verbindung mit Lücken in der Infrastruktur – hat die physische Einbindung der drei baltischen Staaten bislang noch behindert. Die physische Anbindung der Stromnetze in der Region muss weiterentwickelt werden, um die Gesamteffizienz zu steigern und die Versorgungssicherheit durch breitere Streuung – einschließlich der Einbindung erneuerbarer Energiequellen – zu verbessern. Eine bessere Versorgungssicherheit sollte auch auf anderen Wegen – beispielsweise durch bessere Energieeffizienz – gefördert werden.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Eine Integration des Energiemarkts würde die Versorgungssicherheit insbesondere im Osten des Ostseeraums verbessern. Sie würde eine Senkung der Preise bewirken, die Streuung der Energiequellen erleichtern und die Einführung von Solidaritätsmechanismen ermöglichen.

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Schaffung eines integrierten und gut funktionierenden Energiemarktes“ durch Umsetzung des Verbundplans für den baltischen Energiemarkt (BEMIP), der – neben Infrastrukturprojekten – konkrete Schritte umfasst, um den gewünschten integrierten und funktionierenden Energiebinnenmarkt zu erzielen; dazu sollten auch eine bessere Koordinierung der einzelstaatlichen Energiestrategien sowie Maßnahmen gehören, die die Streuung der Versorgungsquellen und ein besseres Funktionieren des Energiemarkts unterstützen. 

Kooperative Aktionen:

· „Erhöhung der Nutzung erneuerbarer Energien“ durch vermehrten Einsatz von Biomasse, Sonnenenergie und Windkraft (z. B. das vom Nordischen Ministerrat unterstützte Projekt Nordwind II und Krieger’s Flak), insbesondere durch Forschungen zur Präsentation und Realisierung von Land- und Offshore-Windkraftanlagen und anderen Meerestechnologien für erneuerbare Energien; die Region verfügt über hervorragendes Know-how im Bereich Meerestechnologien, das besser genutzt werden muss. Darüber hinaus sollte auch die vom Nordischen Ministerrat (NCM) entwickelte Datenbank über Bioenergien in vollem Umfang genutzt werden. (Anmerkung: Dies ist in Verbindung mit dem Schwerpunktbereich Nr. 5, „Anpassung an den Klimawandel“, zu sehen.)

· „Sicherstellung von mehr grenzüberschreitender Zusammenarbeit“ zum Austausch von Erfahrungen und zur besseren Koordinierung in Bereichen wie Stromnetz- und Meeresraumplanung, Regulierungsverfahren zu Investitionen für Verbindungsleitungen und Umweltfolgenbewertungen für Windparks. 

Vorzeigeprojekte (Beispiele): 

Im Rahmen des Projekts TEN-E und/oder des Verbundplans für den baltischen Energiemarkt (BEMIP) – sowie der entsprechenden vom Europäischen Konjunkturprogramm abgedeckten Energieprojekte – wird besonders auf die folgenden Vorschläge hingewiesen:

· 10.1. „Überwachung der Umsetzung des Verbundplans für den baltischen Energiemarkt (BEMIP) entsprechend den Aktionen der Hochrangigen Gruppe des BEMIP“: Vorrang sollte insbesondere der „Anbindung der Ostseestaaten an die Energienetze der Region“ eingeräumt werden. Die Notwendigkeit, den Fortschritt des BEMIP zu überwachen, entsteht nicht aus dem Verbundplan für den baltischen Energiemarkt allein, sondern auch im Rahmen der Strategie der Europäischen Union für den Ostseeraum. Die Überwachungsfunktion liegt bei der Hochrangigen Gruppe des BEMIP; daher ist das Ziel dieses Projekts eine bessere Koordinierung zwischen den strategischen Zielen der Strategie der Europäischen Union für den Ostseeraum und dem BEMIP. Die Kommission und die Mitgliedstaaten haben den Verbundplan für den baltischen Energiemarkt (BEMIP) entwickelt, der fehlende wichtige Infrastrukturkomponenten im Strom- und Gasbereich aufzeigt, erforderliche Aktionen (einschließlich der jeweiligen Finanzierung) aufführt und Koordinierungsmechanismen vorstellt, um Mitgliedstaaten, Marktteilnehmer und verschiedene Geldgeber zusammenzubringen. Innovative Lösungen für Verbindungsleitungen, die das „Anschließen“ von Offshore-Stromerzeugungsanlagen mit erneuerbaren Energieträgern beinhalten, werden in Erwägung gezogen. Unter den Leitlinien für TEN-E genannte Projekte könnten aus den Instrumenten für TEN-E kofinanziert werden; darüber hinaus sieht das Europäische Konjunkturprogramm eine wichtige finanzielle Zusatzunterstützung für Infrastrukturprojekte in der Region vor. (Federführung: Litauen; Termin für die Umsetzung vorrangiger Projekte: noch festzulegen.) FAST TRACK

· 10.2. „Vorstellung von koordinierten Lösungen für die Anbindung von Offshore-Windparks“ (z. B. im Gebiet Krieger’s Flak (Dänemark, Deutschland) und Södra Midsjöbanken (Schweden)). (Federführung: Dänemark; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK

· 10.3. „Umsetzung des Projekts ‚Bioenergie für den Ostseeraum‘“: Das Projekt soll die Entwicklung hin zu einem nachhaltigen, wettbewerbsfähigen und gebietsmäßig integrierten Ostseeraum unterstützen. (Federführung: Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)  
· 10.4. „Erweiterung des Modells für den Nordischen Elektrizitätsmarkt (NORDEL)“
 um die drei baltischen Staaten durch schrittweises Vorgehen mit einem konkreten Zeitplan für die Umsetzung (Marktintegrierungs-Fahrplan) im Rahmen des Verbundplans für den baltischen Energiemarkt (BEMIP). (Federführung: Lettland; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	11. Verbesserung der internen und 
externen Verkehrsverbindungen
	Koordinierung durch Litauen und Schweden




Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum kommt dem Verkehr eine besonders große Bedeutung zu, da die Entfernungen – intern, zum restlichen Europa sowie zu Zielen weltweit – sehr groß und die Verkehrsbedingungen oft ungünstig sind (Wälder, Seen, im Winter Schnee und Eis usw.). Diese Region, die sich am Außenrand des wirtschaftlichen Zentrums Europas befindet, ist in hohem Maße auf den Außenhandel mit Waren angewiesen und benötigt eine gut funktionierende Verkehrsinfrastruktur für ihr wirtschaftliches Wachstum. Zudem ist die Ostsee ein empfindliches Ökosystem; entsprechend sind bei der Entwicklung von Verkehrsinfrastrukturen Umweltaspekte zu berücksichtigen. Die Ausweisung der Ostsee als besonders empfindliches Meeresgebiet (PSSA) durch die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO) ermöglicht die Ausarbeitung von individuellen, spezifischen Maßnahmen für die Ostsee, um die Nachhaltigkeit des Seeverkehrs sicherzustellen. 

Die Partner der Nördlichen Dimension haben untersucht, inwieweit eine Partnerschaft der Nördlichen Dimension für Verkehr und Logistik (NDPTL) wünschenswert ist, und schließlich die Einrichtung einer Arbeitsgruppe vereinbart, die ihre Arbeit im Januar 2008 aufgenommen hat. Ein Memorandum of Understanding zur Bildung der Partnerschaft wurde zwischen elf Partnern
 und der Kommission unterzeichnet. 

Der Zweck dieser Partnerschaft besteht darin, geeignete Schwerpunkte in den Bereichen Infrastruktur, Interoperabilität und Erleichterung des Grenzübertritts zu bestimmen, die das Verkehrssystem – insbesondere im Ostseeraum – verbessern könnten, und anschließend potenzielle Finanzierungsquellen für die Umsetzung dieser Projekte zu ermitteln (nationale Fonds, EU-Fonds, internationale Finanzierungsinstitute). 
Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die wichtigste Aufgabenstellung bezüglich der zukünftigen Verkehrsentwicklung im Ostseeraum besteht darin, seine Abgelegenheit zu vermindern, indem die Verkehrsverbindungen innerhalb der Region sowie zum Rest der EU verbessert werden. Ost-West-Verbindungen sind erforderlich, um die Defizite im Bereich der Infrastruktur an der östlichen und südlichen Seite der Ostsee auszugleichen. Besonders abgelegen ist der Norden: Hier werden bessere Anbindungen an Russland und die anderen Nachbarländer benötigt. Weitere Verbindungen nach Asien sowie zum Schwarzen Meer und zum Mittelmeer sollten aufgebaut werden. Hierdurch könnte möglicherweise das Potenzial der Region als Tor der EU nach Asien weiter vergrößert werden.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Angesichts der geografischen Bedingungen des Ostseeraums ist der Verkehr als besondere Herausforderung zu betrachten. Die Verbesserung der internen und externen Verkehrsverbindungen, die Steigerung der Effizienz und die Minimierung der Umweltfolgen der Verkehrssysteme sollten zu einer höheren Wettbewerbsfähigkeit des Ostseeraums beitragen, die Erreichbarkeit fördern und die Attraktivität der Region erhöhen. Verbindungen zu Inseln und abgelegenen Gemeinden stellen ein spezielles Problem dar.

Aktionen:

Strategische Aktionen:

· „Koordinierung der einzelstaatlichen verkehrspolitischen Maßnahmen und Infrastrukturinvestitionen“
· Die regionale Zusammenarbeit zu Verkehrsfragen sollte verstärkt werden, beispielsweise zur Interoperabilität der Verkehrssysteme, zum Einsatz von Eisbrechern, zu Komodalität, Gestaltung der Fahrgasttarife, Verkehrsforschung und ‑entwicklung, Einsatz neuer Lösungen, insbesondere bei Verkehrsmanagementsystemen (Luft, Straße, Schiene, See), Förderung gemeinsamer Aktionen (z. B. Straßensicherheit) und Austausch bewährter Verfahren. 

· Die vereinbarten TEN-V-Schwerpunktprojekte sollten pünktlich umgesetzt werden (Einzelheiten siehe unter „Vorzeigeprojekte (Beispiele)“).

· Die langfristige Verkehrsentwicklungspolitik und die einzelstaatlichen Investitionsstrategien zur Verbesserung des Zugangs zu der Region sowie der Verbindungen zwischen den Regionen sollten koordiniert werden. Insbesondere sollten sich die betroffenen Parteien innerhalb des Ostseeraums auf eine gemeinsame Position der Region in Bezug auf Änderungen verständigen, die im Rahmen der TEN-V-Politiküberprüfung und der Überarbeitung der TEN-V-Leitlinien eingeführt werden könnten (als gemeinsamer Vorschlag ohne einzelstaatliche Interessen). 

· Die Schifffahrt auf den Binnengewässern und in den Flussmündungen sollte gefördert werden (vollständige Umsetzung des Aktionsplans „Naiades“),
 um so bestehende Engpässe der Infrastruktur aufzugreifen und optimale Verbindungen zwischen den verschiedenen Ostseeregionen sicherzustellen; Beispiele: die Oder-Wasserstraße (Projekt E30) und die Verbindung der Flüsse Oder und Vistula (Projekt E70).

· Die beteiligten Parteien sollten gemeinsam die Lücken in der Infrastruktur bestimmen, die für die gesamte Region von Bedeutung sind (z. B. auf der Nord-Süd- und Ost-West-Achse).
 Die Anbindung entlegener Inseln und der Peripherie (einschließlich Verbindungen auf dem Luftweg) sollte berücksichtigt werden. 

Kooperative Aktionen:
· „Verbesserung der Verbindungen mit Russland und anderen Nachbarländern“, insbesondere für große Verkehrsverbindungen und die Frachtverkehrslogistik – durch Zusammenarbeit im Rahmen von Politik der Nördlichen Dimension (Partnerschaft der Nördlichen Dimension für Transport und Logistik) – sowie der Gemeinsamen Räume zwischen der EU und Russland; besondere Aufmerksamkeit sollte der Beseitigung von nicht mit der Infrastruktur in Zusammenhang stehenden Engpässen geschenkt werden, insbesondere wenn sie mit Grenzübergängen in Verbindung stehen. Außerdem sollten die Mitgliedstaaten Möglichkeiten für neue Verbindungen nach Osten und in den Fernen Osten untersuchen (Tor nach Asien).

· „Vereinfachung von effizienten Frachtverkehrs- und Logistiklösungen für den gesamten Ostseeraum“
 durch Beseitigung nicht infrastrukturbedingter Engpässe, Förderung von intermodalen Verbindungen, Weiterentwicklung des Konzepts eines „Grünen Korridors“ durch Umsetzung konkreter Projekte, Weiterentwicklung der Infrastruktur, Unterstützung von Logistik-Dienstleistern, Einrichtung vereinheitlichter elektronischer Verwaltungsverfahren, Vereinheitlichung der Kontrollverfahren usw. Die zügige Einrichtung der in der Verordnung zur Schaffung eines europäischen Schienennetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr (Verordnung (EU) Nr. 913/2010) vorgesehenen Güterverkehrskorridore wird zu einer besseren Anbindung von Güterverkehrsknoten im Ostseeraum an das umfassendere Schienengüternetz beitragen. Mit dem Netz wird die Qualität des Güterverkehrs verbessert und eine enge Zusammenarbeit zwischen Schieneninfrastrukturbetreibern bei Angelegenheiten und Investitionen im Bereich des Verkehrsmanagements gefördert; insbesondere aber wird für die Korridore jeweils eine eigene Governance-Struktur eingerichtet. Das Netz sieht hinreichende und zuverlässige Kapazitäten für den Güterverkehr auf diesen Korridoren sowie die Koordinierung zwischen dem Betrieb der Schieneninfrastruktur und dem Betrieb der Güterterminals, die Definition von Leistungszielen (z. B. Pünktlichkeit und Kapazitäten), die Überwachung der betreffenden Leistungen und die Koordinierung von Arbeiten sowie einen leichteren Zugang zu maßgeblichen Informationen und den einfacheren Austausch maßgeblicher Informationen vor. Durch die mit diesen Maßnahmen verbundene Steigerung der Attraktivität und der Effizienz von Schienengüterverkehrsdiensten im Ostseeraum und in anderen europäischen Regionen wird eine wesentliche Voraussetzung für die angestrebte Verkehrsverlagerung geschaffen. 
· „Stärkung der Rolle der Ostsee innerhalb der Verkehrssysteme der Region“ u. a. durch Ermittlung und Realisierung von „Meeresautobahnen“
 und Marco Polo-Aktionen; Ausbau von Häfen und zweckmäßige Anbindung an das Hinterland, insbesondere durch Bahnstrecken und Binnenwasserstraßen; Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz der Seeschifffahrt durch die schnelle Einführung des EU-Seeverkehrsraums ohne Grenzen und durch die allmähliche Einführung von elektronischen Fracht- und Seeverkehrskonzepten („e-freight“ und „e-maritime“); Unterstützung eines sicheren, energieeffizienten und nachhaltigen Kurzstreckenseeverkehrs und Hafenbetriebs. 

· „Förderung eines nachhaltigen Fahrgast- und Frachtverkehrs und Erleichterung des Wechsels zur Intermodalität.“
Vorzeigeprojekte (Beispiele): 

· 11.1. „Fertigstellung der vereinbarten vorrangigen Verkehrs-Infrastrukturen“
Insbesondere der vorrangigen TEN-V-Projekte wie:

-  Ausbau der Straßen-, Schienen- und Seeverkehrs-Infrastruktur in Schweden, Finnland und Dänemark im multimodalen Korridor des Nordischen Dreiecks; 

-  Rail Baltica-Achse als (Schienen-) Verbindung zwischen Polen, Litauen, Lettland und Estland (sowie Finnland über eine Eisenbahnfähre); 

-  
Feste Verbindung über den Fehmarnbelt zwischen Dänemark und Deutschland mit den Zubringerbahnstrecken von Kopenhagen und Hannover/Bremen über Hamburg;

- 
Eisenbahnachse Gdańsk – Warszawa – Brno / Bratislava – Wien

-  
Autobahnachse Gdańsk – Brno / Bratislava – Wien

Außerdem sollten Möglichkeiten zur Umsetzung etwa der folgenden für die Region wichtigen Projekte geprüft werden:

-  
Einrichtung des Bottnischen Korridors (aufgeteilt auf die schwedische Seite und die finnische Seite), der die Nordachse mit dem nordischen Dreieck und der Rail Baltica verbindet; 

-  
Verbindungen mit der Barentsregion;

-  
Elemente der Nordachse (Ost-West-Verbindungen durch die baltischen Staaten und im Norden der Region);

-  
Via Baltica als (Straßen-) Verbindung zwischen Polen, Litauen, Lettland und Estland; 

- 
Multimodale (Nord-Süd-) Verkehrsachsen: Skandinavien – Deutschland/Polen – Adriatisches Meer;

(Federführung: alle betroffenen Länder; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 11.2. „Realisierung der Partnerschaft der Nördlichen Dimension für Verkehr und Logistik“, einschließlich der entsprechenden juristischen Instrumente. (Federführung: die Partner der Nördlichen Dimension; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 11.3. „Ausbau des Ostsee-Meeresautobahnnetzes“  zur Verbindung der Ostsee-Mitgliedstaaten mit den Mitgliedstaaten in Mittel- und Westeuropa durch nachhaltige Verkehrsverbindungen, einschließlich der Route Nord-Ostsee-Kanal – Beltsee. Die ausgewählten Meeresautobahn-Korridore im Rahmen von TEN-V und Marco Polo, z. B. der auf der Verbindung Sassnitz – Trelleborg aufbauende nordische Korridor „Königslinie“ als hochwertige Bahn- und Intermodalverbindung und die auf den Verbindungen Karlshamm – Klaipeda und Karlskrona – Gdynia aufbauenden Ostsee-Meeresautobahnen, sollten realisiert werden. Weitere Projektideen (einschließlich der Verbindungen mit Polen) sollten durch regionale Zusammenarbeit entwickelt werden. (Federführung: Task Force für die Ostsee-Meeresautobahnen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 11.4. „Kürzere Flugrouten“ durch die Einrichtung von „funktionalen Luftraumblöcken“ (FAB) im Ostseeraum (d. h. Nordeuropäischer Luftraumblock sowie der Ostsee-FAB) zur Entwicklung eines Kooperationssystems zwischen den Ländern im Ostseeraum, um einen erfolgreichen, reibungslosen Übergang von internen einzelstaatlichen Flugsicherungskonzepten zu einer stärker integrierten europäischen Dimension sicherzustellen, wobei die Umsetzung für das Jahr 2012 vorgesehen ist. (Federführung: Polen und Litauen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 11.5. „Zusammenarbeit für einen intelligenteren Verkehr“ durch Entwicklung und Realisierung konkreter Pilotinitiativen, die zur Verbesserung der Sicherheit und der Effizienz der Frachtlogistik durch die Verlagerung von der Straße auf Bahn und Schiff sowie zur Minimierung der Umweltfolgen des Verkehrs in der Region beitragen (Beispiele: Projekt eines „Grünen Korridors“ von Häfen in Schweden, Dänemark und Deutschland zu Häfen in Litauen und nach Kaliningrad; das Projekt EASY WAY im Ostseeraum
 und das Projekt ECOWILL zum umweltbewussten Fahren sowie Kooperationsprogramme zur Förderung der Verkehrssicherheit). (Federführung: Litauen und Schweden; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
	12. Erhaltung und Ausbau der Attraktivität des Ostseeraums, insbesondere durch Maßnahmen in den Bereichen Bildung und Jugend, Tourismus, Kultur und Gesundheit.
	Koordinierung durch

1) Tourismus: Mecklenburg-Vorpommern (Deutschland)

2) Gesund​heit: Partner​schaft für öffentliche Gesundheit und soziales Wohlergehen im Rahmen der Nörd​lichen Dimension

3) Bildung und Jugend: Hamburg


Beschreibung des Gegenstands: 

Im Ostseeraum verbindet sich Lebensqualität mit einem hohen Bildungsstand (beispielsweise weist die Region die besten Ergebnisse der EU hinsichtlich Lesekompetenz, Abschlussquote der Sekundarstufe II und öffentliche Investitionen für Bildung auf), einem lebendigen kulturellen Erbe, malerischen Küsten- und Stadtlandschaften und offenen Gesellschaften. Auch der Tourismus-, Freizeit- und Kulturbetrieb kann zur Entwicklung der Region beitragen. 

In anderen Bereichen sind strategische Investitionen im Kulturbereich sowie in die Wirtschaftssektoren Kunst und Kultur, insbesondere in KMU, von entscheidender Bedeutung, um eine dynamische, kreative Gesellschaft in der Europäischen Union zu stärken und die Erfüllung der Lissabon-Ziele zu ermöglichen.

Ein schwierigerer demografischer Aspekt ergibt sich aus dem in Kürze bevorstehenden Eintritt der ersten großen Gruppen der geburtenstarken Jahrgänge in das Rentenalter, der mit einem Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter einhergehen wird.

Darüber hinaus beruht der Reichtum der Region auf ihrem Humankapital, und eine gesunde Bevölkerung ist die entscheidende Voraussetzung für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung von Unternehmen und Gesellschaft. Der Ostseeraum ist eine Region mit erheblichen Unterschieden bezüglich der Gesundheitsbedingungen. Er enthält Gebiete, in denen soziale und wirtschaftliche Probleme zu hohen Sterblichkeitsraten durch nicht übertragbare Krankheiten, durch Gewalt, Alkohol- und Drogenmissbrauch und die Verbreitung ansteckender Krankheiten führen. Die zunehmende grenzüberschreitende Mobilität der Menschen sollte von Maßnahmen begleitet werden, die an die Ungleichheiten der gesundheitlichen Situation und des Gesundheitsschutzes angepasst sind. 

Dieser Schwerpunktbereich konzentriert sich deshalb darauf, die Lebensqualität
 der Bürger im Ostseeraum zu erhalten und zu verbessern, damit dieser Region einerseits dynamische Menschen zur Verfügung stehen, die bereit sind, Energie in die Aufwertung ihrer Region zu investieren, und andererseits fähige, effiziente Arbeitskräfte vorhanden sind, die für zusätzlichen Wohlstand sorgen. Gleichzeitig sollen Touristen, Unternehmer, Investoren, Forscher usw. für den Ostseeraum gewonnen werden, um dem Ostseeraum auf diese Weise zu zusätzlichem menschlichen, physischen und finanziellen Kapital zu verhelfen.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die Hauptprobleme sind die demografischen Veränderungen, die mangelnden Dienstleistungen in bestimmten Bereichen, die Abwanderung junger, gut ausgebildeter Menschen und die großen regionalen Unterschiede im Gesundheitsbereich (in Bezug auf den Zugang zu Gesundheitsleistungen und deren Qualität sowie Ungleichheiten in Bezug auf Morbidität und Sterblichkeit in Verbindung mit Alkohol, Drogen und Tabak sowie mit übertragbaren Krankheiten wie HIV/AIDS und Tuberkulose). Darüber hinaus führt die unzureichende Inanspruchnahme von studentischen und beruflichen Austauschprogrammen zu einer mangelnden Ausnutzung der Möglichkeiten, da Kontakte fehlen und die entsprechenden Informationen nicht hinreichend bekannt sind. Wesentlich ist die so genannte „fünfte Grundfreiheit“. Entwicklungspotenzial besteht außerdem für die gefühlte Lebensqualität im Ostseeraum, für das Bildungssystem und das touristische Potenzial seines kulturellen Erbes und seiner Landschaften. Auch das Potenzial der kulturgeführten Entwicklung sollte genauer untersucht werden. 

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Viele Probleme und viele Möglichkeiten im Ostseeraum sollten gemeinsam behandelt werden. Bei demografischen Problemen ist eindeutig Zusammenarbeit erforderlich. Der Tourismusmarkt profitiert von einer gemeinschaftlichen Weiterentwicklung. Darüber hinaus wird eine verbesserte Zusammenarbeit bei der Behandlung gemeinsamer Gesundheitsprobleme einen Mehrwert sowohl für die einzelnen Patienten als auch für die Gesellschaft schaffen, indem sie unnötige wirtschaftliche und soziale Kosten senkt und zur Rationalisierung der Kosten für das Gesundheitssystem beiträgt. Dies ist ein deutlicher Hinweis dafür, dass bei der Behandlung dieser Probleme eine Zusammenarbeit auf der Ebene der Makroregion erforderlich ist. 

Aktionen:

Kooperative Aktionen:

· Bildung: „Weiterer Ausbau von Austauschprogrammen innerhalb des Ostseeraums“ für Schüler und Studenten in Schulen, Hochschulen, Institutionen der beruflichen Bildung oder in Organisationen der Erwachsenenbildung im Rahmen von Programmen der Europäischen Union, internationaler Organisationen (z. B. des Nordischen Ministerrats) und nationaler/regionaler/lokaler Behörden; dies könnte in gleicher Weise auf Unternehmer und andere berufstätige Menschen ausgedehnt werden.
· Bildung: „Entwicklung von direkten Aktionen von Mensch zu Mensch“ zur Verstärkung der täglichen Zusammenarbeit zwischen den Bürgern; beispielsweise sollten häufiger Schüleraustauschprogramme zur Förderung des gegenseitigen Verständnisses und zur Unterstützung des Fremdsprachenerwerbs stattfinden.

· Tourismus: „Hervorhebung und Optimierung des Potenzials eines nachhaltigem Fremdenverkehrs“ im Ostseeraum durch Erarbeitung einer umweltfreundlichen Tourismusstrategie auf der Ebene des Ostseeraums (einschließlich Russlands). Diese Strategie könnte die Angleichung der Standards umfassen, die Entwicklung ähnlicher Projekte in verschiedenen Regionen, gemeinsames Marketing der Region und die Zusammenarbeit bei Projekten. 

· Tourismus: „Vernetzung der Interessenvertreter der Tourismusindustrie und der Tourismus-Bildungsstellen und Zusammenfassung entsprechender Cluster“ auf der Grundlage der laufenden Aktivitäten, die beim ersten Ostsee-Tourismusgipfel im Oktober 2008 begonnen wurden; auf dem zweiten Ostsee-Tourismusforum in Vilnius im September 2009 wurde beschlossen, diesen Prozess im Jahresrhythmus fortzusetzen; das nächste Forum soll im Herbst 2010 von der Region Kaliningrad ausgerichtet werden. Es wurden sechs künftige Bereiche intensivierter Zusammenarbeit vereinbart, darunter gemeinsame Werbetätigkeit, die Schaffung einer gemeinsamen Internet-Plattform und die Weiterentwicklung von Produkten und Dienstleistungen aus dem Ostseeraum. 
· Gesundheit: „Eindämmung der Ausbreitung von HIV/AIDS und Tuberkulose“ durch Partnerschaften und internationale Zusammenarbeit bei einer schnellen, hochwertigen Versorgung für jedermann; der Schwerpunkt soll dabei auf Tuberkulose-/HIV-Koinfektionen sowie auf der Gewährleistung einer frühzeitigen Diagnose von HIV-Infektionen, der Sicherstellung  des Zugangs zu Behandlungen und der Verstärkung von Maßnahmen zur Senkung der Anfälligkeit liegen, insbesondere für injizierende Drogenkonsumenten (IDU), Strafgefangene usw.

· Gesundheit: „Bekämpfung gesundheitlicher Ungleichheiten durch Verbesserung der primären Gesundheitsversorgung“ durch Beurteilung der Unterschiede in der Zugänglichkeit und Qualität der primären Gesundheitsversorgung in der Region, durch Überprüfung der Situation der Patienten und der medizinischen Mitarbeiter, einschließlich ihrer Verwendung, ihrer Mobilität und ihrer Ausbildung, und durch Förderung elektronischer Technologien („e-Health“) als Möglichkeit zur Schließung von Lücken beim Zugang zur Gesundheitsversorgung und bei ihrer Qualität. 

· Gesundheit: „Vorbeugung gegen durch die Lebensweise bedingte, nicht übertragbare Krankheiten und Gewährleistung eines guten sozialen Umfelds und Arbeitsklimas“ durch Erarbeitung umfassender politischer Maßnahmen sowie von Maßnahmen in der gesamten Region zur Vermeidung und Minimierung der Schäden durch Tabakrauch, Alkohol- und Drogenkonsum bei Einzelpersonen und Familien und in der Gesellschaft (insbesondere bei jungen Menschen); die Aktionen werden zur Umsetzung des Rahmenübereinkommens zur Eindämmung des Tabakkonsums und der Strategie für Gesundheit am Arbeitsplatz der Partnerschaft für Gesundheit und soziales Wohlergehen im Rahmen der Nördlichen Dimension („Northern Dimension Partnership in Public Health and Social Well-being (NDPHS)
 Strategy on Health at Work)“ beitragen, indem sie ein gutes soziales Umfeld und Arbeitsklima sicherstellen und durch die Lebensweise bedingten, nicht übertragbaren Krankheiten vorbeugen, wobei sie den Arbeitsplatz als wirksame Bühne zur Propagierung einer gesunden Lebensweise nutzen.

· „Herstellung eines engeren Kontakts zwischen lokalen Behörden und Bürgern“ durch Entwicklung von Werkzeugen (beispielsweise anhand des LEADER-Ansatzes), damit sich die Bürger von der Behandlung ihrer Anliegen und Interessen durch die örtlichen Behörden überzeugen können. 
Vorzeigeprojekte (Beispiele): 

· 12.1. Bildung: „Verbesserung der Zusammenarbeit – auf freiwilliger Basis – zwischen den regionalen Universitäten des Ostseeraums“, damit die regionalen Universitäten den Ostseeraum unter Koordinierung ihrer Aktivitäten (Forschungsbereiche, Austausch von Studenten/Professoren/Forschern, Zusammenarbeit mit Unternehmen) zu einer durch nachhaltige Entwicklung gekennzeichneten Region machen können. Durch diese Zusammenarbeit sollten politische Entscheidungen im Bereich der Bildung für eine nachhaltige Entwicklung umgesetzt werden. Als Basis könnte das bestehende Netz von Universitäten dienen, z. B. das „Baltic University Programme“,
 dem fast alle Universitäten der Region angehören, und das „Baltic Sea Region University Network“
 mit 40 Mitgliedern. Als Modell käme das UHI Millennium Institute
 in Betracht. Das geplante „Northern Dimension Institute“, das von mehreren Universitäten in der Region vorbereitet wird, könnte ebenfalls weitere Möglichkeiten für Networking bieten. (Federführung: Baltic University Programme in Zusammenarbeit mit Litauen (Universität Wilna); Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 12.2. Bildung: „BSR-Quick“: Das Projekt BSR – Quick zielt auf die Qualifikation von Eigentümern, Auszubildenden und Mitarbeitern von KMU ab. Das Projekt umfasst die akademische Ausbildung (zwei Bachelor-Studiengänge) und die Berufsausbildung. Durch den Aufbau eines Netzes von Universitäten wird die fehlende Verbindung zwischen KMU und dem Hochschulbereich überbrückt. Zusätzlich zu Bildung und Schulungen wird das Projekt innovative Lösungen für einzelne Unternehmen liefern. (Federführung: Hanse Parlament e. V. Hamburg, Deutschland, mit 40 Partnern aus allen Ländern des Ostseeraums, darunter Unternehmensverbände, Universitäten und Fachhochschulen sowie öffentliche Verwaltungen. Termin für Fertigstellung: Dezember 2012.)
· 12.3. Bildung: „Ermittlung von Hemmnissen für die Mobilität von Forschern und Studenten im Ostseeraum und Verbesserung der Zusammenarbeit in der Region im Bereich der Mobilität“ (die so genannte „fünfte Freiheit“). (Federführung: Dänemark, Litauen und Deutschland; Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.)

· 12.4. Bildung: „Förderung von Schulaustauschprogrammen und Aufbau eines Rings von Partnerschulen um die gesamte Ostsee“, um das gegenseitige Verständnis zu verbessern und den Fremdsprachenerwerb zu fördern. (Federführung: Hamburg (in Zusammenarbeit mit dem deutschen Außenministerium); Termin für Fertigstellung: noch festzulegen.)  

· 12.5. Bildung: „Baltisches Bildungsprogramm“; das Projekt BTP (Baltic Training Programme = Baltisches Bildungsprogramm) unterstützt die Internationalisierung der beruflichen Bildung sowie grenzüberschreitendes unternehmerisches Denken und Handeln. Es umfasst zwei Teile: 1) ein Testmodell, in dem Teilnehmer von Maßnahmen zur beruflichen Bildung und deren Ideen für Kooperationsprojekte aufnehmenden Unternehmen in anderen Ländern zugeordnet werden, und 2) sieben an Interessenvertreter von Zielgruppen (z. B. Träger von Angeboten zur beruflichen Bildung sowie im Bereich der Berufsbildung tätige Unternehmen, Politiker und Beamten) gerichtete Seminare. In den Seminaren werden einschlägige Themen erörtert, um zu ermitteln, welche Maßnahmen durchgeführt werden müssen, um die Internationalisierung der beruflichen Bildung und grenzüberschreitendes unternehmerisches Denken und Handeln im Ostseeraum zu fördern. Das Projekt betrifft die Länder Estland und Lettland sowie den Osten Schwedens (Federführung: Norden Association, Schweden; Termin für Fertigstellung: Mai 2012). 

· 12.6. Bildung und Jugend: „Einrichtung eines Jugendressourcen-Zentrums“: Das „Youth Resource Centre“ in den baltischen Staaten soll nach dem Vorbild von Jugendzentren in Budapest und Straßburg aufgebaut werden (allerdings mit einem stärkeren Schwerpunkt auf dem Kompetenzaufbau im Bereich organisatorische Arbeit) und würde für junge Leute und gemeinsam mit ihnen eingerichtet. Die Anwender-Zielgruppe werden die Baltic Sea Youth Councils und weitere Jugendorganisationen bilden, und zusätzliche Erweiterungen in Richtung Belarus, Ukraine, Moldawien, Russland und möglicherweise Kaukasus sind vorgesehen. Die Tätigkeiten des Zentrums sollten mit dem „Youth Resource Centre for Eastern Europe and Caucasus“ in Warschau, Polen, koordiniert werden. Das Zentrum soll eine Kontaktstelle für die einzelstaatliche und internationale Zusammenarbeit zwischen verschiedenen nichtstaatlichen Organisationen – und für ihre Weiterentwicklung – bilden und einen Veranstaltungsort mit guten Arbeitsbedingungen und eventuell Übernachtungsmöglichkeiten bieten. (Federführung: Litauischer Jugendrat (LiJOT) in Zusammenarbeit mit den nationalen Jugendräten von Lettland, Estland, Finnland, Schweden, Norwegen, Island, Dänemark, Deutschland, Polen, Russland, Belarus; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) 

· 12.7. Tourismus: „Anziehung von Touristen in ländliche Gebiete, insbesondere im Küstenbereich“ durch Förderung gemeinsamer nachhaltiger Tourismuspakete im ländlichen Raum und in Küstenregionen (z. B. Urlaub auf dem Bauernhof, Lebensmitteltourismus, Wandern, Wintersport, Naturtourismus) und durch Einrichtung eines Tourismusnetzes unter Einbeziehung von Akteuren aus dem Tourismussektor sowie aus Forschung und Entwicklung, aus dem lokalen Sektor und dem öffentlichen Sektor, um bewährte Verfahren und Know-how im Zusammenhang mit Gestaltung und der Zugänglichkeit von Produkten und Leistungen weiterzugeben und zu verbreiten (Federführung: Regionalverband Südwestfinnland (in Zusammenarbeit mit Turku Touring); Termin für Fortschrittsbericht: 31.Mai 2012.)

· 12.8. Tourismus: „Erleichterung des Betriebs von ökologisch nachhaltigen Fähren und Kreuzfahrtschiffen auf der Ostsee“ durch Erarbeitung von Programmen, die die Anbieter von Passagierschifffahrtsleistungen (z. B. die Kreuzfahrtbranche, Anbieter von maritimen Freizeitaktivitäten, nationale/regionale/lokale Behörden, …) zusammenführen. (Federführung: AIDA Cruises, Deutschland; Termin für Fortschrittsbericht: Dezember 2012.)

· 12.9. Tourismus und Kultur: „Förderung des kulturellen Erbes und der einzigartigen Landschaften“ durch Kartierung der wichtigsten Gebiete, um Elemente des kulturellen Erbes zu bewahren und wiederzubeleben. Im Rahmen des Projekts werden wesentliche Ausrichtungen für die künftige Entwicklung attraktiver und charakteristischer Angebote für den Tourismus im Ostseeraum ermittelt. (Federführung: Marschallamt, Wojwodship Pomorskie; Termin für Fortschrittsbericht: 31. Dezember 2011.) FAST TRACK
· 12.10. Tourismus: „Entwicklung von Strategien für nachhaltigen Tourismus“ durch Nutzung von verfügbaren Informationsquellen wie der Datenbank YEPAT
 oder von Kulturkontakt Nord. Darüber hinaus werden innerhalb des Projekts AGORA 2.0
 Partner aus dem Ostseeraum (einschließlich Belarus) mit der Umsetzung von Pilotprojekten beginnen, um den Zugang zum natürlichen, kulturellen und historischen Erbe für den Tourismus zu verbessern und eine gemeinsame Identität des Ostseeraums zu erschaffen. (Federführung: Universität Greifswald (Deutschland); Termin für Fortschrittsbericht: 31. Dezember 2011.)

· 12.11. Gesundheit: „Vorbeugung gegen Alkohol- und Drogenmissbrauch bei Jugendlichen“: Ein Projekt, das den gefährlichen und schädlichen Alkoholkonsum sowie bei jungen Menschen den Konsum von Alkohol und Drogen insgesamt vermindern soll. (Federführung: Partnerschaft für öffentliche Gesundheit und soziales Wohlergehen im Rahmen der Nördlichen Dimension (NDPHS) und ihre Mitgliedstaaten; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.) FAST TRACK
· 12.12. Gesundheit: „Verbesserung der öffentlichen Gesundheit durch Förderung eines gerecht verteilten, hochwertigen Systems der primären Gesundheitsversorgung“: Ein Projekt, das dazu beitragen soll, die Kosteneffizienz des öffentlichen Gesundheitssystems zu verbessern und übertragbaren Krankheiten sowie mit sozialen Faktoren in Verbindung stehenden Gesundheitsproblemen wirksamer zu begegnen. (Federführung: die Partnerschaft für öffentliche Gesundheit und soziales Wohlergehen im Rahmen der Nördlichen Dimension (NDPHS) und der Schwedische Ausschuss für internationale Zusammenarbeit im  Gesundheitswesen (Swedish Committee for International Health Care Collaboration – SEEC); Termin für Fortschrittsbericht: Mitte 2011) FAST TRACK  
· 12.13. Gesundheit: „IKT im Dienste der Gesundheit“ – Stärkung der sozialen Kapazitäten zur Nutzung von eHealth-Technologien in Anbetracht der alternden Bevölkerung: Das INTERREG-IVB-Projekt „IKT im Dienste der Gesundheit“ wird im Netz „eHealth for Regions“ verwaltet; unter Aufbau der einschlägigen sozialen Kapazität sowie durch die Förderung der Akzeptanz und des Wissens der Bürger und der Beschäftigten im Gesundheitswesen soll die Einführung von eHealth-Technologien erleichtert werden. Das Projekt beschäftigt sich mit einigen der wesentlichen Herausforderungen, denen sich der Ostseeraum gegenübersieht: mit demografischen Veränderungen und mit den erheblichen Unterschieden hinsichtlich des Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen und der Qualität von Gesundheitsdienstleistungen. (Federführung: Fachhochschule Flensburg Deutschland; Termin für Fertigstellung: Dezember 2012.)
Entwicklung des Ostseeraums
zu einer sicheren Region

Es ist allgemein bekannt, dass ohne ein Gefühl von Sicherheit und Vertrauen in die öffentliche Ordnung Entwicklungen jeder Art sehr schwierig, wenn nicht gar unmöglich sind. Die Strategie umfasst daher auch Aktionen, die auf die speziellen Problemstellungen der Region in diesem Bereich eingehen. 

In dieser Hinsicht sind unter anderem die Problemstellungen in Bezug auf Schiffssicherheit und auf Sicherheit in der Region zu berücksichtigen. Die Ostsee ist schließlich das dominierende Merkmal der Region und verleiht ihr Geschlossenheit und Identität. Weitere Bedenken beruhen bestehen angesichts der unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen in der Region in Verbindung mit der Offenheit und der für Beziehungen innerhalb der EU charakteristischen leichten Zugänglichkeit, die allerdings den Mitgliedstaaten mit Außengrenzen eine besondere Verantwortung für den Schutz der Sicherheit der Union insgesamt auferlegt. 

Auf einige der entsprechenden Aktionen ist besonders hinzuweisen. Die Aktionen zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität sollen die Beurteilung und Vorbeugung mit einen regional kooperativen Schwerpunkt versehen, den Schutz der Außengrenzen stärken und die langfristige Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich der Strafverfolgung weiterentwickeln. Die Meeresüberwachung ist ein im Zusammenhang der Integrierten Meerespolitik vorgeschlagenes strategisches Hilfsmittel, das zur Vorbeugung gegen Kriminalität, illegale Einwanderung und Seeunfälle beiträgt. Weitere Vorbeugungsmaßnahmen in Bezug auf die Meeressicherheit sind Schulungen sowie Verbesserungen bezüglich der Schifffahrt. Die Entwicklung von Aktionen zur Verbesserung und Erweiterung der Laufbahnen und Ausbildungen im Schifffahrtsbereich, wie im Rahmen der Integrierten Meerespolitik vorgeschlagen, bildet die Grundlage für eine Arbeitskräftestrategie für die maritimen Berufe, die auf die Sicherheitsanforderungen des Ostseeraums zugeschnitten ist. Wenn Seeunfälle und andere für die Region relevante größere Notfälle eintreten, ist strategisch wichtig, dass die Region die Vorbereitung sowie Investitionsmaßnahmen in er Bedeutung, dass die Region bei der Vorbereitung und bei der Umsetzung von Investitionen koordiniert vorgeht. 
Finanzierungsbeispiele

Für den Zeitraum 2007–2013 sind im Rahmen des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und des Kohäsionsfonds für die Konvergenz-, Wettbewerbsfähigkeits- und Beschäftigungsprogramme im Ostseeraum im Bereich Risikovorsorge Mittel in folgendem Umfang für Aufgaben nach Maßgabe der Programme vorgesehen:
Insgesamt:




697 Mio. EUR.

Darüber hinaus tragen weitere EU-Programme (insbesondere die drei Rahmenprogramme zur Unterstützung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, das Siebte Forschungsrahmenprogramm und das Finanzierungsinstrument für den Katastrophenschutz) sowie nationale, regionale und lokale politische Initiativen zur Finanzierung wichtiger Projekte bei. Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat ebenfalls Kredite für eine große Zahl von Projekten gewährt bzw. Kofinanzierungen übernommen; diese Unterstützung könnte auf zahlreiche Vorzeigeprojekte ausgedehnt werden.
Projektbeispiele (laufende und geplante Projekte, Gesamtkosten):

· Estland: Verbesserung der Möglichkeiten der estnischen Rettungsdienste zur Bekämpfung von Waldbränden, Verschmutzungen durch Öl und Chemikalien sowie natürliche Gefahren – fünf verschiedene Projekte (12 Mio. EUR).

· Finnland: Entwicklung einer Kultur der Meeressicherheit – Projekte METKU (730 000 EUR) und SÖKÖ II – Behandlung von größeren Ölunfällen (650 000 EUR).

Der Pfeiler „Entwicklung des Ostseeraums zu einer sicheren Region“ umfasst die folgenden Schwerpunktbereiche:

13.
Vorreiterrolle im Bereich Sicherheit und Gefahrenabwehr im Seeverkehr
14.
Ausbau des Schutzes gegen Katastrophen zu See und an Land
15.
Verringerung der grenzüberschreitenden Kriminalität sowie Schadensbegrenzung
	13. Vorreiterrolle im Bereich Sicherheit 
und Gefahrenabwehr im Seeverkehr 
	Koordinierung durch Finnland und Dänemark


Beschreibung des Gegenstands: 

Aufgrund der strategisch günstigen Lage des Ostseeraums bieten sich Routen durch diese Region für Erdöltransporte insbesondere aus Russland an. Zwischen 2000 und 2007 haben sich die Öltransporte über den Großen Belt auf 171 Mio. t mehr als verdoppelt,
 und zwischen 1995 und 2005 haben sich die Erdöltransporte im finnischen Meerbusen vervierfacht (von 20 Mio. t auf 80 Mio. t). Für die Zukunft wird ein weiteres deutliches Wachstum erwartet. Ferner ist ein Trend zum Transport von Flüssigerdgas in Tankschiffen zu beobachten. Diese Transporte bergen Umweltrisiken, insbesondere bei schlechten winterlichen Witterungsverhältnissen (Eisbildung auf dem Meer). 

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Durch die Zunahme des Verkehrs steigt auch die Unfallgefahr, wenn keine verbesserten Verfahren zur Erhöhung der Sicherheit und zur Senkung des Umweltrisikos eingeführt werden. Im Zentrum der erforderlichen Verbesserungen stehen Maßnahmen zur Verkehrsorganisation, die die Beobachtung der Schiffsbewegungen ermöglichen, um der Entstehung gefährlicher Situationen vorzubeugen.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Es liegt im Interesse aller Ostsee-Anrainerstaaten, das Risiko von Meeresverschmutzungen (z. B. durch das Austreten gefährlicher Stoffe) zu begrenzen. Wie in der Integrierten Meerespolitik erläutert, würden wirksamere und besser aufeinander abgestimmte Überwachungs-, Beobachtungs- und Leitsysteme, insbesondere auf der Ebene einzelner Meeresbecken, die Meeressicherheit deutlich verbessern. Die Berücksichtigung des menschlichen Faktors, eines komplexen, vieldimensionalen Problemfelds, das das Wohlbefinden der Menschen auf See betrifft, hat häufig unmittelbare Bedeutung für die Meeressicherheit und wirkt sich auf die Umwelt aus. 

Aktion:

Strategische Aktionen:

· „Schaffung eines gemeinsamen maritimen Managementsystems und einer Überwachungs-, Informations- und Erkenntnisaustauschumgebung für die Ostsee“: Zur Erfassung sämtlicher meeresbezogener Vorgänge ist ein integriertes Netz von Berichterstattungs- und Überwachungssystemen benötigt (z. B. für Sicherheit und Schutz auf dem Meer, Schutz der Meeresumwelt, Fischfangkontrolle, Zoll, Grenzkontrolle und Strafverfolgung; dabei sind allerdings die maßgeblichen Datenschutzbestimmungen zu beachten. Darüber hinaus sind etwaige Lücken und Unvereinbarkeiten in Bereichen zu ermitteln, in denen eine Zusammenarbeit zwischen zivilen und militärischen Stellen besteht oder aufgebaut werden könnte. Das Netz sollte auf bestehenden und künftigen Initiativen und Pilotprojekten zur Integration von Systemen aufbauen.

· „Verbesserung der Koordination von Systemen für die Schiffswegeführung und für die Überwachung des Schiffsverkehrs und Überlegungen hinsichtlich der Einführung neuer Systeme“: Weitere Verbesserung der Mechanismen für die Abstimmung und den Austausch von Informationen zwischen den bestehenden Systemen, um die wirksame Interoperabilität dieser Systeme sicherzustellen. Die Küstenstaaten sollten gemeinsam erwägen, ob neue Maßnahmen (Wegeführungs-/Verkehrstrennungsprogramme /obligatorische Berichterstattungssysteme) eingeführt werden sollten; Entscheidungen über diese Maßnahmen sollten auf der Analyse der Risiken und der Wirksamkeit der Maßnahmen auf der Grundlage einer formalen Sicherheitsbewertung sowie von Forschungsprojekten getroffen werden. Gemeinsame Nutzung verbesserter Satellitennavigationssysteme wie Galileo zur Unterstützung der Positionsbestimmung und Navigation auf See, insbesondere für automatische Identifikationssysteme (AIS), für Schiffsverkehrsmanagementsysteme (VMS), für die Überwachung gefährlicher Ladung, für Hafeneinfahrten, für Häfen und eingeschränkte Gewässer und für Such- und Rettungssysteme.
· „Gemeinsame Anwendung von Überwachungs-Tools“, z. B. Küstenradar, Automatisches Identifikationssystem (AIS), Fahrzeugüberwachungssystem (VMS), Fernidentifizierung und ‑verfolgung (LRIT), Erdbeobachtungssatelliten und Seepatrouille, im Ostseeraum. Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Ostseeraum und der Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs wird fortgeführt.
 Ein weiterer Dialog sollte zwischen den zuständigen Behörden, einschließlich der Streitkräfte, stattfinden, um die Möglichkeit einer gemeinsamen Tätigkeit nationaler Stellen auf regionaler Ebene zu untersuchen.

Kooperative Aktionen:

· „Gewährleistung, dass die Schiffe – insbesondere beim Transport von Energieerzeugnissen oder sonstiger gefährlicher Ladung – den strengsten Sicherheitsnormen für den Seeverkehr entsprechen“ und dass die an Bord arbeitenden Mannschaften gut ausgebildet sind – im Rahmen der Bemühungen der EU um ein hohes Qualitätsniveau des Schiffsverkehrs, insbesondere unter Berücksichtigung des unlängst angenommenen dritten Pakets „Seeverkehrssicherheit“ der EU. 
Vorzeigeprojekte (Beispiele): 

· 13.1. „Durchführung einer technischen Machbarkeitsstudie zu einem Küstenwache-Netz für die Ostsee“: Dieses Netz sollte nationale den Dienstleistungen von Küstenwachen vergleichbare Dienstleistungen in EU-Mitgliedstaaten und Drittländern betreffen, die mit der Sicherheit und dem Schutz des Seeverkehrs und mit der Vorbeugung und Bekämpfung von Verschmutzungen der Ostsee in Zusammenhang stehen. (Federführung: Finnische Küstenwache (noch zu bestätigen), zuständige europäische Agenturen (zuzuweisen), Nachverfolgung durch GD Maritime Angelegenheiten und Fischerei; Termin für Fertigstellung: 31. Dezember 2011.) 

· 13.2. „Entwicklung zu einer Pilotregion für die Integration maritimer Überwachungssysteme“: Das Gesamtziel dieses Pilotprojekts zur Meerespolitik und der Vorbereitungsmaßnahmen ist die Entwicklung und der Test von Mechanismen zur verstärkten Sensibilisierung für die Situation des Meeres durch Austausch einschlägiger Informationen zwischen den Regierungsstellen und Agenturen, die für die Überwachung der Aktivitäten aller Ostseestaaten auf See verantwortlich sind. 
 Ein konkretes Ziel ist die Entwicklung technischer Schnittstellen, über die sich alle Länder auf sichere Weise zu gemeinsamen Lageberichten zusammenschalten können und die u. a. vertrauliche Informationen bezüglich des Strafvollzugs enthalten. (Federführung: Das Pilotprojekt MARSUNO wird von Schweden geleitet, Nachverfolgung durch GD Maritime Angelegenheiten und Fischerei; Termin für Fertigstellung: Dezember 2011.) FAST TRACK
· 13.3. „Beschleunigung der Neuvermessung der wichtigsten Schifffahrtsrouten und Häfen“ (wie in der HELCOM vereinbart), um zu gewährleisten, dass die Sicherheit der Navigation nicht durch unzureichende Ausgangsinformationen gefährdet wird. (Federführung: HELCOM in Zusammenarbeit mit der Internationalen Hydrografischen Organisation; Termin für Fortschrittsbericht: 2013.)

· 13.4. „Entwicklung zur Pilotregion für E-Navigation“
 durch Einrichtung einer oder mehrerer Versuchszonen für E-Navigation mit dem Ziel des allmählichen Aufbaus eines integrierten Netzes von E-Navigations-Systemen für die europäischen Küstengewässer und die Hochsee (Projekt „Efficient, Safe and Sustainable Traffic at Sea“ (EfficienSea), finanziert durch das transnationale Programm „Ostseeraum“). (Federführung: Dänische Meeressicherheitsbehörde; Termin für Fertigstellung: 31. Dezember 2011.) FAST TRACK
· 13.5. „Einrichtung eines Netzes von Kompetenzzentren für die nautische Ausbildung“, um jungen Menschen attraktive Perspektiven für eine lebenslange Laufbahn in maritimen Unternehmen/Berufen zu bieten und die Mobilität zwischen see- und landbasierten Arbeitsplätzen zu erleichtern; „Gemeinsame Entwicklung hoher Standards für Schulungen und Übungen“, um die Kenntnisse der Seeleute auf dem aktuellen Stand zu halten und die Anforderungen an die der modernen Schifffahrtsindustrie anzupassen (komplexe Schiffe, IKT, Sicherheit, Navigation bei bestehender Eisdecke). Sicherstellung der Vertrautheit mit den Sicherheitsplänen und ‑verfahren zur Gewährleistung der Sicherheit von Schiffen und Hafeneinrichtungen.
 (Federführung: Polen; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2011.)

· 13.6. „Erarbeitung eines Plans zur Reduzierung der Fischereiunfälle“: Dies könnte durch eine Verbesserung der Art und Weise erzielt werden, wie Informationen über Unfälle gesammelt und analysiert werden, durch verbesserte Schulungen und Sensibilisierungsprogramme sowie durch den Austausch bewährter Verfahren und die Entwicklung spezifischer Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit der Fischer. (Federführung: Mitgliedstaaten und/oder zwischenstaatliches Gremium (noch zu bestätigen); Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 13.7. „Durchführung einer formellen Risikobewertung für Flüssiggastanker im Ostseeraum“: Der Seetransport von verflüssigten Erdgasen (LNG) für den Energieverbrauch hat sich zu einem Markt mit zunehmender Bedeutung entwickelt. Dies wird sich voraussichtlich auch auf den Ostseeraum auswirken. Über Unfälle mit LNG-Tankern und LNG-Terminals stehen nur in sehr begrenztem Umfang Erfahrungen zur Verfügung. Daher ist eine formelle Risikobewertung (FSA) für diese Art des Schiffsfrachtverkehrs im Ostseeraum erforderlich. Zweck dieser Maßnahme ist die Ermittlung von Vorbeugungsmaßnahmen und ‑bestimmungen hinsichtlich Sicherheit und Gefahrenabwehr. Die FSA sollte sowohl staatliche Stellen als auch Industrievertreter einbeziehen, um Modellverfahren, Notfallpläne, Leitlinien und gesetzliche Anreize zu entwickeln. Diese Initiative ist nur bei einer angemessenen Finanzierung möglich, sodass zunächst eine Vorstudie zu den Finanzierungsmöglichkeiten durchgeführt werden sollte. (Federführung: Polen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	14. Verbesserung der Interventionsfähigkeit
bei Seeunfällen zum Schutz vor größeren Notfällen
	Koordinierung durch Dänemark


Beschreibung des Gegenstands: 

Für die kommenden Jahre wird eine deutliche Zunahme des Schiffsverkehrs auf der Ostsee erwartet; entsprechend wird das Unfallrisiko steigen. Zwar hat sich die Häufigkeit von Schiffsunfällen (insbesondere von Unfällen, die Verunreinigungen verursachten) in den letzten Jahren glücklicherweise nicht erhöht, aber im Jahr 2007 kam es in der Ostsee zu 120 Schiffsunfällen.
 Weitere größere Notfälle mit grenzüberschreitenden Auswirkungen könnten beispielsweise durch natürliche oder technologiebedingte Katastrophen, Terroranschläge (u. a. Anschläge mit chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen Mitteln) und technologische, radiologische oder ökologische Unfälle sowie aufgrund von Gesundheitsbedrohungen durch übertragbare und nicht übertragbare Krankheiten entstehen. Die wirtschaftlichen Folgen von Katastrophen können sich nachteilig auf das Wirtschaftswachstum und die Wettbewerbsfähigkeit der EU-Regionen auswirken.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Die Möglichkeit unbeabsichtigter Freisetzungen gefährlicher Stoffe oder illegaler Einleitungen ins Meer bedingt schwere Risiken für die Umwelt. In einem Binnenmeer halten die Folgen von Verunreinigungen mit gefährlichen Stoffen lange an und können alle Küsten betreffen. In der Ostsee sind noch weitere Maßnahmen erforderlich, um die Zusammenarbeit, die gegenseitige Abstimmung und – in manchen Fällen – sogar die Geschlossenheit der maritimen Sicherheit, der Überwachungsbehörden und der Interventionen im Katastrophenfall zu verbessern. Außerdem müssen die vorhandenen Ressourcen wirksamer gebündelt werden. Die Folgen von Schifffahrtsunfällen im Ostseeraum für Mensch und Umwelt können durch die Nutzung von Synergien sowie durch eine bessere Koordinierung von Schulungen, durch Bedarfsabschätzungen, durch Planungen und geeignete Maßnahmen aller beteiligten Stellen gemildert werden. Entsprechende Schritte würden eine deutliche Verbesserung der Navigationssicherheit bewirken und dadurch auch den Mitgliedstaaten helfen, bei Verunreinigungen einzuschreiten und Such- und Rettungsmaßnahmen effizienter durchzuführen.

Man geht davon aus, dass durch den Klimawandel die Wahrscheinlichkeit extremer Wetterereignisse in kürzeren Abständen zunehmen wird. Auf der Grundlage des Gemeinschaftsverfahrens für den Katastrophenschutz, das die Zusammenarbeit beim Zivilschutz und das Eingreifen im Falle großer Notsituationen erleichtert, die eventuell dringende Eingriffsmaßnahmen erfordern, sollten weitere Möglichkeiten zur Stärkung der Regionen und die Bereitschaft für wetterbedingte Gefahren untersucht werden. Dabei sollte auch die Zusammenarbeit der Gemeinschaft im Bereich Vorbeugung berücksichtigt werden (unter anderem die Mitteilung der Europäischen Kommission „Ein Gemeinschaftskonzept zur Vermeidung von Naturkatastrophen und von Menschen verursachten Katastrophen“).

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Die Vereinfachung einer effizienten gegenseitigen Hilfe und die Förderung der Zusammenarbeit beim Zivilschutz können helfen, die Lücken zwischen dem ökologischen und dem administrativen Rechtsbereich zu schließen. Die fortgesetzte Zusammenarbeit im Ostseeraum im Bereich der Vorbeugung, der Handlungsbereitschaft und des Verhaltens bei versehentlichen oder absichtlichen Meeresverschmutzungen und anderen großen Notfällen kann dazu beitragen, die Möglichkeiten der Mitgliedstaaten für den Umgang mit grenzüberschreitenden Gefahren in der Region zu verbessern. Diese Erfahrung kann auch als Modell dienen, um die Handlungsfähigkeit in anderen Meeresbecken zu verbessern. 

Aktion:

Strategische Aktionen:

· „Umsetzung des HELCOM-Ostseeaktionsplans
 (BSAP)“, um ein rasches nationales und internationales Eingreifen bei Meeresverschmutzungen sicherzustellen, unter anderem durch intensivere Zusammenarbeit bei Maßnahmen auf See und an der Küste (insbesondere unter Einbeziehung der lokalen und regionalen Behörden) und durch eine bessere Zusammenarbeit in Bezug auf Notliegeplätze gemäß der Richtlinie 2002/59; außerdem befindet sich eine gegenseitige Planung für Notliegeplätze in Arbeit, um sicherzustellen, dass einem in Not geratenen Schiff ungeachtet der Landesgrenzen jederzeit der am besten geeignete Notliegeplatz zugewiesen wird.
Kooperative Aktionen:

· „Entwicklung eines Vorbeugungs- und Bereitschaftskonzepts für Winterstürme und Sturmfluten“ im Ostseeraum; Entwicklung von Methoden zur Sicherstellung der Zusammenarbeit zwischen verschiedenen lokalen, regionalen und nationalen Agenturen, die an Notfallmaßnahmen in Bezug auf Winterstürme und Sturmfluten beteiligt sind, und zur Erweiterung der Synergien mit dem Gemeinschaftsverfahren für den Katastrophenschutz. Die Methoden zur Zusammenarbeit sollten weit gefasst werden und auch Informationsmaßnahmen in der Öffentlichkeit, Notfallplanungen, Katastrophenszenarien, Kommunikationssysteme, den Einsatz technischer Hilfsmittel, gemeinsame Übungen und Schulungen usw. abdecken. 

Vorzeigeprojekte (Beispiele): 

· 14.1. „Beurteilung der Kapazität freiwilliger Hilfskräfte für Notfallmaßnahmen bei Meeresverschmutzungsfällen sowie für Such- und Rettungsmaßnahmen auf See“: Bei diesem Projekt soll unter anderem auf das vom grenzüberschreitenden Programm „Mittlere Ostsee“ finanzierte Projekt VOMARE zurückgegriffen werden, das Bestandteil des Ziels „Territoriale Zusammenarbeit“ ist. (Federführung: Mitgliedstaaten und/oder zwischenstaatliches Gremium (noch zu bestätigen); Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· 14.2. „Kartierung vorhandener Kapazitäten für ein Eingreifen bei Meeresverschmutzungen und Erstellung von Plänen für Teilregionen für eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei Interventionsmaßnahmen anhand einer Bewertung des integrierten Risikos von Schifffahrtsunfällen. (Das Projekt BRISK
 wird aus dem transnationalen Programm „Ostseeraum“ finanziert und ist Bestandteil des Ziels „Territoriale Zusammenarbeit“). (Federführung: Admiral Danish Fleet HQ; Termin für Fertigstellung: 24. Oktober 2011) FAST TRACK 

· 14.3. Für alle Hauptgefahren im Ostseeraum, einschließlich Winterstürmen und Sturmfluten, „Entwicklung von Szenarien und Ermittlung von Lücken“, um potenzielle Katastrophen frühzeitig erkennen und so ein schnelles und wirksames Eingreifen der EU durch das Gemeinschaftsverfahren für den Katastrophenschutz ermöglichen zu können. Darüber hinaus – und unter Ausnutzung bestehender Finanzierungsmöglichkeiten im Finanzierungsinstrument für den Katastrophenschutz – Verstärkung der Schulungsmaßnahmen und Übungen in Zusammenarbeit mit den Ländern des Ostseeraums. (Federführung: Mitgliedstaaten und/oder zwischenstaatliches Gremium (noch zu bestätigen); Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

	15. Verringerung der grenzüberschreitenden 
Kriminalität / Schadensbegrenzung
	Koordinierung durch Finnland und Litauen


Beschreibung des Gegenstands: 

Die Entwicklung der Kriminalität im Ostseeraum wird durch die geografische Lage der Region zwischen Lieferländern für Zigaretten und Vorprodukte für synthetische Drogen einerseits und Abnahmeländern für Zigaretten, synthetische Drogen, Kokain und Haschisch sowie – in geringerem Umfang – Heroin andererseits geprägt. Der Menschenhandel stellt ebenfalls ein Problem dar. In dieser Hinsicht birgt der Ostseeraum attraktive Möglichkeiten für die organisierte Kriminalität – für Gruppierungen aus der Gemeinschaft ebenso wie aus Nachbarländern der EU.

Schwerpunkt (Hauptprobleme): 

Ein wichtiges Merkmal der Region sind die langen Außengrenzen. Diese Grenzen trennen häufig zwei sehr unterschiedliche Rechtssysteme; dadurch gestaltet sich die grenzüberschreitende Zusammenarbeit beim Strafvollzug oft langwierig und mühsam. Insoweit kann die Grenze auch eine Erleichterung für bestimmte organisierte kriminelle Gruppierungen und Märkte darstellen. Eine weitere Erleichterung für den illegalen Handel in dieser Region stellen das hohe Volumen des grenzüberschreitenden Verkehrs sowie verschiedene weitere Schwachstellen des Logistiksektors dar.

Mehrwert für den Ostseeraum: 

Die EU sollte die Entwicklung von regionalen Verfahrensansätzen und gemeinsamem Vorgehen zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens fördern und unterstützen, insbesondere in Grenzgebieten.
 Die weitere Optimierung der Strukturen für eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Ostseebereich dürfte erheblich dazu beitragen, die „Sicherheitsdefizite“ in der Region in den Griff zu bekommen. 
Aktion:

Strategische Aktionen:

· „Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Zoll, Küstenwache und Polizei“, sowohl innerhalb jedes Mitgliedstaates als auch zwischen den Mitgliedstaaten und auch auf See. Einrichtung eines gemeinsamen Koordinationsmechanismus auf der Grundlage bestehender Kooperationsorgane; Anwendung gemeinsamer Strafverfolgungsaktionen, gemeinsamer mobiler Patrouillen, gemeinsamer Ermittlungsgruppen, gegenseitige Nutzung der Ausrüstung der verschiedenen Dienste und Zusammenarbeit bei Entwicklung, Einkauf, Einführung und Anwendung von technologischen Hilfsmitteln zum häufigen Einsatz im Zuge der praktischen Zusammenarbeit.
 Außerdem Gespräche mit Drittländern über ihre Beteiligung an dieser Zusammenarbeit. Parallel dazu muss eine „Beurteilung des Potenzials für eine weitere Integration von Strafverfolgungsaktionen und ‑aufgaben“ durchgeführt werden (wobei die Zuständigkeiten beachtet werden, die den einzelnen Akteuren durch die jeweilige einzelstaatliche Gesetzgebung zugewiesen werden); dies ist Teil der Beurteilung der Umsetzung der Strategie für 2008–2010 der Task Force für das organisierte Verbrechen im Ostseeraum (BSTF). Dies sollte auch in Verbindung mit Aktionen gesehen werden, die auf eine Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarkts abzielen.

Vorzeigeprojekte (Beispiele): 

· 15.1. „Durchführung einer Bewertung der Bedrohungslage für den Ostseeraum“ entsprechend der Methodik für die Bewertung der Bedrohungslage im Bereich der organisierten Kriminalität (Organised Crime Threat Assessment), in Bezug auf das organisierte Verbrechen und die Sicherheit an den Grenzen, sowie einer längerfristigen Bewertung der Bedrohungslage für die kritische Infrastruktur. (Federführung: Europol in Zusammenarbeit mit der BSTF und der Baltic Sea Regional Border Control Cooperation sowie FRONTEX, sofern die Außengrenzen betroffen sind (koordiniert von Finnland); Termin für Fertigstellung: 31. Dezember 2010.) FAST TRACK
· 15.2. „Schaffung eines einzigen nationalen Koordinierungszentrums“ in jedem Mitgliedstaat, das die Tätigkeit aller nationalen Behörden, die mit Kontrollaufgaben an den Außengrenzen betraut sind (Erkennung, Identifizierung, Verfolgung und Intervention), an sieben Tagen in der Woche rund um die Uhr koordiniert und Informationen mit den Zentren in den anderen Mitgliedstaaten und mit FRONTEX austauschen kann. „Schaffung eines einzigen nationalen Grenzüberwachungssystems“, das Überwachungstätigkeiten an sämtlichen oder – je nach Risikoanalyse – ausgewählten Abschnitten der Außengrenze abdeckt und rund um die Uhr, sieben Tage die Woche, Informationen zwischen allen an der Kontrolle der Außengrenze beteiligten Behörden austauschen kann. (EUROSUR Phase 1). Dieses Vorzeigeprojekt wird mit dem Schwerpunktbereich 13 („Entwicklung zu einer in den Bereichen Meeressicherheit und Schutz führenden Region“) und besonders in seinen Strafverfolgungsaspekten mit dem Vorzeigeprojekt 2 („Entwicklung zu einer Pilotregion für die Integration maritimer Überwachungssysteme“) verknüpft. (Federführung: Finnland; Termin für Fertigstellung: 31. Dezember 2012.) FAST TRACK
· 15.3. „Durchführung der von der Ostsee-Taskforce entwickelten Regionalstrategie 2010‑2014 gegen organisierte Kriminalität“ (Federführung: Litauen; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2011.)

· 15.4. „Bündelung von Ressourcen für die Entsendung von Verbindungsbeamten in Drittländer und zu internationalen Organisationen“, um schwere Formen grenzüberschreitender Kriminalität, wie z. B. den Drogenhandel, zu bekämpfen, indem unter anderem eine Weiterentwicklung des bestehenden Beschlusses des Rates über die gemeinsame Inanspruchnahme von Verbindungsbeamten, die von den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten innerhalb des Ostseeraums entsandt sind, in Erwägung gezogen wird. (Federführung: Finnland; Termin für Fortschrittsbericht: 1. Juni 2011.)

· 15.5. „Durchführung vorbeugender Maßnahmen gegen den Menschenhandel“ und Gewährung von Unterstützung und Schutz für Opfer und gefährdete Gruppen mit Hilfe transnationaler Aktionen. (Federführung: Litauen; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

Horizontale Aktionen

Die Strategie der Europäischen Union für den Ostseeraum ist ein Schlüsselinstrument für die Förderung des territorialen Zusammenhalts an Land ebenso wie auf dem Meer. Vor diesem Hintergrund soll die Strategie sicherstellen, dass die politischen Maßnahmen auf allen Ebenen (auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene sowie auf Gemeinschaftsebene in Bezug auf meeres- wie auch auf landbezogene Politik) zu einer wettbewerbsfähigen, in sich geschlossenen und nachhaltigen Entwicklung der Region beitragen. In diesem Sinne leistet eine derartige Strategie gute Dienste für die Ziele des territorialen Zusammenhalts: Abbau territorialer Ungleichheiten, Sicherstellung vergleichbarer Lebensbedingungen, Aufbau auf den Stärken der jeweiligen Regionen, Würdigung des Wertes der Diversität, Anerkennung des Potenzials der Regionen, Gewährung freien Zugangs zur Infrastruktur und zu Dienstleistungen, Stärkung der Polyzentralität, Aufbau guter Verbindungen zwischen städtischen und ländlichen Regionen, Förderung verantwortungsvollen Handelns mit gleicher Teilhabe und gemeinschaftlicher Nutzung der gemeinsamen Ressourcen auf der Grundlage einer ökosystemorientierten Bewirtschaftung und Planung des maritimen Raumes.

Daher werden zahlreiche Aktionen empfohlen, die einen Beitrag zur Weiterentwicklung des territorialen Zusammenhalts leisten werden. Diese Aktionen sind als Ergänzungen zu den oben beschriebenen Pfeilern zu verstehen und ermöglichen die Realisierung der Strategie durch Erleichterung des Zugangs zur Finanzierung und durch besseres Verständnis der Region und der Abläufe in der Region. 

Es ist zu beachten, dass sich in diesem Abschnitt alle horizontalen Aktionen definitionsgemäß auf das Gesamtkonzept an sich beziehen und somit als strategisch betrachtet werden können; alle Aktionen sind langfristig angelegt; daher können keine Abschlusstermine genannt werden. 

Aktionen:
· „Ausrichtung der vorhandenen Finanzierung und der politischen Entscheidungen auf die Prioritäten und Aktionen der EU-Strategie für den Ostseeraum“ 

Die Strategie ist nicht an sich ein Finanzierungsinstrument: Empfohlene Aktionen sollten – in dem erforderlichen Maße – aus bestehenden Quellen finanziert werden. In Betracht kommen der Struktur- und der Kohäsionsfonds, weitere Gemeinschaftsmittel (z. B. aus dem Entwicklungsfonds für den ländlichen Raum, dem Fonds für Fischerei, externe Maßnahmen, Forschung, Umwelt usw.), nationale, regionale und lokale Fonds, Banken und internationale Finanzinstitute (insbesondere die Europäische Investitionsbank (EIB)), Nichtregierungsorganisationen und andere private Quellen. Diese Finanzierungsmöglichkeiten sollten für die Beteiligten und Projektteilnehmer transparenter gestaltet werden. Während manche Projekte problemlos finanziert werden können, wird bei anderen möglicherweise Unterstützung bei der Ermittlung verfügbarer Quellen benötigt. Die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten ist eine unerlässliche Voraussetzung für den angestrebten Erfolgt. Die Mitgliedstaaten, die regionalen und lokalen Behörden und die privaten Gremien könnten eine zentrale Kontaktstelle bestimmen, die die Verfügbarkeit der verschiedenen Finanzierungsquellen und die Anforderungen der Aktionen und Projekte aufeinander abstimmt. Allgemein sollten auch die politischen Maßnahmen besser verzahnt werden. (Termin für Fortschrittsbericht: 31. Dezember 2010.) 

· „Zusammenarbeit bei der Durchsetzung von EU-Richtlinien“, damit nationale Umsetzungsregeln keine unnötigen Hemmnisse darstellen; entsprechende Erleichterung transnationaler Initiativen und grenzübergreifender Zusammenarbeit

In vielen Bereichen – Binnenmarkt, Umwelt, Interoperabilität der Verkehrsträger, Beschaffung, Arbeit und soziale Sicherheit – wird die europäische Gesetzgebung auf einzelstaatlicher Ebene umgesetzt, und der von den Richtlinien zugelassene Ermessensspielraum kann zur Entstehung unbeabsichtigter Schranken und Blockaden führen. Die entsprechenden Beamten innerhalb des Ostseeraumes sollten durch Abstimmung untereinander sicherstellen, dass die Umsetzungsmaßnahmen der Regierungen in der Region koordiniert werden, um diesen Blockaden vorzubeugen. Dadurch werden Hindernisse beseitigt – bzw. es wird der Entstehung neuer Hindernisse vorgebeugt –, die den Handel, die Arbeitskräftemobilität, die Verkehrsverbindungen und Verbesserungen des Umweltschutzes behindern. Alle Abstimmungsmaßnahmen dieser Art wären uneingeschränkt freiwillig und würden vollständig nach Maßgabe der Gemeinschaftsvorschriften erfolgen. 

· „Entwicklung integrierter meeresbezogener Governance-Strukturen im Ostseeraum“ 

Die Umsetzung von vielen der im Zusammenhang mit den Pfeilern 1 bis 4 beschriebenen meeresbezogenen Aktionen wird eine verstärkte interne Koordinierung innerhalb der Mitgliedstaaten im Ostseeraum sowie grenzüberschreitende Netze zwischen diesen integrierten maritimen Funktionen erforderlich machen. Auf der Grundlage der Mitteilung über maritime Governance vom Juni 2008 würde die Europäische Kommission den Mitgliedstaaten die Entwicklung derartiger Mechanismen empfehlen, einschließlich entsprechender Rahmen zur Konsultation der Interessenvertreter. (Termin für Fortschrittsbericht: 31. Dezember 2010.)

· „Entwicklung zum Pilotprojekt bei der Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie“ und Durchführung frühzeitiger Aktionen zur Regenerierung der Ostsee
Die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie
 sieht die Möglichkeit vor, dass eine entsprechend qualifizierte Region als Pilotprojekt behandelt wird, wenn der Zustand einer Meeresregion so kritisch ist, dass dringende Aktionen erforderlich sind. Dies führt dazu, dass die Europäische Kommission Unterstützungsmaßnahmen leistet. Die Feststellung des Ausmaßes der Umweltschädigung in der Ostsee führte zur Annahme des HELCOM-Ostseeaktionsplans (BSAP);
 dieser Plan entspricht dem für Pilotprojekte vorgeschriebenen Konzept eines frühzeitigen Maßnahmenprogramms. Daher sollten die Überlegungen zu unterstützenden Maßnahmen seitens der Kommission dringend im Rahmen der EU-Strategie für den Ostseeraum behandelt werden. Im Hinblick auf Fortschritte bei der Einrichtung eines Pilotprojekts in der Ostsee könnte angesichts des kritischen Zustands der Ostsee eine Optimierung der Nutzung von EU-Mitteln schon in dieser Phase als wichtige Form einer „Unterstützungsaktion“ fungieren; dies würde die wirksame Integration von Umweltaspekten in der realen Anwendung sektorbezogener Maßnahmen sicherstellen, um gemäß dem Beschluss des Europäischen Rats besser auf die dringenden Umweltprobleme in Zusammenhang mit der Ostsee reagieren zu können. (Termin für Fortschrittsbericht: 31. Dezember 2010.)

· „Anregung zur Anwendung der Meeresraumplanung in allen Mitgliedstaaten an der Ostsee und Entwicklung einer gemeinsamen Vorgehensweise für grenzüberschreitende Zusammenarbeit“
Durch die zunehmende Aktivität in der Ostsee ist ein Wettbewerb um den begrenzten Meeresraum zwischen den verschiedenen Interessengruppen des Sektors (Schifffahrt und Seeverkehr, Offshore-Energiegewinnung, Hafenausbau, Fischfang, Aquakulturen usw.) entstanden; hinzu kommen umweltbezogene Vorbehalte. Die Meeresraumplanung ist ein sehr wichtiges Hilfsmittel zur besseren Entscheidungsfindung, das ein Gleichgewicht zwischen den Sektorinteressen herstellt, die um den Meeresraum konkurrieren, und zur Erreichung einer nachhaltigen Nutzung der Meeresgebiete beiträgt, die der wirtschaftlichen Entwicklung ebenso zugute kommt wie der Meeresumwelt. Die Entwicklung eines auf dem Ökosystem-Konzept basierenden Meeresplanungssystems für die Ostsee sollte durch einzelstaatliche Maßnahmen ebenso wie durch eine allgemeine, grenzüberschreitende Zusammenarbeit vorangetrieben werden, die sich an den wesentlichen allgemeinen Grundsätzen des kürzlich angenommenen Fahrplans der Kommission für die Meeresraumplanung orientiert. Die Europäische Gemeinschaft und die HELCOM-Vertragsstaaten haben im Zusammenhang mit dem HELCOM-Ostseeaktionsplan vereinbart, ein derartiges integriertes Werkzeug zu entwickeln, und entsprechende Initiativen laufen auch mit VASAB, dem Regionalbeirat für die Ostsee
 und betroffenen Interessenvertretern. Außerdem wird die Kommission vorbereitende Aktionen in der Ostsee starten, um die Umsetzung der Meeresraumplanung in einem grenzüberschreitenden Umfeld in enger Zusammenarbeit mit den Ostsee-Mitgliedstaaten zu testen. Das transnationale INTERREG-Projekt „BaltSeaPlan“ und das Projekt „Plan Bothnia“ der GD Mare sind in diesem Zusammenhang die ersten Schlüsselprojekte. (Termin für Fortschrittsbericht: noch zu bestätigen.)

· „Entwicklung und Fertigstellung einer terrestrischen Raumplanung“
Diese Aktion ist von entscheidender Bedeutung für die Sicherstellung der Kohärenz der Aktionen und der Aufrechterhaltung eines integrierten Verfahrensansatzes. Ohne ein klares Bild von der Region und ein Bewusstsein für ihre empfindlichen Bereiche, ihre demografischen und wirtschaftlichen Probleme und weitere Faktoren ist eine nachhaltige Entwicklung nicht möglich. Die terrestrische Raumplanung wird unter der Leitung von VASAB
 bereits durchgeführt, und diese Initiative sollte – in Abstimmung mit der Meeresraumplanung – verstärkt und zu Ende geführt werden. Die Langzeitperspektive für die territoriale Entwicklung des Ostseeraums (LPT = Long Term Perspective for the Territorial Development of the Baltic Sea Region) im Rahmen von VASAB
 ist ein erster Beitrag; dieser Beitrag sollte von anderen Koordinatoren von Schwerpunktmaßnahmen im Hinblick auf die Zielsetzungen, Bedingungen und Auswirkungen ihrer jeweiligen Maßnahmen im Bereich der Raumplanung berücksichtigt werden; (VASAB; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

·  „Stärkung einer Multi-Level-Governance sowie einer ortsgebundenen Raumplanung und einer nachhaltigen Entwicklung“
Mit dieser Aktion soll ein Dialog der Akteure auf allen Governance-Ebenen im Ostseeraum (ein „Ostsee-Dialog“) begründet werden, um Ergebnisse zu konsolidieren und gute Verfahren und Erfahrungen zu verbreiten. Dieser Dialog soll zur Einbeziehung aller Governance-Ebenen (Europäische Kommission, nationale Ministerien und Behörden, lokale/regionale Behörden, makroregionale Organisationen, Finanzinstitute, VASAB und HELCOM) beitragen. Ein weiteres Element ist die Nutzung von Showcases; als Showcases werden Fallbeispiele bezeichnet, denen jeweils spezielle regionale Erfahrungen sowie spezielle Erkenntnisse im Bereich der (strategischen) Raumplanung und der Wasserwirtschaft zugrunde liegen; angestrebt wird die Ermittlung von Beispielen und bewährten Verfahren, die auch auf andere Gegebenheiten übertragen werden können. Ein drittes Element ist eine LSP (Local signal panel  = lokale Signalisierungsgruppe); diese Gruppe soll dazu beitragen, dass Schwerpunktbereiche und Vorzeigeprojekte auf allen Governance-Ebenen bekannt gemacht werden können. Außerdem können alle an der Strategie beteiligten Akteure rasch und einfach Fragen stellen oder Vorschläge einbringen und Rückmeldungen („Signale“) von der lokalen/regionalen Ebene erhalten. (Termin für Fortschrittsbericht: noch zu bestätigen.)
· „Erweiterung erfolgreicher Pilot- und Demonstrationsprojekte zu vollständigen Aktionen“
Diese Kenntnisse beruhen auf Projekten, die von der EU, durch nationale, regionale oder private Fonds finanziert wurden. Beispielsweise wurden/werden Projekte dieser Art unter der Leitung der HELCOM, Baltic 21, dem Nordischen Ministerrat, Partnerschaften im Rahmen der Nördlichen Dimension usw. umgesetzt. Im Rahmen des zum EFRE-Ziel „Territoriale Zusammenarbeit“ zählenden transnationalen Programms „Ostseeraum“ werden ebenfalls einige Projekte unterstützt. Das Potenzial dieses transnationalen Programms, das bereits die Ostsee-Makroregion abdeckt, sollte maximiert werden. (Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

· „Nutzung der Forschung als Grundlage für politische Entscheidungen“ durch gemeinsame Forschungsprogramme im Ostseeraum

Damit die Ziele der Strategie erreicht werden können (u. a. die Wiederherstellung der Umwelt der Ostsee, die Anpassung an den Klimawandel, die nachhaltige Entwicklung von Fischfang, Landwirtschaft und Tourismus oder der Aufbau einer gemeinsamen Raumplanung), sind Aktionen und Maßnahmen seitens aller Länder in vielen verschiedenen Sektoren erforderlich. Oft sind diese mit hohen Kosten verbunden, und eine Ordnung nach Vordringlichkeit ist erforderlich. Eine angewandte (oder mit der Politik gekoppelte) Forschung unter Teilnahme aller Länder des Ostseeraums kann die benötigten Daten für diese Entscheidungen liefern. Das Baltic Nest-Entscheidungsunterstützungssystem
 und das gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS)
  gehören dabei zusammen mit dem geplanten Forschungsprogramm zu den Kosten für unterbliebene Aktionen (ein „Stern-Bericht“ für die Ostsee) zu den wichtigsten Komponenten.
 Insbesondere könnte das im Rahmen von BONUS aufgebaute Netz von Finanzierungsorganisationen erweitert und auch für weitere gemeinsame Forschungstätigkeiten genutzt werden, wie sie beispielsweise vom Nordischen Ministerrat unterstützt werden. (Termin: noch festzulegen.)

·  „Bereitstellung schneller Breitbandverbindungen für ländliche Gebiete“ mit Hilfe lokaler Lösungen, um die ländlichen Gemeinden in die Kommunikationsnetze einzubinden. Diese Aktion sollte mit Initiativen zur Unterstützung der Internet-Nutzung kombiniert werden, z. B. mit kostenlosen Zugängen in öffentlichen Gebäuden oder durch kostenlose Internet-Unterstützung für grundlegende Dienstleistungen. Die Unterstützung für die Internet-Nutzung sollte auch Hilfen für weniger gut gestellte Bevölkerungsgruppen mit geringem Einkommen und niedrigem Bildungsstand umfassen mit Aktionen, die auf Hilfe bei „Computer-Analphabetismus“ abzielen, IKT-Schulungen, einschließlich steuerlichen oder sonstigen Anreizen für den Besitz eines PC. Hierzu gehört auch die Ersetzung von Firmen-PC durch tragbare Geräte mit dem Ziel der Nutzung von Arbeitsplatzmodellen, die eine bessere Integration von Arbeit und Familie begünstigen. (Termin: noch festzulegen.)
· „Festlegung und Umsetzung des Beitrags des Ostseebeckens zum Europäischen maritimes Beobachtungs- und Datennetz (EMODNET) und Verbesserung der sozioökonomischen Daten“
Meeresbezogene (geologische, physikalische, chemische und biologische) Daten, die zum größten Teil von öffentlichen Einrichtungen erfasst werden, sind noch immer unvollständig, von unbestimmter Qualität und nur schwer zu zusammenhängenden Darstellungen des gesamten Ostseebeckens zusammenzufügen. Die Kommission hat ein Europäisches maritimes Beobachtungs- und Datennetz (EMODNET) vorgeschlagen. Als vorbereitende Aktion zu dieser Initiative wird eine erste Version von Themenlandkarten in der Größenordnung des Ostseebeckens zur Geologie der Ostsee (Ablagerungen, Georisiken, mineralische Ressourcen) sowie zu den größeren Meereslebensräumen (aufbauend auf Arbeiten des Projekts BALANCE) bis 2010 fertiggestellt. Außerdem hat die Kommission eine Datenbank mit Daten für die maritimen Sektoren und Küstenregionen erstellt, die einen ersten Schritt zur Erarbeitung von sozioökonomischen Kennzahlen für das gesamte Ostseebecken darstellen. (Federführung: Polen (noch zu bestätigen). Termin: noch festzulegen.)
· „Aufbau einer regionalen Identität“ auf der Ebene einer Großraumregion auf der Grundlage einer gemeinsamen Perspektive

Zu dieser Aktion würden Meinungsumfragen und Marketing-Kampagnen ebenso zählen wie Übungen zur Bewusstseinsbildung und Bekanntheitssteigerung, Werbung für das kulturelle Erbe in Verbindung mit dem verbindenden Faktor Ostsee oder die Anfertigung eines gemeinsamen Geschichtsbuchs. Möglich wäre unter anderem die Aussetzung von jährlich verliehenen Preisen für die besten Projekte zur Förderung der Region oder für eine anderweitige Unterstützung der EU-Strategie für den Ostseeraum sowie die gemeinsame Bewerbung (als „der Ostseeraum“) um die Ausrichtung einer großen, weltweiten Sportveranstaltung. Die Verfassung eines gemeinsamen Geschichtsbuchs wäre zu erwägen, da bereits ein starkes Interesse seitens der „Academia Baltica“ besteht, einer Forschungs- und Erwachsenenbildungseinrichtung mit Sitz in Kiel (Deutschland). (Federführung: BaltMet; Termin: noch festzulegen.)

· „Unterstützung für eine nachhaltige Entwicklung der Fischfanggebiete“ im Rahmen von operationellen Programmen des Europäischen Fischereifonds (EFF) und des Gemeinschaftsnetzes FAR-NET
 

Diese Aktion soll durch eine Förderung des Umweltschutzes, durch die Erneuerung und den Ausbau von Küstenweilern und ‑dörfern mit Fischfangbetrieb sowie durch Schutz- und Verbesserungsmaßnahmen für das Natur- und Architekturerbe zur Verbesserung der Lebensqualität in den Ostsee-Küstengemeinden beitragen. Diese Programme sollten außerdem zu günstigeren Bedingungen für die Entwicklung eines nachhaltigen Fremdenverkehrs in den Ostsee-Küstenbereichen beitragen, insbesondere durch Förderung des ökologischen Tourismus. Schätzungen zufolge werden im Ostseeraum ca. 60–70 lokale Fischfanggruppen gegründet, die diese Aktion eventuell im Zeitraum 2007–2013 umsetzen könnten. (Federführung: die Netze für Fischereigebiete in den einzelnen Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit dem Gemeinschaftsnetz FAR-NET; Termin für Fortschrittsbericht: noch festzulegen.)

� Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 14. Dezember 2007, Punkt 59: „Unbeschadet der integrierten Meerespolitik ersucht der Europäische Rat die Kommission, bis spätestens Juni 2009 eine EU-Strategie für den Ostseeraum vorzulegen. Diese Strategie sollte unter anderem dazu beitragen, die dringenden Umweltprobleme in Bezug auf die Ostsee zu bewältigen. Der Rahmen der Nördlichen Dimension bietet die Grundlage für die externen Aspekte der Zusammenarbeit im Ostseeraum.“


� Gemeinsame Fahrpläne der EU mit Russland. Es gibt vier gemeinsame Räume: Gemeinsamer Raum für Handel und Wirtschaft, Gemeinsamer Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, Gemeinsamer Raum der äußeren Sicherheit sowie Gemeinsamer Raum der Forschung und Bildung, der auch kulturelle Aspekte einschließt. 


� Insbesondere die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (Richtlinie 2008/56/EG, Abl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19) und die Wasser-Rahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG, ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1, geänderte Fassung).


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) (ABl. L 256).


� Einschließlich Luftqualität, Förderung der Artenvielfalt und Risikovermeidung.


� Einige dieser Projekte nutzen auch einen Rahmenkredit von der Europäischen Investitionsbank (EIB).


� Eutrophierung wird hier definiert als eine Anreicherung des Wassers durch Nährstoffe, insbesondere Stickstoff- und/oder Phosphorverbindungen, die ein beschleunigtes Wachstum von Algen und höheren Pflanzenformen verursachen und so eine unerwünschte Störung des Gleichgewichts zwischen den im Wasser vorhandenen Organismen sowie der Qualität des betroffenen Wassers bewirken.


� Im November 2007 zwischen Schweden, Finnland, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Deutschland, Dänemark, Russland und der Europäischen Kommission vereinbart.


� Eutrophication in the Baltic Sea – An integrated thematic assessment of the effects of nutrient enrichment of the Baltic Sea Region. Executive Summary (BSEP Nr. 115A und 115B) unter www.helcom.fi.


� Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik, ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 1, geändert durch die Entscheidung Nr. 2455/2001/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 331 vom 15.12.2001, S. 1.


� Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie), ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19. Neben der gemäß der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie vorgesehenen Beurteilung des Einzugsgebiets können auch Einrichtungen und Systeme zur Fernerkundung per Satellit (z. B. die von der Gemeinsamen Forschungsstelle [JRC] der Kommission und vom Institut für Umwelt und Nachhaltigkeit [IES] gemeinsam entwickelten Einrichtungen und Systeme) zur Überprüfung der durch die Umsetzung der politischen Maßnahmen der Gemeinschaft zu erzielenden ökologischen Vorteile genutzt werden.


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) (ABl. L 256 vom 30.9.2010).


� Verordnung (EG) Nr. 812/2004 des Rates zur Festlegung von Maßnahmen gegen Walbeifänge in der Fischerei und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 88/98.


� Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten.


� Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.


� OSPAR ist die durch das Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks eingerichtete Organisation, der 15 Staaten sowie die Europäische Gemeinschaft als Vertragsparteien angehören.


� Perfluoroctansulfonat (PFOS) (bzw. Perfluoroctansäure) ist ein künstliches � HYPERLINK "http://en.wikipedia.org/wiki/Fluorosurfactant" \o "Fluorosurfactant" �perfluoriertes Tensid� und ein weltweit auftretender � HYPERLINK "http://en.wikipedia.org/wiki/Pollutant" \o "Pollutant" �Schadstoff�. PFOS ist zur Klassifizierung als � HYPERLINK "http://en.wikipedia.org/wiki/Persistent_organic_pollutant" \o "Persistent organic pollutant" �langlebiger organischer Schadstoff� (POP) vorgesehen, da dieser Stoff persistent, bioakkumulierend und toxisch ist.


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) (ABl. L 256 vom 30.9.2010).


� Insbesondere, aber nicht ausschließlich Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) – und Richtlinie 2008/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Umweltqualitätsnormen im Bereich der Wasserpolitik.


� Einschließlich des Stockholmer Übereinkommens über persistente organische Schadstoffe und des Übereinkommens über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung. 


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) (ABl. L 256 vom 30.9.2010).


� Beispiele: das Forschungsprogramm „Entwicklung von Modellen zu den ökologischen Risiken im Zusammenhang mit versenkten chemischen Waffen“ (MERCW),	 http://www.fimr.fi/en/tutkimus/muu_tutkimus/en_GB/mercw/, oder die HELCOM-Veröffentlichung unter der Adresse http://www.helcom.fi/environment2/hazsubs/en_GB/chemu/?u4.highlight=ammunition.


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) (ABl. L 256 vom 30.9.2010).


� MARPOL ist ein internationales Übereinkommen zur Vermeidung von Meeresverschmutzungen durch Schiffe, das 1973 angenommen und durch das Protokoll von 1978 geändert wurde. („MARPOL“ ist die Abkürzung für MARine POLlution – Meeresverschmutzung.)


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) (ABl. L 256 vom 30.9.2010).


� Estland (Wertschöpfung 9 %; Beschäftigung 7 %), Lettland (Wertschöpfung 8 %; Beschäftigung 5 %), Dänemark (Wertschöpfung 4 %; Beschäftigung 5 %). Studie „Die Rolle der maritimen Cluster bei der Stärkung und Entwicklung der maritimen Wirtschaft“ (http://ec.europa.eu/maritimeaffairs/clusters_de.html). 


� In Programmen vorgesehene Ausgaben der Gemeinschaft 2007–2013 im Rahmen des EFF im Bereich Wohlstand: Nachhaltige Entwicklung von Fischereigebieten 316 Mio. EUR; Investitionen für Fischverarbeitung, Marketing und Aquakultur 500 Mio. EUR; insgesamt: 816 Mio. EUR.


� Einige dieser Projekte nutzen auch einen Rahmenkredit von der Europäischen Investitionsbank (EIB).


� Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Mitteilung und Aktionsplan zur Errichtung eines europäischen Seeverkehrsraums ohne Grenzen (KOM(2009) 10 endgültig; 21.1.2009).


� Mitteilung der Kommission „Ein Binnenmarkt für das Europa des 21. Jahrhunderts“; KOM (2007) 724 endgültig; 20.11.2007.


� http://ec.europa.eu/internal_market/score/docs/score18_en.pdf.


� Gemäß dem Eurobarometer 2006, http://ec.europa.eu/internal_market/strategy/index_de.htm#061204.


� Zur Teilnahme bereit: DK, EE. SE, FI – mit dem Schwerpunkt auf bestimmten Sektoren.


� Zur Teilnahme bereit: DK, EE, SE. Weiter muss überprüft werden, welche Länder zur Teilnahme am SOLVIT+-Modul dieses Projekts bereit sind – DE und DK lehnen eine Teilnahme ab. 


� Zur Teilnahme bereit: DK, EE. DE – nur in Bezug auf PCP.


� Zur Teilnahme bereit – EE –, aber der Inhalt muss noch ausführlicher erörtert werden.


� KOM(2008) 798 vom 28.11.2008.


� http://www.clusterobservatory.eu/.


� Weitere Informationen sind zu finden unter http://www.proinno-europe.eu.


� Ein gemeinsames Projekt für den Europäischen Forschungsbereich; ESS Scandinavia ist ein Konsortium, dessen Arbeit sicherstellen soll, dass ESS in Lund gebaut wird. Dem Konsortium gehören alle Universitäten und Hochschulen in der Region Öresund, zahlreiche weitere führende Universitäten und Forschungsinstitute in Skandinavien sowie die Region Skåne, die Gemeinde Lund, Copenhagen Capacity und der Öresund-Ausschuss an.


� Studie „Die Rolle der maritimen Cluster bei der Stärkung und Entwicklung der maritimen Wirtschaft“ (http://ec.europa.eu/maritimeaffairs/clusters_de.html).


� Einschließlich regionale und lokale Straßen, Flughäfen, städtischer Nahverkehr und Häfen.


� Einige dieser Projekte nutzen auch einen Rahmenkredit von der Europäischen Investitionsbank (EIB).


� Ausführliche Informationen sind abrufbar unter:	�http://ec.europa.eu/transport/infrastructure/basis_networks/guidelines/doc/pp_implementation_progress_report_may08.pdf.


� An BASREC (1999 begonnen) sind die Regierungen von Dänemark, Estland, Finnland, Deutschland, Island, Lettland, Litauen, Norwegen, Polen, Russland und Schweden beteiligt. Die Europäische Kommission ist durch die GD Energie und Verkehr vertreten. An diesen Arbeiten sind auch der Rat der Ostseestaaten (CBSS) und der Nordische Ministerrat (NCM) beteiligt.


� NORDEL ist die Organisation für die Zusammenarbeit zwischen den Übertragungsnetzbetreibern (TSOs) von Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden. Ziel ist die Schaffung eines durchgehenden nordischen Elektrizitätsmarktes.


�   Belarus, Dänemark, Estland, Finnland, Deutschland, Lettland, Litauen, Norwegen, Polen, Schweden und Russland.


� Der Aktionsplan NAIADES wurde 2006 begonnen und umfasst zahlreiche Aktionen und Maßnahmen zur Förderung der Binnenschifffahrt. Das Programm läuft bis 2013 und soll von der Europäischen Kommission, den Mitgliedstaaten und der Industrie selbst umgesetzt werden. 


� Zur Unterstützung dieser Ziele schlägt Schweden vor, gemeinsam mit den Ländern des Ostseeraums eine Studie zur Verkehrsprognose für 2030 durchzuführen. Diese Studie würde die von allen Verkehrsträgern genutzten Verkehrsströme im Ostseeraum, den Zustand der Infrastruktur und die bestehenden Engpässe beschreiben und dabei Prognosen bis 2030 berücksichtigen.


� Globale Satellitennavigationssysteme (GNSS) wie Galileo werden zur Effizienz, Sicherheit und Optimierung des See-, Luft- und Landverkehrs beitragen.


� „Meeresautobahnen“ sind bestehende oder neue seegestützte Verkehrsdienste, die in Haus-zu-Haus-Logistikketten integriert sind und sich auf Frachtströme über praktikable, regelmäßige, hochwertige und zuverlässige Kurzstreckenseeverkehr-Verbindungen mit hohem Verkehrsaufkommen konzentrieren. Die Realisierung des „Meeresautobahn“-Netzes sollte einen wesentlichen Teil der erwarteten Zunahme des Straßenfrachtverkehrs aufnehmen, die Erreichbarkeit der Rand- und Inselregionen verbessern und die Verkehrsstaus auf den Straßen vermindern.


� Im Projekt EASY WAY, das über das Programm Transeuropäisches Verkehrsnetz unterstützt wird, sind 21 Mitgliedstaaten, darunter einige aus dem Ostseeraum, zusammengeschlossen, um gemeinsam an der Realisierung intelligenter Verkehrssysteme im transeuropäischen Straßennetz zu arbeiten und diese zu beschleunigen. Es wäre vorteilhaft, wenn die in dieser Region noch fehlenden Länder Lettland, Estland und Polen sich dieser Plattform in naher Zukunft anschließen würden.


� Gemäß der im Mai 2007 angenommenen Leipzig-Charta über nachhaltige europäische Städte.


� Die „Northern Dimension Partnership in Public Health and Social Well-being“ (NDPHS) ist ein Kooperationsprojekt von dreizehn Regierungen, der Europäischen Kommission und acht internationalen Organisationen. Sie bildet ein Forum für gemeinsame Aktionen, um Problemen im Hinblick auf Gesundheit und soziales Wohlergehen und vor allem in Nordwestrussland zu begegnen.


� http://www.balticuniv.uu.se/.


� http://bsrun.utu.fi/.


� Das UHI Millennium Institute ist ein Partnerschaftsprojekt von Hochschulen und Lern- und Forschungszentren, die zusammenarbeiten, um Menschen überall in den Highlands und auf den Inseln Schottlands Bildung auf Universitätsniveau zu bieten.


�  www.yepat.info.


� Agora 2.0 sammelt Werkzeuge und Informationen in Bezug auf nachhaltigen Tourismus und macht sie interessierten Anwendern zugänglich. Die Quelle für diese Informationen sind die Agora-Partner, die alle drei Dimensionen der Nachhaltigkeit, alle Ebenen der Verwaltung und des Tourismusmanagements und unterschiedliche thematische Interessen, Projekte, Akteure und Interessenvertreter im Bereich Tourismus vertreten (www.agora2-tourism.net).


� Einige dieser Projekte nutzen auch einen Rahmenkredit von der Europäischen Investitionsbank (EIB).


� Quelle: HELCOM.


� Im Rahmen der Initiative CleanSeaNet gemäß Richtlinie 2005/35.


� Eine Zusammenarbeit sollte auch mit anderen relevanten Projekten aufgebaut werden, z. B. mit dem Projekt MARSUR, das von der Europäischen Verteidigungsagentur organisiert wird, und mit dem Projekt SUCBAS unter Federführung von Finnland. Ziel von SUCBAS (Sea Surveillance Co-operation Baltic Sea) ist die Anpassung und Weiterentwicklung einer multinationalen Zusammenarbeit bei der Seeüberwachung im Ostseeraum. Die beteiligten Länder sind Finnland, Schweden, Estland, Lettland, Deutschland, Dänemark, Polen und Litauen.


Mit dem Projekt MARSUR der EVA soll eine Lösung entwickelt werden, die dem Bedarf an einem in sich geschlossenen, gemeinsamen Seelagebild für die meeresbezogene Mission und die entsprechenden Aufgaben der ESVP entspricht und dabei die pfeilerübergreifende Vorgehensweise berücksichtigt. An dem Projekt sind 14 Mitgliedstaaten (CY, DE, ES, FI, FR, GR, PT, UK, BE, IT,IE, NL, PL, SE) sowie EUMS, EMSA, FROTEX, JRC, EUSC und die Europäische Kommission beteiligt.


� Nach Aussage des Ausschusses für E-Navigation der International Association of Marine Aids to Navigation and Lighthouse Authorities ist E-Navigation „die aufeinander abgestimmte Erstellung, Sammlung, Integration, der Austausch und die Darstellung von Schifffahrtsinformationen an Bord und an Land mit elektronischen Mitteln, um die Navigation von Liegeplatz zu Liegeplatz und die zugehörigen Dienstleistungen zu verbessern und um die Sicherheit und Gefahrenabwehr auf See und den Schutz der Meeresumwelt zu gewährleisten.“


� Erfahrungen könnten u. a. aus dem Projekt DaGoB (Safe and Reliable Transport Chains of Dangerous Goods in the Baltic Sea Region – Sichere und zuverlässige Transportketten für gefährliche Güter im Ostseeraum) gewonnen werden, das zum Teil aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung im Rahmen des Nachbarschaftsprogramms Ostseeraum INTERREG IIIB (2006–2007) finanziert wurde.


� Siehe die Daten im HELCOM-Bericht über Schifffahrtsunglücke in der Ostsee für das Jahr 2007.


� Der Plan wurde im November 2007 von Schweden, Finnland, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Deutschland, Dänemark, Russland und der Europäischen Gemeinschaft vereinbart.


� Darüber hinaus befassen sich verschiedene Projekte mit der Intervention an Land, z. B.SÖKÖ II und Baltic Master II.


� Europol Organised Crime Threat Assessment 2008.


� Europol Organised Crime Threat Assessment 2008.


� KOM(2005) 232; KOM(2004) 376.


� Ohne die Verantwortlichkeiten von FRONTEX bezüglich der Koordinierung der operationellen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten an den Außengrenzen zu beeinträchtigen.


� Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie), ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19. 


� Siehe http://www.helcom.fi/BSAP/en_GB/intro/.


� Die Hauptaufgabe des Regionalbeirats für die Ostsee besteht darin, die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten in Fragen der Fischereibewirtschaftung in der Ostsee zu beraten. 


� VASAB (Vision and Strategies around the Baltic Sea) ist ein zwischenstaatliches Netz von elf Ländern des Ostseeraums, das die Zusammenarbeit bei der Raumplanung und Entwicklung des Ostseeraums fördern soll.


� Von den für die territoriale Entwicklung und die Raumplanung im Ostseeraum zuständigen Ministern im Oktober 2009 in Wilna angenommen.


� Entwickelt am Baltic Nest Institute (www.balticnest.org).


� Beschluss Nr. 862/2010/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2010 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten durchgeführten gemeinsamen Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS), ABl. vom 30.9.2010 (ABl. L 256); das gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Ostsee (BONUS) wird durch die BONUS EEIG (Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung – EWIV) koordiniert; siehe www.bonusportal.org.


� Der „Stern Review on the Economics of Climate Change“ ist ein Bericht, der im Oktober � HYPERLINK "http://en.wikipedia.org/wiki/2006" \o "2006" �2006� von dem Wirtschaftswissenschaftler Lord Stern of Brentford für die britische Regierung angefertigt wurde. Er erörtert die Auswirkungen von Klimawandel und globaler Erwärmung auf die Weltwirtschaft insbesondere durch Vergleich der Kosten von Aktionen im Vergleich zu den Kosten von unterlassenen Aktionen.


� Gemeinschaftsnetz der Gruppen für eine nachhaltige Entwicklung der Fischereigebiete.
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